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BEKAMPFUNG DER SCHWARZARBEIT UND ILLEGALEN BESCHAFTIGUNG

I. Vorwort und Einleitung

1.1Vorwort

Die vorliegende Darstellung der Rechtsl
lage (Stand: 8. Oktober 2008) bietet einen
Uberblick tiber die Rechtslage in Abgrenl
zung zu rechtlich unzuldssigen Handlunl
gen fir den Bereich der Bekdmpfung der
Schwarzarbeit und illegalen Beschéftill
gung im Speditions-, Transport- und Logis[
tikgewerbe und dient als Nachschlagell
werk, insbesondere fur Wirtschaftsbeteill
ligte. Ergdnzende Ausfihrungen zur
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreil
heit bietet das Handbuch ,,Vorschriften fiir
die Erbringung von Dienst- oder Werkleis(l
tungen im Bereich der EU-Dienstleistungs-
und Niederlassungsfreiheit®, das auf der
Internetseite www.zoll.de (Publikationen,
Broschiren) zur Verfiigung gestellt wird.

Zweifel, ob eine steuer- oder sozialversil
cherungspflichtige Beschaftigung vorl
liegt, ob ein Gewerbe anzumelden ist usw.,
kénnen mit der jeweils zustdndigen Bell
horde geklart werden. AuBerhalb ihrer
Zustdndigkeit dirfen Behorden keine
Rechtsberatung vornehmen; das gilt auch
fur die Bundesministerien. Rechtliche und
steuerliche Beratung in Einzelféllen erteil
len die Angehorigen der beratenden Bell
rufe (insbesondere Rechtsanwiélte, Steuer(]
berater). Ferner besteht nach dem Berall
tungshilfegesetz die Maoglichkeit, Berall
tungshilfe bei einem Rechtsanwalt, einer
Rechtsanwdltin, einem Rechtsbeistand
oder einer vom jeweiligen Land eingerichl
teten Beratungsstelle in Anspruch zu
nehmen; dies setzt allerdings eine finanl
zielle Bediirftigkeit voraus.

1.2 Einleitung

Zur Verbesserung der Bekdmpfung der
Schwarzarbeit und der illegalen Beschéftill
gung haben das Bundesministerium der
Finanzen, die Tarifvertragsparteien des
Speditions-, Transport- und Logistikgewer!(]
bes (Bundesverband Guterkraftverkehr
Logistik und Entsorgung (BGL) e.V., Bunl[
desverband Mobelspedition (AMO) e.V.,
Deutscher Speditions- und Logistikverl
band eV. (DSLV), Vereinte Dienstleisl]
tungsgewerkschaft (ver.di) sowie das Bunl
desministerium fir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (BMVBS) am 7. April
2006 ein bundesweites, branchenbell
zogenes Aktionsbiindnis gegen Schwarz(l
arbeit und illegale Beschéftigung in dieser
Branche geschlossen.

Die Bundnispartner sind gemeinsam
der Auffassung, dass

> die Schwarzarbeit in Deutschland in
vielen Branchen ein alarmierendes
Niveau erreicht hat, durch das gesetl]
zestreue Betriebe und Arbeitnehmer
auch im Speditions-, Transport- und
Logistikgewerbe geschadigt werden
und nicht weiter hinnehmbare Einll
nahmeausfélle bei den Sozialversichell
rungstrdgern und dem Fiskus verur(]
sacht werden
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> durch die Schwarzarbeit viele Arbeiter > den Informationsfluss zwischen den

ihren Arbeitsplatz verloren haben, weil Verbanden und der Finanzkontrolle
Speditions-, Transport- und Logistikbell Schwarzarbeit sowie dem Bundesamt
triebe, die sich an Recht und Gesetz halll fir Guterverkehr vor Ort weiter verbesl(]
ten, gegeniiber der illegalen Konkur[ sern
renz keine faire Chance im Wettbell > unter Leitung des Bundesministeriums
werb mehr haben. der Finanzen einen Arbeitskreis auf
Bundesebene einrichten, der praktill
Das Aktionsbiindnis verfolgt folgende sche Ansétze zur verbesserten Bekampl
Ziele: fung der Schwarzarbeit und illegalen
Beschéftigung im Speditions-, Trans(]
> Schaffung eines allgemeinen Bewusst[] port- und Logistikgewerbe erarbeitet
seins fiir die negativen Folgen von und dazu auch die Wirksamkeit der
Schwarzarbeit und illegaler Beschéaftill geltenden gesetzlichen Regelungen soll
gung wie ggf. deren Anderung erortert.

> fairer Wettbewerb unter gleichen Bell
dingungen statt ruindse Preiskonkurl]l  Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der
renz durch illegale Praktiken Zollverwaltung wird tber diese Bindl
> ordnungsgemaBe Entrichtung der nisaktivititen hinaus weitere intensive
Steuern und der Beitrdge zur Sozialver(l PriifmaBnahmen zur Bekdmpfung der
sicherung durch alle Unternehmen des Schwarzarbeit und illegalen Beschéftil

Speditions-, Transport- und LogistikI(] gung im Speditions-, Transport- und Lol
gewerbes gistikgewerbe durchfithren. Dabei wird
> konsequenter Gesetzesvollzug gegenl] auch das Bundesamt fir Giiterverkehr
liber Arbeitgebern, Arbeitnehmern intensiv eingebunden.
und Auftraggebern bei der Bekdmpll
fung der gewerbsméBigen Schwarzar(l Es werden insbesondere folgende
beit und illegalen Beschaftigung Schwerpunkte im Vordergrund stehen:
> Einhaltung gesetzlich vorgegebener
sozialer Standards und Arbeitsbedinll > regelméBige Kontrollen auf der Stra3e
gungen und auf Betriebsgeldnden auch au3er[
halb allgemein tiblicher Arbeitszeiten
Um diese Ziele zu erreichen, haben die sowie am Wochenende

Biindnispartner vereinbart, eng zusaml > verstiarkte Ausrichtung der Kontrollen
menzuarbeiten und moéchten dazu insbell auch auf aktuelle Verschleierungsfor(
sondere: men gewerbsmaépBiger Schwarzarbeit,
wie z.B. Scheinselbstdndigkeit
> gffentlich in einem Biindnis gegen
Schwarzarbeit und illegale Beschéftill
gung antreten
> die Information der Offentlichkeit iiber
die schéadlichen Folgen von Schwarzar(
beit und illegaler Beschéftigung sowie
tiber die Folgen von Gesetzesverstd3en
verstiarken



I1. Uberblick zur aktuellen Lage in der
Speditions-, Transport- und
Logistikbranche

Im StraBengtiterverkehr hat sich die Auf-
waértsentwicklung in den Jahren 2006 und
2007 zu Beginn des Jahres 2008 vor dem
Hintergrund der positiven Wirtschafts-
entwicklung zundchst verstarkt fortge-
setzt.

Ausschlaggebend fiir die Entwicklung
des StraBenguterverkehrs war vor allem
das Wachstum im Binnenverkehr, welches
auf den hohen Zuwachs im Nahverkehr
zuriickzufiihren ist. Das Wachstum des
grenziberschreitenden Verkehrs fiel auf-
grund der moderaten AuBenhandelsent-
wicklung dagegen geringer aus als in den
zuriuckliegenden Jahren.

Die Finanz- und Wirtschaftskrise er-
reichte im weiteren Jahresverlauf auch die
Speditions-, Transport- und Logistikbran-
che. Im vierten Quartal 2008 sind die Auf-
tragseingdnge auf dem Giiterverkehrs-
markt sprunghaft zuriickgegangen. Trotz
der zunehmenden Abschwidchung der
Verkehrsentwicklung in den Herbstmona-
ten sind die Mengen- und Leistungen im
Jahresdurchschnitt 2008 gestiegen. Nach
den ersten vorlaufigen Ergebnissen erhoh-
te sich die im StraBengiiterverkehr befor-
derte Giitermenge im Gesamtjahr 2008 im
Vergleich zum entsprechenden Vorjahr
um 2,3%, und die Verkehrsleistung stieg
um 1,6 %.

BEKAMPFUNG DER SCHWARZARBEIT UND ILLEGALEN BESCHAFTIGUNG

Die verkehrswirtschaftliche Abkiih-
lung fiihrt seit dem vierten Quartal 2008
zu einer zunehmenden Verschlechterung
der Auftrags- und Beschéaftigungslage in
der Speditions-, Transport- und Logistik-
branche. Infolge dieser Entwicklung zeigt
sich am Markt bereits ein zunehmender
Uberhang an Laderaumkapazititen. Dies
fiihrte wieder zu einer Verscharfung des
Preis- und Leistungswettbewerbs und da-
mit zu einer zunehmenden Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Situation bei
dem Uberwiegenden Teil der deutschen
Transportunternehmen. Eine Vielzahl von
Unternehmen reagiert hierauf mit einem
Abbau bzw. einer voriibergehenden Redu-
zierung der Fuhrparkkapazititen und mit
der Biindelung von Transporten zwecks
besserer Fahrzeugauslastung.  Andere
Unternehmen wirken der Krise entgegen,
indem sie Personal entlassen oder aber
Kurzarbeit in Anspruch nehmen. Diese
Moglichkeit, Personal zu halten, ohne
Entlassungen auszusprechen, wird im
Verkehrsgewerbe erstmals verstarkt in
Betracht gezogen.

Neben der besonderen Konjunktur-
entwicklung hatten die Transport-
unternehmen im Jahr 2008 die auBerge-
wohnliche Entwicklung der Kraftstoffprei-
se zu bewdltigen. Zwar konnten fast alle
Transportunternehmen zu Beginn des
vergangenen Jahres Entgelterh6hungen
bei ihren Auftraggebern durchsetzen.
Diese waren jedoch hé&ufig nicht ausrei-
chend, um die hohen Kraftstoffkostenstei-
gerungen im Laufe des ersten Halbjahres
2008 vollstdndig abdecken zu kénnen.
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Die Bereitschaft der verladenden Wirt-
schaft, wiederholt in Preisverhandlungen
zur Kompensation der gestiegenen Kraft-
stoffpreise einzutreten, bestand nach
Kenntnis des Bundesamtes nur bedingt.
Insoweit ist der Rickgang der Kraftstoff-
preise aus Sicht des Gewerbes positiv zu
bewerten.

Auch im Bereich Personal verzeichne-

ten die Transportunternehmen deutliche
Kostensteigerungen.
Ein zunehmender Anteil der mautpflichti-
gen Fahrleistungen auf deutschen Bun-
desautobahnen wird von umweltfreundli-
cheren Fahrzeugen erbracht. Gleichwohl
klagen deutsche Transportunternehmen
infolge der Erhéhung der Lkw-Maut zum
1. Januar 2009 uber erhebliche zusétzliche
Kostenbelastungen. Insbesondere kleine
Unternehmen mit Euro 3-Lkw geben re-
gelméBig an, nicht iiber die erforderlichen
Finanzmittel zu verfiigen, um den Fahr-
zeugpark kurzfristig auf die umwelt-
freundlichste Fahrzeugtechnik umzustel-
len. Viele Euro 3-Lkw sind steuerlich noch
nicht vollstdndig abgeschrieben und ha-
ben durch die neue starke Mautspreizung
drastisch an Wiederverkaufswert verlo-
ren. Ein Teil der Auftraggeber ist lediglich
bereit, die Mautbelastung fiir Euro 5-
Fahrzeuge zu tragen - unabhéngig davon,
wie sich der Fuhrpark des Auftragnehmers
tatsachlich zusammensetzt.

Eine weitere Herausforderung fir das
deutsche Verkehrsgewerbe stellt die Frei-
gabe der Kabotage fiir Transportunter-
nehmen aus sieben Beitrittstaaten zum 1.
Mai 2009 dar. Aufgrund weiterhin beste-
hender Kostenvorteile werden internatio-
nale Ladungsverkehre zwischen Deutsch-
land und den neuen EU-Mitgliedstaaten
nach wie vor weit iiberwiegend von Trans-
portunternehmen aus Mittel- und Osteu-
ropa durchgefiihrt. Es ist davon auszuge-
hen, dass sich Unternehmen aus den neu-
en EU-Mitgliedstaaten in nennenswertem
MaBe um Binnenbeforderungen in
Deutschland bemiithen werden.

Die aus der skizzierten Entwicklung re-
sultierende Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Situation bei =zahlreichen
Transportunternehmen spiegelte sich in
einer Zunahme der Insolvenzverfahren
sowie der Zahl der Betriebsaufgaben im
StraBengiiterverkehrsgewerbe wider. Da-
bei mussten im Jahr 2008 neben kleinen
Transportunternehmen auch verschiede-
ne groBe und alt eingesessene Firmen aus
dem Transportgewerbe Insolvenz anmel-
den.

Nach den Erkenntnissen des Bundes-
amtes haben sich die Aufkommens- und
Leistungsriickgdnge in den ersten Mona-
ten des laufenden Jahres verstarkt fortge-
setzt. Sie zeigen sich auch zunehmend im
Bereich der Logistik. Die rickldufige Ver-
kehrsentwicklung ist neben dem Konjunk-
tureinbruch auch auf das kalte Winter-
wetter im Gegensatz zum Vorjahr zurtick-
zufihren.

Stand: Juli 2009
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II1. Darstellung der Rechtslage

3.1Aufenthaltsrecht/
Arbeitsgenehmigungsl]
recht

3.1.1 Allgemeines

Fir Einreise und Aufenthalt in der Bundesl[
republik Deutschland bendtigen Auslani
der grundsitzlich einen Aufenthaltstitel.
Eine Erwerbstétigkeit diirfen sie im Regelll
fall nur ausiiben, wenn der Aufenthaltstil
tel es erlaubt.

Ausldnder sind Personen, die nicht
Deutsche im Sinne des Art. 116 Grundgel
setz sind, also i.d.R. nicht die deutsche
Staatsangehdorigkeit besitzen.

Staatsangehorige eines EU-Mitgliedl
staates' (Unionsbiirger) und des EWR?sind
gegeniiber Drittstaatsangehérigen privill
legiert.

! BELGIEN, DANEMARK, DEUTSCHLAND, ENGLAND,
FINNLAND, FRANKREICH, GRIECHENLAND,
IRLAND, ITALIEN, LUXEMBURG, NIEDERLANDE,
OSTERREICH, PORTUGAL, SCHWEDEN, SPANIEN
SEIT 01.05.2004 ESTLAND, LETTLAND, LITAUEN,
MALTA, POLEN, SLOWAKEI, SLOWENIEN,
TSCHECHIEN, UNGARN, ZYPERN SEIT 01.01.2007
BULGARIEN UND RUMANIEN

2 EU-STAATEN, NORWEGEN, ISLAND,
LIECHTENSTEIN

3.1.2 Unionsbuirger

Staatsangehdorige von Belgien, Ddnemark,
England, Finnland, Frankreich, Griechenl
land, Irland, Italien, Luxemburg, Malta,
Niederlande, Osterreich, Portugal, Schwell
den, Spanien, Zypern (Sudteil) benétigen
fiir die Einreise und den Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland keinen Aufll
enthaltstitel. Es reicht aus, wenn sie ihre
Unionsbiirgerschaft mit ihrem Passdol
kument nachweisen.

Sie dirfen ferner eine unselbstédndige
Beschéftigung als Arbeitnehmer ausiiben.
Hierzu benotigen sie keine Arbeitsgeneh/

migung.
Staatsangehorige von Lettland, Litaull

en, Estland, Polen, Slowakei, Slowenien,
Tschechien, Ungarn, Ruméinien und
Bulgarien diirfen als Unionsbiirger ebenl
falls visumfrei nach Deutschland einreisen
und sich hier aufhalten.

Ihre Arbeitnehmerfreiziigigkeit ist all
lerdings zundchst noch im Rahmen der
Beitrittsvertrage eingeschréankt. Sie
benétigen zur Ausiibung einer Beschéftill
gung daher grundsétzlich eine Arbeits[
genehmigung- EU der Bundesagentur fir
Arbeit. Die Genehmigungen werden von
den Arbeitsagenturen nach den gesetzlill
chen Bestimmungen als befristete Arbeits[]
erlaubnis-EU oder unbefristete Arbeitsbell
rechtigung-EU erteilt. Sie sind dort zu
beantragen. Mit der Arbeit darf grundll
satzlich erst begonnen werden, wenn die
Genehmigung tatsdchlich ausgestellt
wurde.
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Sind die o. g. Beitrittsstaatsangehorill
gen bei einem im Ausland ansdssigen
Arbeitgeber beschéftigt und werden sie
von ihm als Fahrer im grenziiberschreill
tenden Giiterverkehr eingesetzt, so
bendtigen sie ausnahmsweise keine Arll
beitsgenehmigung-EU, wenn das
Fahrzeug im Sitzstaat des Arbeitgebers zull
gelassen ist. Handelt es sich um einen in
einem anderen Mitgliedstaat der EU oder
des EWR niedergelassenen Arbeitgeber
(z.B. niederldndische Speditionsfirma), so
darf er seine Fahrer im Rahmen der
Dienstleistungsfreiheit einsetzen.

Die Einhaltung und Beachtung der
Arbeitsgenehmigungspflicht-EU wird von
den bei den Hauptzolldmtern eingerichtell
ten Sachgebieten Finanzkontrolle
Schwarzarbeit kontrolliert.

Wer eine Beschéftigung ausiibt, ohne
dass ihm/ ihr hierfiir von der Arbeitsagenl
tur eine erforderliche Arbeitsgenehmill
gung-EU erteilt wurde, muss mit einer
GeldbuBe von bis zu 5.000 € rechnen
(§ 404 Abs. 2 Nr. 4 SGBI1I).

Bei beharrlicher Wiederholung macht
er/sie sich sogar strafbar (§ 11 Abs. 1Nr. 2 b)
SchwarzArbG) und kann mit Freiheits[
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldl
strafe bestraft werden.

Auch der Arbeitgeber, der einen Ausl
lander ohne erforderliche Arbeitsgenehll
migung-EU beschéftigt, handelt ordl
nungswidrig (§ 404 Abs. 2 Nr. 3 SGBIII). Der
BuBgeldrahmen betréagt bis zu 500.000 €.

Im beharrlichen Wiederholungsfall oder
bei unerlaubter Beschéftigung von mehr
als fiinf Ausldndern gleichzeitig kann nach
§ 11 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2a SchwarzArbG die
Tat mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe bestraft werden Soweit
auffallig schlechtere Arbeitsbedingungen
gewahrt werden, als vergleichbaren deutl]
schen Arbeitnehmern, ist ebenfalls die
Grenze zur Straftat Giberschritten. Gemas
§ 10 SchwarzArbG ist eine solche Tat mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder
Geldstrafe bedroht. In besonders schweren
Fallen kann eine solche Tat mit Freiheits[]
strafe von sechs Monaten bis zu fiinf Jah[
ren bestraft werden.

3.1.3 Staatsangehorige der
Staaten des Europail
schen Wirtschaftsraull
mes (EWR)

Der Européische Wirtschaftsraum umfasst
neben den EU-Staaten auch Norwegen,
Island und Liechtenstein.

Fiir die Staatsangehdorigen von Norwell
gen, Island und Liechtenstein gelten nach
dem EWR-Vertrag die Freiziigigkeitsbel
stimmungen des EU-Rechts.

Norwegische, isldndische und liechtenl
steinische Staatsangehdorige benotigen fiir
die Einreise und den Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland keinen Aufll
enthaltstitel. Es reicht aus, wenn sie ihre
Staatsangehorigkeit mit ihrem Passdokull
ment nachweisen. Sie diirfen ferner eine
unselbstdndige Beschaftigung als Arbeitl]
nehmer ausiiben. Hierzu bendétigen sie
keine Arbeitsgenehmigung.



3.1.4 Drittstaatsangehorige

Drittstaatsangehorige sind Personen, die
weder Deutsche noch Staatsangehorige
eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates sind.

Fur Einreise und Aufenthalt in die bzw.
der Bundesrepublik Deutschland benétill
gen Drittstaatsangehérige grundsétzlich
einen Aufenthaltstitel. Eine Erwerbstatigll
keit dirfen sie nur ausiiben, wenn der
Aufenthaltstitel es erlaubt (§ 4 Abs. 3 Aufl]
enthG) oder eine Ausnahme gilt.

Keinen Aufenthaltstitel und Beschéaftil
gungserlaubnis benétigen Staatsangehol
rige der Schweiz.

Die Ausldnderbehoérden bzw. fiir Visa
die Auslandsvertretungen der Bundesl
republik Deutschland erteilen folgende
Aufenthaltstitel:

> (befristete) Aufenthaltserlaubnis

> (unbefristete) Niederlassungserlaubnis
> Visum

> Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG

Wurde eine Niederlassungserlaubnis
oder von deutschen Behodrden eine Erlaubl]
nis zum Daueraufenthalt-EG erteilt, so darf
generell jede Erwerbstétigkeit ausgetibt
werden. Auslander mit einer Erlaubnis
zum Daueraufenthalt-EG, die von einem
anderen Mitgliedstaat ausgestellt wurde,
sind nicht zur Erwerbstéitigkeit in Deutschl
land berechtigt. Diesen Personen kann
eine Aufenthaltserlaubnis nach 38a Aufll
enthG erteilt werden, die dann eine Ausl
sage zur Erwerbstétigkeit beinhaltet.

BEKAMPFUNG DER SCHWARZARBEIT UND ILLEGALEN BESCHAFTIGUNG

Bei Ausldndern, die im Besitz einer Aufl]
enthaltserlaubnis sind, enthélt die Aufentl
haltserlaubnis auch eine Aussage zur
Erwerbstétigkeit. Auf der Basis verschiedell
ner Bestimmungen kann der Ausldnder
mit Aufenthaltserlaubnis wie der Auslan(
der mit Niederlassungserlaubnis jede
Erwerbstétigkeit ausiiben. In der Regel
enthilt die Aufenthaltserlaubnis dann den
Hinweis ,,Erwerbstétigkeit gestattet®. Entll
hélt die Aufenthaltserlaubnis lediglich die
Erlaubnis zu einer speziellen Beschéftill
gung, so ist nur diese Beschiftigung
erlaubt.

Auslédnder, die keinen Aufenthaltstitel
haben, deren Aufenthalt in Deutschland
aber gestattet (Asylbewerber) oder gedull
det ist, diirfen eine Beschéftigung nur
ausiben, wenn es ihnen ausdriicklich
erlaubt ist. Ein Arbeitsmarktzugang ist
friihestens nach einer einjéhrigen Wartell
zeit moglich.

Fir drittstaatsangehériges Fahrpersol
nal eines im Ausland ansdssigen Arbeitll
gebers sieht § 13 BeschV i.V.m. § 16 BeschV,
§ 17 AufenthV fiir den internationalen
grenziiberschreitenden  StraBenverkehr
Ausnahmen vor.

Grenziberschreitender StraBenverkehr
i. S. von § 13 BeschV liegt vor, wenn die
Fracht ohne Um- und Zwischenladevorl
gange zu ihrem in einem anderen Staat
gelegenen Bestimmungsort transportiert
wird bzw. Leerfahrten in Verbindung mit
diesen Beforderungen stattfinden. Ob
hierzu eine EWR-Au3engrenze oder eine
EWR-Binnengrenze tiberschritten wird, ist
fur die Beurteilung, ob grenziiberschreil
tender Verkehr gegeben ist, unerheblich.

SEITE 11



Sofern der Arbeitgeber eines Fahrers
seinen Sitz innerhalb der EU oder des EWR
hat, so bestimmt § 13 Abs. 1 Nr. 1i. V. m.
Artikel 2 der VO (EWG) Nr. 881/92, dass das
vom ihm benutzte Fahrzeug in einem EU-
Mitgliedsstaat amtlich zugelassen sein
muss. Danach wére ein Umsatteln fur das
Merkmal des grenziiberschreitenden Verll
kehrs dann unschédlich, wenn die neue
Zugmaschine ebenfalls in einem EU-Mit[
gliedsstaat (demselben oder einem andel
ren) amtlich zugelassen ist. In EWR-Staall
ten zugelassene Zugmaschinen sind dabei
wie in EU-Mitgliedstaaten zugelassene
Zugmaschinen zu behandeln. Ein Umsatl
teln von einer EWR-Zugmaschine auf eine
EU-Zugmaschine, und umgekehrt, ist unl
schéadlich.

Hat der Arbeitgeber eines Fahrers seill
nen Sitz auBerhalb der EU bzw. des EWR,
so muss das Fahrzeug gemaB § 13 Abs. 1 Nr.
2 BeschV im Sitzstaat des Arbeitgebers
zugelassen sein. In diesem Fall beriihrt
das Umsatteln den  Begriff des
grenziberschreitenden Verkehrs nur
dann nicht, wenn die neue Zugmaschine
ebenfalls in dem Sitzstaat des Arbeitgebers
zugelassen ist. Ein Umsatteln auf eine Zugll
maschine, die in einem anderen Staat zull
gelassen ist, wird von § 13 BeschV nicht
mehr erfasst.

MaBgeblich ist ferner nicht die
Fahrstrecke des einzelnen Fahrers sondern
der Gesamttransportweg der Ware.
Staffelfahrten, bei denen jeder Fahrer nur
eine (inléndische) Teilstrecke féhrt, die
Ladung selbst aber aus dem Ausland
kommt oder dorthin soll und unterwegs
nicht umgeladen wird, sind als grenziberl
schreitender Verkehr zu qualifizieren.

Beispiele fur grenziiberschreitenden
StraBenverkehr:
> Ladung kommt aus Ankara/Tiirkei und
wird nach Nirnberg/Deutschland
transportiert.

> Ladung kommt von Mailand/Italien
nach Koln/Deutschland.

> Ladung kommt aus Mailand/Italien
und soll nach Moskau/Russland,
Deutschland wird dabei durchfahren

> Ladung kommt aus Ankara/Tiirkei und
soll nach Hamburg/Deutschland. Der
LKW wird von verschiedenen Fahrern
jeweils fur Teilstiicke gefahren (Staffell]
fahrt). Ein Fahrer tibernimmt den LKW
in Hannover und fahrt das letzte Teilll
stiick bis Hamburg.

> Fahrer von vorangegangenem Beispiel
féhrtleer von Hamburg nach Kéln, um
dort Ware fiir Ankara/ Tiirkei zu laden.

Eine Grenziiberschreitung liegt aber
dann nicht vor, wenn die Fracht lediglich
innerhalb der Bundesrepublik Deutschl
land von A nach B beférdert wird (z.B. Lall
dung in Hamburg aufgenommen, nach
Koln transportiert und dort abgeladen).
Hierbeihandelt es sich um Kabotage.

Zur Fahrtétigkeit z&hlt neben dem Fiih(
ren des Fahrzeuges auch die Erbringung
befoérderungsbezogener Leistungen insbell
sondere auch das Be- und Entladen, nicht
aber das Einsortieren der gelieferten
Fracht im Betrieb des deutschen Kunden
oder die Montage der gelieferten Fracht.



Soweit der Arbeitgeber seinen Sitz in eill
nem EU/EWR-Staat auBerhalb Deutschl
lands hat (§ 13 Abs. 1 BeschV) und fir seil
nen drittstaatsangehorigen Fahrer eine
Fahrerbescheinigung nach der EG-VO
881/92 ausgestellt wurde, ist im grenziiberll
schreitenden StraBenverkehr fir drei
Monate innerhalb eines Zeitraumes von
12 Monaten in Deutschland keine Beschéfll
tigungserlaubnis i.S. von § 4 Abs. 3 Aufll
enthG noétig. Ein Positivstaatler geméf
Anhang II der EG-VO 539/2001° benétigt
insoweit im Gegensatz zu einem Negativl
staatler auch keinen Aufenthaltstitel (z.B.
kroatischer Fahrer eines niederldndischen
Spediteurs).

§ 13 Abs. 2 BeschV hingegen regelt die
Fallgestaltung, dass der Arbeitgeber seill
nen Sitz auBerhalb der EU/ des EWR hat.
Ein Positivstaatler, der bei einem solchen
Arbeitgeber als Fahrer beschéftigt ist, bell
notigt fiir eine Beschéftigung im grenzl
uberschreitenden StraBenverkehr bis zu
drei Monate innerhalb eines Zeitraums
von 12 Monaten keinen Aufenthaltstitel
nach dem AufenthG, wenn das Fahrzeug
im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen
ist. Er darf insoweit auch die Beschéftill
gung als Fahrer ausiben.

Ein Negativstaatler hingegen bendotigt
fir eine solche Fallgestaltung einen Aufll
enthaltstitel. Fir drei Monate innerhalb
eines Zeitraums von 12 Monaten ist es jell
doch nicht erforderlich, dass dieser
Aufenthaltstitel die Beschéftigung als
Fahrer ausdriicklich erlaubt.

3 ANDORRA, ARGENTINIEN, AUSTRALIEN,
BOLIVIEN, BRASILIEN, BRUNEI, BULGARIEN,
CHILE, COSTA RICA, EL SALVADOR, GUATEMALA,
HONDURAS, ISRAEL, JAPAN, KANADA, KROATIEN,
MALAYSIA, MEXIKO, MONACO, NEUSEELAND,
NICARAGUA, PANAMA, PARAGUAY, RUMANIEN,
SAN MARINO, SINGAPUR, SUD-KOREA, URUGUAY,
USA, VATIKANSTAAT, VENEZUELA

BEKAMPFUNG DER SCHWARZARBEIT UND ILLEGALEN BESCHAFTIGUNG

Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der
Zollverwaltung priift, ob eine Beschéftill
gung mit dem erforderlichen
Aufenthaltstitel ausgetibt wird.

Wer eine Beschéftigung ausiibt, ohne
dass ihm/ihr hierfiir ein erforderlicher
Aufenthaltstitel erteilt wurde, der die Ausll
iibung der Beschéftigung erlaubt, muss
mit einer GeldbuBe von bis zu
5.000 € rechnen (§ 404 Abs. 2 Nr. 4 SGB III).

Bei beharrlicher Wiederholung macht
er/sie sich sogar strafbar (§ 11 Abs. 1Nr. 2 b)
SchwarzArbG) und wird vom Amtsgericht
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bestraft.

Wer sich im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland aufhélt, ohne dass er dies
darf, kann mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft werden
(§ 95 Abs. 1NTr. 2, § 95 Abs. 1a AufenthG).

Ein Positivstaatler ohne Aufenthaltstil
tel, der ordnungswidrig nach § 404 Abs. 2
Nr. 4 SGB III handelt, erfullt i. d. R. auch
den Straftatbestand des illegalen Aufentl
haltes nach § 95 Abs. 1Nr. 2 AufenthG.

Der Arbeitgeber, der einen Auslédnder
ohne erforderlichen, die Beschaftigung
erlaubenden Aufenthaltstitel beschéaftigt,
handelt ordnungswidrig (§ 404 Abs. 2 Nr. 3
SGB I1I). Der Bu3geldrahmen betrégt bis zu
500.000 €.
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Im beharrlichen Wiederholungsfall
oder bei unerlaubter Beschéftigung von
mehr als fiinf Ausldndern gleichzeitig
kann nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2a
SchwarzArbG die Tat mit Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft
werden. Soweit auffillig schlechtere Arll
beitsbedingungen gewdhrt werden als
vergleichbaren deutschen Arbeitnehl
mern, ist ebenfalls die Grenze zur Straftat
uberschritten. GeméaB § 10 SchwarzArbG
ist eine solche Tat mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe bedroht. In
besonders schweren Féllen kann eine solll
che Tat mit Freiheitsstrafe von sechs Monall
ten bis zu fiinf Jahren bestraft werden.

Mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren
oder Geldstrafe wird bestraft, wer einen
Auslander zu einer illegalen Einreise nach
Deutschland anstiftet oder ihm Hilfe dazu
leistet (z.B. durch Beschaftigung oder Unl
terkunft) und dafiir einen Vorteil erhélt
oder sich versprechen ldsst oder wiederl
holt oder zugunsten von mehreren (minl
destens zwei) Ausldndern handelt (§ 96
Abs.1Nr.1i.V.m. § 95 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs.
2 Nr. 1 a AufenthG). Ebenso wird bestraft,
wer einen Ausldnder zu einem illegalen
Aufenthalt in Deutschland bzw. zum
widerrechtlichen Beschaffen und Verwenl
den eines Aufenthaltstitels oder Duldung
anstiftet und dafiir einen Vermdgensvorl
teil erhélt oder sich versprechen lésst (§ 96
Abs.1Nr.2i.V.m. § 95 Abs.1Nr.1o0der Nr. 2,
Abs. 1a oder Abs. 2 Nr. 1 b) oder Nr. 2 Aufl]
enthG). In besonders schweren Féllen
kann eine Freiheitsstrafe von sechs Monal
ten bis zu zehn Jahren verhdngt werden.
Der Versuch ist strafbar.

3.2 Leistungsmissbrauch

3.2.1 Rechtslage

Sozialleistungen dienen der Verwirklil
chung sozialer Gerechtigkeit und Sicherll
heit. Sie sollen ein menschenwiirdiges
Dasein sichern und besondere Belastunl]
gen des Lebens, auch durch Hilfe zur
Selbsthilfe, abwenden oder ausgleichen,
im Fall der Arbeitsforderung insbesondere
Hilfe zur Erlangung und Erhaltung eines
angemessenen Arbeitsplatzes und wirtl]
schaftliche Sicherung bei Arbeitslosigkeit
geben.

Sozialleistungen werden von der Solill
dargemeinschaft der Beitragszahler aufll
gebracht oder aus Steuermitteln finanl
ziert.

Derjenige, der Sozialleistungen, z.B.
Arbeitslosengeld, Arbeitslosengeld II bell
antragt oder erhdlt, hat gegentiiber dem
Sozialleistungstrdger daher gemdif § 60
SGB I Mitwirkungspflichten. So muss er
alle fiir die Sozialleistung mafBgeblichen
Tatsachen angeben und Anderungen in
den Verhéltnissen, die fiir die Leistung
erheblich sind oder iber die im Zusaml[
menhang mit der Leistung Erkldrungen
abgegeben worden sind, unverziglich
mitteilen (§ 60 Abs.1Nr.1und 2 SGBI).

Eine Anderung in den Verhéiltnissen,
die fiir den Bezug von Arbeitslosengeld
erheblich ist, ist z.B. die Aufnahme einer
Beschéftigung, auch als Nebentatigkeit
oder selbstédndige Tatigkeit.



Der Leistungsempfanger oder Antragstell
ler, der eine solche Anderung in den Verll
héltnissen vorsatzlich oder fahrléssig
nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder
nicht rechtzeitig mitteilt, handelt ordl
nungswidrig nach § 404 Abs. 2 Nr. 26 SGB
III bzw. § 63 Abs. 1 Nr. 6 SGB Il und muss mit
einer GeldbuBe von bis zu 5.000 € rechl
nen. Zu Unrecht erhaltene Sozialleistunl
gen muss er zuriickzahlen.

Soweit die o.g. Mitwirkungspflichten
nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB I vorsétzll
lich verletzt und Dienst- oder Werkleistunl
gen in erheblichem Umfang erbracht werl
den, betragt der BuBgeldrahmen bis zu
300.000 € (§ 8 Abs.1Nr.1a) und b), Abs. 3
SchwarzArbG).

Zugleich kann der Straftatbestand des
Betruges (§ 263 StGB) verwirklicht sein, der
vorrangig vor dem subsididr in Betracht
kommenden § 9 SchwarzArbG (Erschleil
chen von Sozialleistungen im Zusammen/
hang mit der Erbringung von Dienst- oder
Werkleistungen) zu sanktionieren ist. Bell
trug ist mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jah(
ren oder Geldstrafe bedroht. Der Versuch
ist strafbar. Erschleichen von Sozialleistunl
gen im Zusammenhang mit der Erbrinl
gung von Dienst- oder Werkleistungen ist
mit Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren
oder mit Geldstrafe bedroht.

Auch der Auftraggeber von Schwarzar(l
beit handelt ordnungswidrig. Wer wis[
sentlich Dienst- oder Werkleistungen in
erheblichem Umfang ausfithren lésst,
indem er eine oder mehrere Personen
beauftragt, die diese Leistungen unter
vorsatzlicher Tatbestandsverwirklichung
der Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs.1Nr.
1 a) oder b) SchwarzArbG erbringen, oder
wer dies billigend in Kauf nimmt, wird
ebenfalls mit GeldbuBe bis zu 300.000 €
bestraft (§ 8 Abs. 1Nr. 2i.V.m. Abs.1Nr.1a),
b), Abs. 3 SchwarzArbG).

BEKAMPFUNG DER SCHWARZARBEIT UND ILLEGALEN BESCHAFTIGUNG

Hat er vorsétzlich zu einem Betrug
nach § 263 StGB Hilfe geleistet oder dazu
angestiftet, so ist er ebenfalls mit Freiheits[
strafe bis zu funf Jahren oder Geldstrafe
bedroht.

3.2.2 Bescheinigungen

Bei Beendigung des Beschaftigungsverl
héltnisses muss der Arbeitgeber dem Arll
beitnehmer eine vollstindige und richtige
Arbeitsbescheinigung ausstellen (§ 312
SGB III). Er hat dabei den von der Bundes[
agentur fur Arbeit hierfiir vorgesehenen
Vordruck zu verwenden.

Wird eine Nebentatigkeit ausgeiibt, so
muss der Arbeitgeber bzw. der Auftraggell
ber demjenigen, der Arbeitslosengeld
oder Arbeitslosengeld II beantragt hat
oder bereits erhélt, dariiber unverziglich
eine vollstindige und inhaltlich zutrefll
fende Nebenverdienstbescheinigung
(§ 312 SGB III) bzw. eine Einkoml[
mensbescheinigung (§ 58 SGBII) erteilen.

Dartiber hinaus miissen Anfragen der
Agentur fiir Arbeit beantwortet werden
(§ 315SGBIIL, §§ 57, 60 SGBI).

Zuwiderhandlungen koénnen jeweils
die Festsetzung einer Geldbuf3e durch die
Agentur fiir Arbeit bis zu 2.000 € nach sich
ziehen.
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3.3 Arbeitnehmertberl
lassung

3.3.1 Rechtslage

Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Entl
leihern) Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer)
gewerbsméBig zur Arbeitsleistung tberl
lassen wollen, bediirfen gemiB § 1 AUG
grundsétzlich einer Erlaubnis der Bundesl
agentur fiir Arbeit.

Der Inhaber einer guterkraftverkehrs(l
rechtlichen Berechtigung (Erlaubnis, Gel
meinschaftslizenz usw.) bedarf fir die
Beforderung von Giitern mit einem Kraftl
fahrzeug fiir andere keiner Erlaubnis nach
dem AUG, auch wenn diese Beforderung
durch die bei ihm angestellten Fahrer vorll
genommen wird und seine Arbeitnehmer
bei der Beférderung Weisungen des Aufll
traggebers unterliegen. Eine Berechtil
gung nach dem GUKG erstreckt sich aber
nicht auf den Verleih von Kraftfahrzeugll
fihrern ohne  Kraftfahrzeug (1.1.4
Durchfithrungsanweisungen der Bundesl
agentur fiir Arbeit zum AUG, Stand Oktol]
ber 2004) und ersetzt damit nicht die Erl]
laubnis nach dem AUG.

Bei einem Dienst- oder Werkvertrag orl
ganisiert der Vertragsnehmer die zur Erl]
reichung eines wirtschaftlichen Erfolges
notwendigen Handlungen selbst, ggf. mit
Erfullungsgehilfen. Er bleibt fir die Erfilll
lung der im Vertrag geschuldeten Dienste
oder die Herstellung des geschuldeten
Werks verantwortlich. Bei der Arbeitnehl
meriberlassung uberldsst er dem Verl
tragspartner geeignete Arbeitskrifte, die
dieser nach eigenen betrieblichen Erforl
dernissen in seinem Betrieb einsetzt (BAG,
Urteil vom 08.11.1978, 5 AZR 261/77). Der
verleihende Unternehmer hat nicht dafiir
einzustehen, dass seine Arbeitnehmer

die ihnen gegeniiber dem entleihenden
Unternehmer obliegenden Vertragspflichll
ten ordnungsgemadf erfiillen. Er haftet
dafir, dass die von ihm gestellten Arbeitl]
nehmer fiir die in dem Vertrag vorgesell
hene Dienstleistung geeignet sind (BGH,
Urteil vom 09.03.1971, VI ZR 138/69).

Fir die rechtliche Einordnung eines
konkreten Vertrages kommt es nicht auf
die Bezeichnung des Vertrages an, sonl
dern auf den Inhalt der gegenseitigen
Pflichten (BGH, Urteil vom 08.11.1979, VII
ZR 337/78). Die VertragsschlieBenden konl
nen die zwingenden Schutzvorschriften
des AUG nicht dadurch umgehen, dass sie
einen vom tatsdchlichen Geschéaftsinhalt
abweichenden Vertragstyp wdhlen. Der
Geschéftsinhalt kann sich sowohl aus dem
Wortlaut des Vertrages als auch dessen
praktischer = Durchfihrung ergeben.
Widersprechen beide einander, so ist die
tatsdachliche Handhabung mafBgebend,
weil sich aus dieser am ehesten Riick[
schlisse darauf ziehen lassen, von well
chen Rechten und Pflichten die Vertragsll
partner ausgegangen sind, was sie wirk(l
lich gewollt haben. Der so ermittelte
wirkliche Wille der Vertragspartner bell
stimmt den Geschéftsinhalt und damit
den Vertragstyp (BAG, Urteil vom
31.03.1993,7 AZR 338/92).

Verfigt der Werk- oder Dienstleisl]
tungsunternehmer nicht iber die
betrieblichen oder personellen Vorausl
setzungen, die Tatigkeit der von ihm zur
Erfullung vertraglicher Pflichten im Bel
trieb eines Dritten eingesetzten Arbeitl
nehmer vor Ort zu organisieren und ihnen
Weisungen zu erteilen, so liegt Arbeitnehll
meriberlassung vor (BAG, Urteil vom
09.11.1994, 7 AZR 217/94).



Vertrage zwischen Verleihern und Entll
leihern sowie zwischen Verleihern und
Leiharbeitnehmern sind nach § 9Nr.1AUG
unwirksam, wenn der Verleiher nicht die
nach § 1 AUG erforderliche Erlaubnis hat.
In diesen Féllen gilt ein Arbeitsverhaltnis
zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer
als zustande gekommen (gesetzliche Fik[
tion).

Fiir anfallende Sozialversicherungsbeill
trdge haften Verleiher und Entleiher (§ 28e
Abs. 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch).

3.3.2 Sanktionen

Der Verleih eines Arbeitnehmers ohne das
Vorliegen einer entsprechenden Verleihll
erlaubnis ist mit GeldbuBe bis zu 25.000 €
bedroht (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 AUG). Der Verleih
(mit  Verleiherlaubnis) ausldndischer
Arbeitnehmer, die keine Arbeitsgenehmill
gung-EU bzw. einen Aufenthaltstitel besitl
zen, der die Ausiibung einer Beschaftill
gung als Leiharbeitnehmer erlaubt, ist mit
GeldbuBe bis zu 500.000,- € bedroht (404
Abs. 2 Nr. 3 SGB III). Der Verleih (ohne Verl
leiherlaubnis) ausldndischer Arbeitnehl
mer, die keine Arbeitsgenehmigung-EU
bzw. einen Aufenthaltstitel besitzen, der
die Ausiibung einer Beschéftigung als
Leiharbeitnehmer erlaubt, ist mit Geld-
oder Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren bell
droht (§15 AUG).

Der Entleih eines Arbeitnehmers von
einem Verleiher ohne entsprechende Verll
leiherlaubnis ist mit GeldbuBle bis zu
25.000 € bedroht (§ 16 Abs. 1 Nr. 1a AUG).
Der Entleih (von einem Verleiher mit Verl
leiherlaubnis) ausldndischer Arbeitnehl
mer, die keine Arbeitsgenehmigung-EU
bzw. keinen Aufenthaltstitel besitzen, der
die Ausiibung einer Beschéftigung als
Leiharbeitnehmer erlaubt, ist mit Geldl
buBe bis zu 500.000,- € bedroht (§ 16 Abs. 1
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Nr. 2 AUG). Der Entleih (von einem Verleill
her ohne Verleiherlaubnis) ausldndischer
Arbeitnehmer, die keine Arbeitsgenehmil
gung-EU bzw. keinen Aufenthaltstitel bell
sitzen, der die Ausiibung einer Beschéftill
gung als Leiharbeitnehmer erlaubt, ist mit
GeldbuBe bis zu 500.000,- € bedroht (§ 404
Abs. 2 Nr. 3 SGBIII).

Der Entleih (von einem Verleiher mit
Verleiherlaubnis) ausldndischer Leihar(l
beitnehmer die keine Arbeitsgenehmill
gung-EU bzw. keinen Aufenthaltstitel bel
sitzen, der die Ausiibung einer Beschéftil
gung als Leiharbeitnehmer erlaubt, zu
Arbeitsbedingungen die in einem aufll
falligen  Missverhéltnis zu  Arbeitsl
bedingungen deutscher Leiharbeitnehl
mer stehen, die die gleiche oder eine verll
gleichbare Tatigkeit ausiiben, ist mit Geldl
strafe oder Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahl
ren bedroht (§ 15a Abs. 1 AUG). Der Entleih
(von einem Verleiher ohne Verleiherlaubl
nis) auslandischer Leiharbeitnehmer die
keine Arbeitsgenehmigung-EU bzw. keil
nen Aufenthaltstitel besitzen, der die Ausl
ibung einer Beschéftigung als Leihar(l
beitnehmer erlaubt, zu Arbeitsbedingunl
gen die in einem auffdlligen Missverhaltll
nis zu Arbeitsbedingungen deutscher
Leiharbeitnehmer stehen, die die gleiche
oder eine vergleichbare Tatigkeit ausiiben,
ist mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis
zu funf Jahren bedroht (§ 10 SchwarzArbG).
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3.4 Sozialversicherungsl
recht

3.4.1 Grundsatz

Das deutsche Sozialversicherungsrecht
umfasst die gesetzliche Kranken-, Pflege-,
Unfall-, Arbeitslosen- und Rentenversichel
rung®. Beschaftigungen, die in Deutschl
land ausgetiibt werden, unterliegen grundll
satzlich der deutschen Versicherungsl
pflicht gemdB den einzelnen Sozialgesetz[
biichern (Territorialitdtsprinzip). Dies gilt
gemdlB § 3 SGB IV grundsétzlich auch fir
Beschiftigte, die nicht in Deutschland
wohnen oder deren Arbeitgeber in einem
anderen Staat anséssig ist.

Der Arbeitgeber hat versicherungsl
pflichtig Beschéftigte der Einzugsstelle
(Krankenkasse) und dem zustdndigen
Unfallversicherungstréager zu melden und
die entsprechenden Sozialversicherungsl
beitrdge an die Einzugstellen und den
Unfallversicherungstrager abzufiihren
(§§ 28a, 28e,28h, 28i SGB 1V, 168 SGB VII).

Das europdische Gemeinschaftsrecht
(Art. 13 Abs. 2 Buchstabe a EWG-VO Nr.
1408/71) geht ebenfalls von dem Grundsatz
aus, dass die Rechtsvorschriften des Mitl
gliedstaats gelten, in dem die Beschéftill
gung tatsdchlich ausgetiibt wird. Gelten
danach die deutschen Rechtsvorschriften
uber soziale Sicherheit, ist zunachst nach
innerstaatlichem deutschem Recht zu
priifen, zu welchen Versicherungszweigen
Versicherungspilicht besteht.

4 ZUSTANDIGE SOZIALVERSICHERUNGSTRAGER
SIND DIE KRANKENKASSEN (§§ 21, 214, 21B SGBI),
DIE UNFALLVERSICHERUNGSTRAGER (§ 22 SGBI),
DIE RENTENVERSICHERUNGSTRAGER (§ 23 SGBI)
UND DIE BUNDESAGENTUR FUR ARBEIT (§§ 19,
19A,19B SGBI).

Hinsichtlich der Meldungen und der Abll
fuhrung der Beitrdge zur Sozialversichel
rung sind ebenfalls die nationalen Rechts[]
vorschriften zu beachten.

3.4.2 Ausnahme , Einstrah[]
lung/ Entsendung” sowie
"Sonderregelung fiir
Arbeitnehmer im
internationalen
Verkehrswesen"

Eine Ausnahme von der Versicherungsll
pflicht in Deutschland sieht § 5 SGB IV vor
(Einstrahlung). Danach gelten fiir Persol
nen, die im Rahmen eines im Ausland bell
stehenden  Beschéftigungsverhaltnisses
nach Deutschland entsandt werden, nicht
die deutschen Rechtsvorschriften iiber die
Sozialversicherungspflicht, wenn die Ent[
sendung infolge der Eigenart der
Beschéftigung oder vertraglich im Voraus
zeitlich begrenzt ist.

Fir Entsendungen aus anderen Staaten
der Europdischen Union, dem Europdill
schen Wirtschaftsraum und der Schweiz
sind vorrangig die besonderen Regelunl
gen der VO (EWG) Nr. 1408/71 zu beachten.
Danach gelten fiir einen Arbeitnehmer,
derim Rahmen eines im anderen Mitgliedll
staat bestehenden Beschéftigungsverhéltl]
nisses von seinem Arbeitgeber zur Ausfiih[l
rung einer Arbeit fir dessen Rechnung
nach Deutschland entsandt wird, weiter[
hin die Rechtsvorschriften tiber soziale
Sicherheit des entsendenden Staates. Vorl
aussetzung hierfiir ist unter anderem, dass
die voraussichtliche Dauer dieser Arbeit
zwoOlf Monate nicht tiberschreitet und kein
anderer Arbeitnehmer abgel6st wird, desl]
sen Entsendungszeit abgelaufen ist (Art. 14
Nr.1Buchstabe a EWG-VO Nr. 1408/71).



Die bei der Europédischen Kommission
bestehende Verwaltungskommission fir
die soziale Sicherheit der Wanderarbeitl
nehmer hat Art. 14 der Verordnung durch
ihren Beschluss Nr. 181 vom 13. Dezember
2000 verbindlich ausgelegt und durch
einen praktischen Leitfaden zur Entsenl
dung konkretisiert®. Laut Beschluss Nr. 181,
der sich diesbeztiglich an den Vorgaben
des Europdischen Gerichtshofs orientiert,
ist beispielsweise zu priifen, ob das entsenl
dende Unternehmen u. a.gewohnlich eine
nennenswerte Geschéftstétigkeit im Gell
biet des Entsendestaates austibt, sofern ein
Arbeitnehmer zum Zwecke der Entsenl
dung eingestellt worden ist. Wann eine
nennenswerte Geschéaftstatigkeit ausgel
ubt wird, ist anhand einer Reihe objektiver
Kriterien zu bestimmen, die im praktil
schen Leitfaden aufgefiihrt sind (z. B. der
wédhrend eines hinreichend charakteristill
schen Zeitraums im Entsendestaat und im
Beschéftigungsstaat erzielte Umsatz). Bei
der Ausiibung rein interner Verwaltungsl
tatigkeiten im Entsendestaat ist keinesfalls
eine Entsendefahigkeit gegeben. Die Sozill
alversicherungspflicht im Entsendestaat
wird durch eine vom Sozialversicherungsl
trdger des Entsendestaates ausgestellte
Bescheinigung E 101 dokumentiert.

5 VGL. NR. 10 DES BESCHLUSSES NR. 181 VOM
13.DEZEMBER 2000 DER
VERWALTUNGSKOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN FUR DIE SOZIALE SICHERHEIT
DER WANDERARBEITNEHMER; FUNDSTELLE
LEITFADEN: WWW.EUROPA.EU.INT =» DE =>
INSTITUTIONEN =>» EUROPAISCHE KOMMISSION
=> BESCHAFTIGUNG UND SOZIALES =>
KOORDINIERUNG DER SYSTEME DER SOZIALEN
SICHERHEIT =» SCHLUSSELTEXTE =» LEITFADEN
~ENTSENDUNG" (DE).
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Spezielle Regelungen enthélt das eurol]
pdische Gemeinschaftsrecht (Art. 14 Nr. 2
Buchstabe a EWG-VO Nr. 1408/71) fiir eine
Person, die als Mitglied eines Unternehl
mens beschéftigt wird, das fiir Rechnung
Dritter oder fiir eigene Rechnung im inter(]
nationalen Verkehrswesen die Beftrdel
rung von Personen oder Giitern im Schiell
nen-, StraBen-, Luft- oder Binnenschiffll
fahrtsverkehr durchfiihrt. Ubt eine solche
Person ihre Beschéftigung gewoéhnlich in
mehreren Mitgliedstaaten aus, gelten
grundsétzlich die Rechtsvorschriften iiber
soziale Sicherheit des Mitgliedstaats, in
dem das Unternehmen seinen Sitz hat.

Wird die Person von einer auBerhalb
dieses Staates ansdssigen Zweigstelle oder
standigen Vertretung dieses Unternehl
mens beschéftigt, gelten die Rechtsvorll
schriften des Staates, in dem die Zweigll
stelle oder sténdige Vertretung des Unterl
nehmens ihren Sitz hat.

Ubt der Arbeitnehmer seine Beschiftill
gung Uberwiegend in dem Mitgliedsstaat
aus, in dem er wohnt, gelten stets die
Rechtsvorschriften dieses Staates — unabl
hédngig davon wo das Unternehmen, desl]
sen Zweigstelle oder dessen stdndige Verll
tretung seinen/ihren Sitz haben. Auch ein
gewoOhnlich in mehreren Mitgliedstaaten
beschéftigter Arbeitnehmer erhélt einen
Vordruck E 101, damit er bei einer Priifung
der Kontrollbehérden nachweisen kann,
welche Rechtsvorschriften tber soziale
Sicherheit fiir ihn gelten.
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3.4.3 Versicherter Personen!
kreis

In allen Zweigen der Sozialversicherung
sind u.a.Personen, die gegen Arbeitsentl]
gelt oder zu ihrer Berufsausbildung bell
schéftigt sind, versichert (§ 2 Abs. 2 Sozialll
gesetzbuch Viertes Buch (SGB 1IV).
Versicherungspflicht und Versicherungsll
berechtigung sind also nicht von der Beill
tragsentrichtung abhéngig.

3.4.4 Versicherungspflicht

Arbeitslosen-, Renten-; Kranken-, Pflege-
und Unfallversicherungen sind Pilichtll
versicherungen. Die Versicherungspflicht
entsteht kraft Gesetz, sobald der
Tatbestand (i.d.R. Ausiibung einer Beschéf![]
tigung) erfullt ist, ohne Rucksicht auf den
Willen der Beteiligten (§ 22 Abs. 1 SGB 1V;
z. B. i. V. m. §186 Abs. 1 SGB V). Die
Versicherung beginnt, besteht weiter oder
endet also ohne Riicksicht darauf, ob
Meldungen erstattet oder Beitrage gezahlt
werden. Die Sozialversicherungsbeitrage
miissen von dem beanspruchten Lohn entll
richtet werden, gleichgtiltig, ob bzw. wie
viel Lohn der Arbeitgeber tatsdchlich an
seinen Arbeitnehmer ausbezahlt. Man
spricht daher in der Sozialversicherung
vom sog. Anspruchsprinzip.

3.4.5 Beschiftigung|/
selbstandige Tatigkeit

Die Beschaftigung ist u. a.Tatbestandsvorl
aussetzung dafiir, ob eine Person (ein
Arbeitnehmer) versicherungspflichtig,
- frei oder -berechtigt ist.

§ 7 Abs. 1S.1SGB IV beschreibt die Bell
schéftigung als nichtselbstdndige Arbeit,
insbesondere in einem Arbeitsverhéltnis.

§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB IV nennt die Weill
sungsgebundenheit der Erwerbsperson
und ihre betriebliche Eingliederung als
typische Merkmale einer Beschéftigung;
diese sind aber nur Anhaltspunkte, also
nicht abschlieBende Bewertungskriterien.

Eine Beschéftigung setzt voraus, dass
der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber perl
sonlich abhéngig ist. Dies ist der Fall, wenn
der Beschiftigte in den Betrieb eingegliel]
dert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort
und Art der Ausfiilhrung umfassenden
Weisungsrecht des Arbeitgebers unterll
liegt. Diese Weisungsgebundenheit kann
- vornehmlich bei Diensten hoherer Art -
eingeschrankt zur ,funktionsgerecht diell
nenden Teilhabe am Arbeitsprozess® verl
feinert sein.

Nach Auffassung der héchstinstanzlichen
Gerichte sowohl der Arbeitsgerichtsbarl
keit als auch der Sozialgerichtsbarkeit
enthdlt § 84 Abs.1S. 2 HGB (Handelsvertrell
ter) eine allgemeine gesetzgeberische
Wertung, die fiir die Abgrenzung einer
selbstdndigen Tatigkeit von einem abhéan[l
gigen Beschéftigungsverhéltnis zu beachl
ten ist.

Die selbstdndige Tatigkeit kennzeichl
net vornehmlich das eigene Unternehl
merrisiko, das Vorhandensein einer Bel
triebsstitte, die Verfiigungsmaoglichkeit
uber die eigene Arbeitskraft und die im
Wesentlichen frei gestaltete Tatigkeit und
Arbeitszeit.



Aufgrund der Gesamtbetrachtung
kann durchaus jemand auch selbstiandig

sein, der nur fiir einen Auftraggeber arbeill 19,
Wank, Arbeitnehmer und Selbstdndige,

tet und in seinem Unternehmen keine
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u.a. BSGE 87, 53, 55; BSGE 85, 214, 216;
BSGE 45, 199, 200ff; BSG SozR 3-2004 § 7 Nr.
jeweils mit weiteren Nennungen;

Mitarbeiter beschéftigt. Dies ist insbesonll 1988, S.122ff.):

dere dann der Fall, wenn er fir seine Unl[
ternehmung bzw. selbstdndige Tatigkeit
eine besondere amtliche Genehmigung
oder Zulassung benétigt. Auch die Eintrall
gung in die Handwerksrolle stiitzt die
Annahme einer selbstindigen Tatigkeit.
Die Gewerbeanmeldung bzw. die Eintrall
gung in das Gewerberegister oder in das
Handelsregister reicht dagegen alleine
nicht aus (Gemeinsames Rundschreiben
der Spitzenorganisationen der Soziall
versicherung vom 26.03.2003, S.16).

Fur die Abgrenzung gelten im Sozialll
recht, Steuerrecht und Arbeitsrecht prakll
tisch dieselben MaBstdbe. § 7 Abs. 1SGB IV
definiert, wie oben dargestellt, Beschéftill
gung als die nichtselbsténdige Arbeit,
insbesondere in einem Arbeitsverhdltnis.
Der Begriff des Beschéftigungsverhaltnis/]
ses ist allerdings weitergehender als der
Begriff des Arbeitsverhéltnisses; er erfasst
somit auch Fille, in denen ein Arbeitsver[
haéltnis nicht vorliegt (Gemeinsames Rundl
schreiben der Spitzenorganisationen der
Sozialversicherung vom 26.03.2003, S. 14).

Fir die Abgrenzung ist nicht die im
Vertrag gewdhlte Bezeichnung mafBgebll
lich. Vielmehr kommt es auf die konkrete
Ausgestaltung und deren tatsdchlichen
Vollzug an. Nach der stindigen Rechtsprell
chung des Bundessozialgerichts (BSG) und
des Bundesarbeitsgerichts (BAG) ist Arbeitl
nehmer, wer aufgrund eines privatrechtlill
chen Vertrages im Dienste eines anderen
zur Leistung weisungsgebundener, fremd/l
bestimmter Arbeit in persénlicher Abhanll
gigkeit verpflichtet ist.

Folgende Kriterien konnen im Rahmen
der Gesamtwiirdigung aller Umsténde des
Einzelfalls Anhaltspunkte fiir eine
abhéangige Beschéftigung darstellen (vgl.

> personliche Abhédngigkeit
> Weisungsgebundenheit hinsichtlich

- Ort: Verpflichtung zu regelmdfigem
Erscheinen am Arbeitsort bzw. in den
Betriebsrdumen

- Zeit: Aufnahme in die Dienstpldne;

- Freie Arbeitszeit dagegen wird bejaht,
wenn keine festen Dienststunden bestell
hen, also Anfang und Ende der Arbeitsl]
zeit frei regelbar sind

- Inhalt der Tétigkeit

> Pflicht zur sténdigen Dienstbereit(]
schaft

> Feste Beziige; Uberstundenvergiitung;
Stundenlohn

> Urlaubsanspruch; Fortzahlung der
Beziige im Krankheitsfall

> Anspruch auf sonstige Sozialleistungen

> Eingliederung in den Betrieb

- Einbindung des Mitarbeiters in eine
fremdbestimmte Arbeitsorganisation

- Benutzung betrieblicher Einrichtungen
(Arbeitsgerdte)

- Stellung des Mitarbeiters in der
Organisation und Hierarchie beim
Auftraggeber

> Enge stdndige Zusammenarbeit mit
anderen Mitarbeitern des Auftragl]
gebers

> Schulden der Arbeitskraft (Dienst-
vertrag), nicht eines Arbeitserfolges

(Werkvertrag)

> Unselbstdndigkeitin Organisation und
Durchfithrung der Tatigkeit

> Ausfithrung einfacher Tatigkeiten, bei
denen Weisungsabhéngigkeit die

Regelist
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> Verrichtung vergleichbarer Tatigkeiten
fiir den Auftraggeber regelméBig
durch von ihm beschéftigte Arbeitnehl
mer.

> Tatigkeit entspricht dem duferen

Erscheinungsbild nach der Tatigkeit,

die der Mitarbeiter fiir denselben

Auftraggeber zuvor aufgrund eines

Beschaftigungsverhaltnisses ausgeiibt

hatte

> Tatigkeit auf Dauer und im Wesentlill
chen nur fiir einen Auftraggeber; Tatigll
keit in nur unbedeutendem Umfang
fiir einen oder auch mehrere andere

Auftraggeber schlie3t die Vermutung

der Beschéftigung nicht aus

> Eine wesentliche Tatigkeit nur fiir
einen Auftraggeberisti.d.R. erfillt,

wenn der Betroffene mindestens 5/6

seiner gesamten Einkiinfte allein aus

einer dieser Tatigkeiten erzielt

> Keine typischen Merkmale
unternehmerischen Handelns erkenn/
bar:

- Kein Unternehmerrisiko, keine Unter!]
nehmerinitiative und keine unternehl
merische Entscheidungsfreiheit

- Kein unternehmerisches Auftreten
am Markt

- Keine eigene Betriebsstditte

- Keine Verfiigungsmaglichkeit tiber die
eigene Arbeitskraft

- Keine Pflicht zur Beschaffung von
Arbeitsmitteln

- Kein Kapitaleinsatz

- Keine eigenstdindige Entscheidung tiber
Warenbezug, Einstellung von Personal,
Einsatz von Kapital und Maschinen

> Leistungserbringung nur in eigener

Person (rechtlich und tatsédchlich) mogl

lich: Im Gegensatz zu einem Selbstandill

gen kann ein abhdngig Beschéftigter
die von ihm zu erbringende Arbeitsleis[
tung in der Regel nicht auf andere Perl(l
sonen iibertragen, sondern ist ver[
pflichtet, sie persénlich zu erbringen.

3.5 Gluterkraftverl
kehrsrecht

3.5.1 Giiterkraftverkehr

Guterkraftverkehr i.S.d. § 1 Abs. 1 Giiterl
kraftverkehrsgesetz (GUKG) ist die gel
schaftsméBige oder entgeltliche Befordel
rung von Giitern mit Kraftfahrzeugen, die
einschlieBlich Anhédnger ein hoheres
zuldssiges Gesamtgewicht als 3,5 Tonnen
haben.

Zu unterscheiden ist zwischen gewerbl
lichem Giiterkraftverkehr und Werkverll
kehr.

3.5.2 Berechtigungen

Der gewerbliche Giiterkraftverkehr ist
gemadlB § 3 Abs. 1 GUKG erlaubnispflichtig,
soweit sich nicht aus dem unmittelbar
geltenden europdischen Gemeinschaftsl
recht etwas anderes ergibt.



Die Erlaubnis berechtigt zu innerdeutl
schen Beférderungen. Sie wird einem Unl[
ternehmer, dessen Unternehmen seinen
Sitz im Inland hat, fiir die Dauer von finf
Jahren erteilt, sofern die Berufszugangsll
voraussetzungen vorliegen. Danach kann
die Erlaubnis unbefristet erteilt werden,
wenn die genannten Voraussetzungen
nach wie vor erfiillt sind (§ 3 Abs. 2 GUKG).
Zustdndige Stellen sind die jeweiligen
Lédnderbehorden.

Der grenziiberschreitende EU/ EWR-Ver(
kehr unterliegt einer Gemeinschaftslizenz
(Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr.
881/92 des Rates vom 26. Méarz 1992 iiber
den Zugang zum Giiterkraftverkehrs[
markt in der Gemeinschaft fir
Beforderungen aus oder nach einem Mitll
gliedstaat oder durch einen oder mehrere
Mitgliedstaaten). Die Gemeinschaftslizenz
wird durch die jeweilige Landerbehorde
fir einen Zeitraum von fiinf Jahren ausgel
stellt. Sie kann bei Vorliegen der
Voraussetzungen jeweils fiir denselben
Zeitraum erneuert werden. (Art. 5 VO
(EWG) Nr. 881/92).

Fir Unternehmen mit Sitz in der
Schweiz gilt analog die Schweizer Lizenz
fir den gewerblichen Giiterkraftverkehr
aufgrund des Abkommens zwischen der
Europédischen Gemeinschaft und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft vom
2l. Juni 1999 (Landverkehrsabkommen;
ABL EG Nr. L 114 S. 91). Die Schweizer Lizenz
beinhaltet &hnliche Rechte wie die
Gemeinschaftslizenz, d.h. sie berechtigt
zum grenziiberschreitenden Transport auf
dem Gebiet der Gemeinschaft, sie berechl
tigt jedoch nicht zur Kabotage in einem
Mitgliedstaat.
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EU-Unternehmen diirfen aufgrund des
genannten Abkommens  grenziiberl
schreitende Beférderungen aus EU (nicht
EWR)- Staaten nach/ von der Schweiz mit
der Gemeinschaftslizenz durchfiihren.

3.5.2.3.1 Allgemeines

Gebietsfremde  Unternehmer, deren
Unternehmenssitz nicht im Inland liegt,
sind fiir den grenziiberschreitenden gell
werblichen Giterkraftverkehr von der
Erlaubnis nach § 3 GUKG befreit, soweit sie
Inhaber der jeweils erforderlichen Berechl
tigung sind (Gemeinschaftslizenz, CEMT-
Genehmigung, Drittstaatengenehmill
gung, § 6 GUKG).

3.5.2.3.2 CEMT-Genehmigungen

CEMT-Genehmigungen berechtigen, ahnll
lich der EU-Lizenz, zu grenziiberschreitenl
den Beférderungen zwischen den CEMT-
Mitgliedstaaten. Dies sind alle EU-Staaten
und eine Vielzahl siid-osteuropdischer
und anderer Staaten. CEMT-Genehmigunl
gen gibt es in Form von Zeit-, Jahres- und
Umzugsgenehmigungen. Italien, Griell
chenland und Osterreich haben ihr
Kontingent derart eingeschrankt, dass die
meisten Genehmigungen fiir diese Lander
gesperrt sind. Genehmigungsbehorde ist
das Bundesamt fiir Gliterverkehr (BAG).
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CEMT-Genehmigungen sind nicht fir
reine Binnenverkehre in einem CEMT-
Mitgliedstaat einsetzbar. Dariiber hinaus
dirfen héchstens drei aufeinander foll
gende Beférderungen ohne Befahren des
Gebietes des Staates, in dem das Unternehl
men seinen Sitz hat, durchfithrt werden.
Die CEMT-Genehmigung und das Fahrtenl
berichtheft miissen auf der gesamten
Fahrt mitgefiihrt werden. Daneben miisl]
sen die Nachweisblitter tiber den fiir die
jeweilige Genehmigung erforderlichen
Fahrzeug-Standard mitgefithrt werden.
Die erforderlichen Eintragungen im Fahr(]
tenberichtheft sind ordnungsgemaf vor(l
zunehmen.

3.5.2.3.3 Drittstaaten-|

Bilaterale Genehmigungen

Drittstaaten- | Bilaterale Genehmigungen
berechtigen nur zu Beférderungen zwill
schen Deutschland und dem Land mit
dem ein Verkehrsabkommen besteht oder
im Transit durch diese beiden Ldnder. Sie
kénnen je nach dem Standard der Uml
weltfreundlichkeit und Verkehrsbmfasil
cherheit der betreffenden Fahrzeuge als
konventionelle (allgemeine), griine, sull
pergriine oder euro3sichere Genehml
igung ausgegeben werden. In der Regel
werden Einzelfahrtgenehmigungen, die
jeweils zu einer Hin- und Rickfahrt bell
rechtigen, vereinbart. Es gibt aber auch
Jahres-[Zeitgenehmigungen sowie Gel
nehmigungen fiir besondere Befdrdel
rungen (RORO-Verkehre, Anschlusskaboll
tage im unbegleiteten kombinierten Verll
kehr, Dreildnderverkehr ohne Durchfahl
ren des Heimatlandes). Genehmigungsl
ausgabestellen sind die Nebenstelle des
Bundesamtes in Berlin und die Regierung
der Oberpfalz in Regensburg.

3.5.3 Ungenehmigter Gtiter!(
kraftverkehr

Wer gewerblichen Giiterkraftverkehr
betreibt, ohne im Besitz der jeweils erforll
derlichen Berechtigung zu sein, handelt
ordnungswidrig (§ 19 Abs. 1 Nr. 1b, Abs. 2
Nr. 1 GUKG etc.). Die Ordnungswidrigkeit
kann mit einer GeldbuB3e bis zu 20.000,-
EUR geahndet werden (§ 19 Abs. 5 GUKG).

3.5.4 Berufszugangsvoraus!
setzungen

Die Richtlinie 96/26/EG des Rates vom
29. April 1996 regelt den Zugang zum Bell
ruf des Giiter- und Personenkraftverkehrs[
unternehmers im innerstaatlichen und
grenziiberschreitenden Verkehr sowie die
Anerkennung der Diplome, Priifungszeugll
nisse und sonstigen Befdhigungsnachll
weise fur die Beforderung von Giitern und
die Befdérderung von Personen im Straf3enl]
verkehr und die MaBnahmen zur Férdell
rung der tatsdchlichen Inanspruchnahme
der Niederlassungsfreiheit der betreffenl
den Verkehrsunternehmer. Sie wird durch
die Berufszugangsverordnung fiir den
Guterkraftverkehr (GBZugV) in nationales
Recht umgesetzt. Die nationalen Berufszull
gangsvoraussetzungen ergeben sich dal
her aus § 3 GiUKG i.V.m. den Bestimmun[
gen der GBZugV.

Im Einzelnen sind folgende Nachweise
zu erbringen:

> fachliche Eignung
> finanzielle Leistungsfahigkeit und
> personliche Zuverlassigkeit



Fachlich geeignet im Sinne des § 3 Abs. 2
Nr. 3, Abs. 3 Nr. 3 GUKG ist nach § 3 der
Berufszugangsverordnung, wer uber die
Kenntnisse verfigt, die zur ordl
nungsgeméBen Fiihrung eines Giiterkraftl]
verkehrsunternehmens erforderlich sind,
und zwar auf den Sachgebieten, die im
Anhang I unter Ziffer I der Richtlinie
96/26/EG aufgefiihrt sind. Zur fachlichen
Eignung gehéren danach Kenntnisse des
burgerlichen  Rechts, Handelsrechts,
Sozialrechts, Steuerrechts, der kaufmannill
schen Buchfiihrung, Kenntnisse iber den
Marktzugang, Grundziige der Bestimmun[
gen, die fur den Giiterkraftverkehr zwil
schen den Mitgliedstaaten der Européil
schen Gemeinschaft sowie zwischen der
Gemeinschaft und Drittldndern gelten,
technische Normen und den technischen
Betrieb der Fahrzeuge sowie die Sicherheit
im StraBBenverkehr.

Die fachliche Eignung wird in der Regel
durch eine schriftliche und miindliche
Fachkundepriifung bei der fiir den jeweilill
gen Wohnsitz zustdndigen Industrie- und
Handelskammer nachgewiesen. Von der
Fachkundepriifung ist befreit, wer beil
spielsweise eine der folgenden Ausbildunl
gen erfolgreich abgeschlossen hat:

> Kaufmann/Kauffrau im Eisenbahn- und
StraBenverkehr, Schwerpunkt Giiter[
kraftverkehr

> Kaufmann/ Kauffrau fiir Speditions(]
und Logistikdienstleistungen

> Fortbildung zum Verkehrsfachl
wirt/Verkehrsfachwirtin

> Diplom-Betriebswirtim
Ausbildungsbereich Wirtschaft, Fachl
richtung Spedition der Berufsakadel
mien Lorrach oder Mannheim
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> Diplom-Betriebswirt im Fachbereich
WirtschaftI (Studiengang Verkehrs[
wirtschaft und Logistik, Fachrichtung
Guterverkehr der Fachhochschule
Heilbronn)

Die fachliche Eignung kann auch durch
eine mindestens finfjéhrige leitende
Tatigkeit (z. B. Prokurist/in, Betriebsleil
ter/in) in einem Giterkraftverkehrsunl
ternehmen nachgewiesen werden, soweit
diese nicht ldnger als zwei Jahre zurtickl
liegt.

Das Unternehmen und die zur Fihrung
der Giterkraftverkehrsgeschifte bestelll
ten Personen gelten als zuverldssig im
Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 GUKG
1.V.m. § 1 GBZugV, wenn keine hinreichen(
den Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass
bei der Fiihrung des Unternehmens die fiir
den Giterkraftverkehr geltenden Vorl
schriften missachtet oder die Allgemeinl
heit bei dem Betrieb des Unternehmens
geschadigt oder gefdhrdet werden.

Anhaltspunkte fiir die Unzuverlassigll

keit des Unternehmens und der zur Fihl
rung der Gilterkraftverkehrsgeschéfte
bestellten Personen sind insbesondere

> eine rechtskraftige Verurteilung

wegen schwerer Verstdf3e gegen strafl]

rechtliche Vorschriften

> schwere Verst68e gegen

- Vorschriften des Giiterkraftverkehrsgell
setzes oder der auf diesem Gesetz
beruhenden Rechtsverordnungen,

- arbeits- oder sozialrechtliche Pflichten,
insbesondere gegen die Vorschriften
tiber die Lenk- und Ruhezeiten des
Fahrpersonals,
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- Vorschriften, die im Interesse der
Verkehrs-, Betriebs- und Lebensmittel-
sicherheit erlassen wurden,
insbesondere gegen die Vorschriften des
Stralkenverkehrsgesetzes, der
Stralenverkehrs-Ordnung oder der Strall
Benverkehrs-Zulassungs-Ordnung,

- die abgabenrechtlichen Pflichten, die
sich aus unternehmerischer Tdtigkeit
ergeben,

- § 1des Pflichtversicherungsgesetzes vom
5. April 1965 (BGBI. I S. 213) in der jeweils
geltenden Fassung,

- die besonderen Regelungen, die fiir die
Beforderung lebender Tiere gelten,

- Umwelt schiitzende Vorschriften, insbell
sondere des Abfall- und
Emissionsschutzrechts sowie des Rechts
der
Beforderung gefdhrlicher Gliter.

Zur Priifung, ob solche VerstdBe vorliell
gen, kann die Genehmigungsbehorde
Unbedenklichkeitsbescheinigungen und
Ausziige aus Registern, in denen derartige
VerstoBe registriert sind, von dem Anl
tragsteller verlangen oder mit dessen Einll
verstdndnis anfordern. Vor der Entscheill
dung iiber die Erteilung, die Riicknahme
oder den Widerruf der Erlaubnis oder
Gemeinschaftslizenz holt die Erteilungsl
behorde die Stellungnahmen des Bundesl
amtes fiir Giiterverkehr, der beteiligten
Verbédnde, der fachlich zusténdigen Gel
werkschaft und der zustdndigen Industrie-
und Handelskammer ein (§ 3 Abs. 5a GUKG
ggf. i.v.am. § 1 Abs. 2 Nr. 3 GiKGrKabotall
geV).

Fir den Nachweis wird id.R. ein
polizeiliches Fiihrungszeugnis und ein Gell
werbezentralregisterauszug verlangt.

Die finanzielle Leistungsféhigkeit wird in

Art. 3 Abs. 3 c der Richtlinie und § 3 Abs. 2

Nr. 2, Abs.3 Nr. 2 GiKG i.V.m. § 2 GBZugV

angesprochen. Danach ist sie als gewahrl(

leistet anzusehen, wenn die finanziellen

Mittel verfiigbar sind, die zur Aufnahme

und ordnungsgeméBen Fithrung des Bell

triebes erforderlich sind. Sie ist jedoch zu

verneinen, wenn

> die Zahlungsfahigkeit nicht
gewdhrleistet ist oder erhebliche Riick[
stdnde an Steuern oder an Beitrdgen
zur Sozialversicherung bestehen, die
aus unternehmerischer Tatigkeit
geschuldet werden.
> das Eigenkapital zuziiglich der Reser[l

ven des Unternehmens im Sinne des
Absatzes 3 weniger als 9 000 EURO fiir
das erste Fahrzeug oder weniger als
5000 EURO fiir jedes weitere Fahrzeug
betragt.

Der Nachweis der finanziellen
Leistungsfdhigkeit kann beispielsweise
erbracht werden durch

> eine Unbedenklichkeitsbescheinigung
des zustandigen Finanzamts,

> eine Unbedenklichkeitsbescheinigung
der Berufsgenossenschaft fiir

Fahrzeughaltung,

> eine Unbedenklichkeitsbescheinigung
der eigenen Krankenkasse bzw. der der

Arbeitnehmer

> oder eine Eigenkapitalbescheinigung,
die von einem Steuer beratenden

Unternehmen oder der Hausbank aus/]

gestellt worden ist.



3.5.5 Fahrerbescheinigung

Ein Unternehmer, dessen Unternehmen
seinen Sitz im Inland hat, darf bei Fahrten
im Inland im gewerblichen Guterkraftver(
kehr einen Angehérigen eines Staates, der
weder Mitglied der Europdischen Union,
eines anderen Vertragsstaates des Abkomll
mens iber den Europdischen Wirtschafts(
raum noch Schweizer Staatsangehoriger
ist, nur als Fahrpersonal einsetzen, wenn
dieser im Besitz einer giiltigen Arbeitsgell
nehmigung ist oder einer solchen nicht
bedarf oder im Besitz einer von einer
inldndischen Behodrde ausgestellten giltill
gen Fahrerbescheinigung nach Art. 3 Abs.
1der Verordnung (EWG) Nr. 881/92ist (§ 7b
Abs. 1 S.1 GUKG giltige Fassung). Der
Unternehmer hat dafir zu sorgen, dass
auslandisches Fahrpersonal den Pass, Passll
ersatz oder Ausweisersatz und die Aufentl
haltsgenehmigung oder Duldung und die
Arbeitsgenehmigung, soweit diese erteilt
worden ist, mitfiihrt. Alternativ kann die
Fahrerbescheinigung als Bestdtigung der
ordnungsgeméaBen Beschéftigung eingel
setzt werden. Sie wird von der
Erlaubnisbehorde erteilt.

3.5.6 Berufskraftfahrer
qualifizierung

Am 1. Oktober 2006 sind das Gesetz iiber
die Grundqualifikation und Weiterbilll
dung der Fahrer bestimmter Kraftfahrl
zeuge fiir den Giiterkraft- und Persol
nenverkehr (Berufskraftfahrer-Qualifikatill
ons-Gesetz — BKrFQG) vom 14. August 2006
(BGBL. I 2006, 1958) und die Verordnung
zur Durchfithrung des Berufskraftfahrer-
Qualifikations-Gesetzes (Berufkraftfahrer-
Qualifikations-Verordnung - BKrFQV) vom
22. August 2006 (BGBL I 2006, 2108) in
Kraft getreten. Das BKrFQG dient der
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Umsetzung der Richtlinie 2003/59/EG (ABI.
EU Nr. L 226, 4) in deutsches Recht. Regell
lungsinhalt des BKrFQG sind insbesondere
das Mindestalter des Fahrpersonals (bisher
Art. 5 VO (EWG) Nr. 3820/85), die kiinftige
Grundqualifikation und Vorschriften zur
Weiterbildung des Fahrpersonals.

Bei der Grundqualifikation gibt es zwei
Alternativen. Zum einen die ,normale
Grundqualifikation®, welche die erfolgreil
che Ablegung einer theoretischen und
praktischen Priifung bei einer IHK ohne
vorgeschriebene Ausbildung oder den
Abschluss einer Berufsausbildung in den
Ausbildungsberufen ,Berufskraftfahrer|
Berufskraftfahrerin® oder ,Fachkraft im
Fahrbetrieb“ oder einem staatlich anerl
kannten Ausbildungsberuf, in dem verl
gleichbare Fertigkeiten und Kenntnisse
zur Durchfiihrung von Fahrten mit Kraftl]
fahrzeugen auf 6ffentlichen StraBen verll
mittelt werden, voraussetzt. Zum anderen
die ,beschleunigte Grundqualifikation®,
welche die Teilnahme am Unterricht bei
einer anerkannten Ausbildungsstitte sol
wie die Ablegung einer theoretischen
Priifung bei einer IHK erfordert. In well
chen Féllen die ,,beschleunigte Grundquall
lifikation® ausreicht, ist in Abhangigkeit
von der Fahrerlaubnisklasse, der Verl
kehrsart (Guterkraft- oder Personenl
verkehr) und dem Alter detailliert gerell
gelt. Die Grundqualifikation nach neuem
Recht ist fiir Fahrpersonal mit den Fahrer(l
laubnisklassen D1, DI1E, D, DE oder einer
gleichwertigen Klasse ab dem 10. Septem/[
ber 2008, fiir Fahrer und Fahrerinnen mit
den Fahrerlaubnisklassen Cl1, CIE, C, CE
oder einer gleichwertigen Klasse ab dem
10. September 2009 vorgeschrieben.
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Das BKrFQG regelt weiter, dass das
Fahrpersonal regelméBig eine Weiterbilll
dung absolvieren muss. Berufseinsteiger
haben die erste Weiterbildung fiinf Jahre
nach dem Zeitpunkt des Erwerbs der
Grundqualifikation oder der beschleunigll
ten Grundqualifikation abzuschlieBen. Fiir
bereits tadtige Fahrer und Fahrerinnen
gelten Ubergangsfristen in Abhingigkeit
von der Fahrerlaubnisklasse. Fahrpersonal
mit den Fahrerlaubnisklassen D1, D1E, D,
DE oder einer gleichwertigen Klasse muss
zwischen dem 10. September 2008 und
dem 10. September 2013, Fahrer und Fahre[
rinnen mit den Fahrerlaubnisklassen Cl,
CIE, C, CE oder einer gleichwertigen Klasse
missen zwischen dem 10. September 2009
und dem 10. September 2014 eine erste
Weiterbildung abschlieBen. Die Weiterbil(l
dung ist im Abstand von jeweils 5 Jahren
zuwiederholen.

Das BKrFQG wird ergédnzt durch die
BKrFQV, welche insbesondere Regelungen
zum Umfang des Unterrichts fir
die ,beschleunigte Grundqualifikation®
(140 Stunden zu je 60 Minuten) und die
Weiterbildung (35 Stunden zu je 60 Minull
ten), die Ausbildungs- und Priifungsinhalll
te sowie tber den Nachweis der Grundl
qualifikation und der regelméaBigen Weil
terbildung (Schliisselzahl 95 des Fiihrer(l
scheins, entsprechende Angaben in der
Fahrerbescheinigung oder sonstiger Nachl
weis) enthalt.

3.5.7 Kabotage

3.5.71.1 Kleine Kabotage

Kleine Kabotage im gtiterkraft verkehrs[]
rechtlichen Sinne ist die Beférderung von
Gutern mit Fahrzeugen (einschlieBlich
Anhéngern) mit einem zuldssigen Gesamt(
gewicht von mehr als 3,5 t zwischen
Be- und Entladestellen in ein und
demselben Staat durch einen
Unternehmer, der in diesem Staat nicht
niedergelassen ist.

3.5.71.2 GroRe Kabotage

GroBe Kabotage ist die erlaubte Befordell
rung von Giltern zwischen mindestens
zwei EU[EWR-Staaten durch in den Mitl
gliedstaaten oder in Drittstaaten niederl
gelassene Transportunternehmen.

3.5.7.2.1 Beitrittsstaaten

Fir die Beitrittsstaaten gelten geméafi den
Ubergangsbestimmungen des Beitrittsver[
trags unterschiedliche Regelungen fiir die
Kabotage:

3.5.7.2.1.1 Malta, Slowenien und
Zypern

Diesen Staaten wurde durch dem Beitritt

zur EU die Kabotage (,kleine“ und ,grofe®)

ab dem 01.05.2004 genehmigt.



3.5.7.2.1.2 Estland, Lettland, Litauen,
Slowakei und Tschechien

Fiir diese Lénder gilt die Formel 2+2+1,
d.h. dass die ,kleine“ Kabotage zunéachst
fir zwei Jahre ausgesetzt wurde und diese
Aussetzung ab 30. April 2006 um zwei
Jahre verldngert wurde. Deutschland hat
von der im Beitrittsvertrag vorgesehen
Moglichkeit Gebrauch gemacht, das Kaboll
tageverbot um ein weiteres Jahr bis zum
30.04.2009 zu verldngern. Die ,grof3e“
Kabotage ist seit dem Beitritt genehmigt.

3.5.7.213 Ungarn, Polen, Ruménien
und Bulgarien

Fiir diese Lander gilt die Formel 3+2, d. h.
die ,kleine®“ Kabotage ist ab dem Beitrittsl
datum zundchst fur drei Jahre ausgesetzt
und die Aussetzung kann um zwei Jahre
verlangert werden. Fir Ungarn und
Polen wurde die Aussetzung ab
30. April 2007 um zwei Jahre verldngert.
Die ,groBe* Kabotage ist seit dem Beitritt
genehmigt.

3.5.7.2.2 Schweiz

Schweizer Transportunternehmen ist gel
maf dem Landverkehrsabkommen (Art. 12
Abs. 3 Abkommen zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Européischen Gemeinschaft iiber den
Guter- und Personenverkehr auf Schiene
und Straf3e) ab dem 01.01.2005 die ,grofe®
Kabotage erlaubt (Schweizer Lizenz), nicht
jedoch die Kabotage im giiterkraft(
verkehrsrechtlichen Sinn.
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3.5.7.2.3 Drittstaaten

Transportunternehmer mit Fahrzeugen
uber 3,5 t zGG aus Drittstaaten (Nicht-
EU/EWR-Staat) sind nicht berechtigt,
Kabotage im giterkraftverkehrsrechtlill
chen Sinn durchzufithren. Sowohl mit
einer CEMT-Genehmigung als auch mit
den entsprechenden, fiir das jeweilige
Land geltenden, bilateralen Genehmill
gungen (Drittstaatengenehmigungen)
dirfen diese Unternehmen jedoch die
»~groBe“Kabotage durchfiihren.

Jeder Unternehmer des gewerblichen
Giiterkraftverkehrs, der Inhaber der Gel
meinschaftslizenz gemdf Art. 3 der VO
(EWG) Nr. 881/92 ist, ist gem. Art.1 Abs. 1
der VO (EWG) 3118/93 unter den in dieser
Verordnung festgelegten Bedingungen
zum zeitweiligen gewerblichen Giterl
kraftverkehr in einem anderen Mitll
gliedstaat (,kleine“ Kabotage) zugelassen,
ohne dort tiber einen Unternehmenssitz
oder tiber eine Niederlassung zu verfiigen.

Der Europdische Gerichtshof (Urteil
vom 30. November 1995, Gebhard,
C-55/94, Slg.1-4165; Urteil vom 2. Juli 2002,
Andreas Hoves Internationaler Transport
Service Saul, C-115/00) hat folgende vier
Kriterien zur Beurteilung des voriibergell
henden Charakters der zeitweiligen Kaboll
tagetatigkeit festgelegt:

> Dauer

> Haufigkeit

> regelméBige Wiederkehr
> Kontinuitit
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Nach der Mitteilung der Kommission tiber
Auslegungsfragen beziiglich des Begriffs
der ,Zeitweiligkeit® der Kabotage im
Giterkraftverkehr muss die konkrete Lage
individuell und anhand dieser Kriterien
uberpriift werden; eine einzelstaatliche
Begrenzung der Kabotage von ein bis zwei
Monaten kann toleriert werden. Mehrere
Mitgliedstaaten, u.a. Frankreich, Italien
und Osterreich, haben bereits nationale
Begriffsdefinitionen in Kraft gesetzt. In
Deutschland wird zurzeit eine einzelstaatl
liche Regelung vorbereitet.

3.5.8 Begleitpapiere nach § 7
Abs. 3 GUKG

GemadB § 7 Abs. 3 GiiKG hat der Unternehl[
mer dafiir zu sorgen, dass wahrend einer
Beforderung im gewerblichen Guterkraft[]
verkehr ein Begleitpapier oder ein sonstill
ger Nachweis mitgefiihrt wird, in dem das
beforderte Gut, der Be- und Entladeort
und der Auftraggeber angegeben werden.
Das Fahrpersonal muss das Begleitpapier
oder den sonstigen Nachweis nach Satz 1
wéhrend der Befoérderung mitfiihren und
den Kontrollberechtigten auf Verlangen
zur Priifung aushéndigen oder in anderer
geeigneter Weise zugédnglich machen.

Fiir das Begleitpapier oder den sonstill
gen Nachweis ist eine bestimmte Form
nicht vorgeschrieben. Der sonstige Nachl
weis kann auch in Form eines elektronil
schen Lesegerates erbracht werden. Erforl
derlich ist jedoch in jedem Fall, dass sich
aus dem Nachweis die im Gesetz geforder!l]
ten Angaben ermitteln lassen. Wird der
Nachweis in elektronischer Form erbracht,
ist sicherzustellen, dass einem Kontrolleur
die Daten in geeigneter Form, beispielsl
weise durch Einblick in die elektronischen
Daten eines Lesegerdtes, zugédnglich gel
machtwerden koénnen.

Bei den vorgeschriebenen Angaben
handelt es sich um Minimalanforderunl
gen. Aus dem Nachweis muss neben dem
befdrderten Gut eindeutig der Auftraggell
ber und nicht nur der Verweis auf
verschiedene Absender, sowie der genaue
Be- und Entladeort ersichtlich sein. Sam[
melbezeichnungen zum Absender und
Entladeort sind aus Griinden des Postgell
heimnisses (Art. 10 GG) jedoch nicht zu
beanstanden sofern es sich um
Postsendungen im Sinne der in § 4 Nr. 5, 1
Postgesetz enthaltenen Legaldefinition,
d. h. um die Beférderung von Briefsendunl(
gen, Paketen mit einem Einzelgewicht von
bis zu 20 kg oder um die Beférderung von
Biichern, Katalogen, Zeitungen und Zeitll
schriften durch ein Postdienstleistungsunl(
ternehmen handelt.

Die genannten Anforderungen an die
Begleitpapiere gelten fiir Binnenbeférdel
rungen in Deutschland und fir grenziiber(]
schreitende Beférderungen auf dem deutl]
schen Streckenanteil.

3.5.9 Gtiterschadenhaftplichtll
versicherung gemap § 7a
GUKG

GemalB § 7a Abs. 1 Giterkraftverkehrsgell
setz (GUKG) ist der Unternehmer verpflichl
tet, eine Haftpflichtversicherung abzull
schlieBen und aufrecht zu erhalten, die die
gesetzliche Haftung wegen Giiter- und
Verspatungsschdden nach dem Vierten
Abschnitt des Vierten Buches des Handels(]
gesetzbuches wéhrend Beférderungen
versichert, bei denen der Be- und Entladell
ortim Inland liegt.

Die Versicherungspflicht richtet sich an
denjenigen, der gewerblichen Giiterkraft[
verkehr mit Kraftfahrzeugen betreiben
will (Hein [Eichhoff [Pukall | Krien, Giiter(
kraftverkehrsrecht, 3. Band § 7a Ziffer 2).



Gliterkraftverkehr wird in § 1 Abs. 1 GiiKG
definiert als die geschaftsmaBige oder
entgeltliche Beférderung von Gilitern mit
Kraftfahrzeugen, die einschlieBlich Anl
hinger ein hoheres zuldssiges Gesamtl
gewicht als 3,5 Tonnen haben.

Die Verpflichtung besteht sowohl fiir
gebietsansdssige Unternehmer im Hinl
blick auf Beforderungen im Binnenver(]
kehr als auch fiir EU[EWR-Unternehmer,
die gewerblichen Giiterkraftverkehr im
Kabotageverkehr durchfiihren. Die Verl
pflichtung besteht ferner auch bei Bell
forderungen im grenziiberschreitenden
kombinierten Verkehr, sofern die An- oder
Abfuhr zum oder vom Bahnhof bzw. Hafen
Binnen- bzw. Kabotageverkehr darstellt.

Bei Beforderungen mit gemieteten
Kraftfahrzeugen muss der Versicherungsl
nachweis auf den Beforderer (Mieter) ausl
gestellt sein. Ein auf den Kraftfahrzeughalll
ter (Vermieter) ausgestellter Nachweis ist
nicht gtiltig.

Der Unternehmer ist in der Wahl des
Versicherers frei. Ein gebietsanséssiger
Unternehmer kann sich auch im Ausland
versichern.

Die Mindestversicherungssumme bell
trdgt 600.000 Euro je Schadensereignis.
Die Vereinbarung einer Jahreshdéchsterl
satzleistung, die nicht weniger als das
Zweifache der Mindestversicherungsl
summe betragen darf, und eines Selbstbell
halts sind zuléssig.

BEKAMPFUNG DER SCHWARZARBEIT UND ILLEGALEN BESCHAFTIGUNG

Von der Versicherung kénnen folgende
Anspriiche ausgenommen werden:

> Anspriche wegen Schéden, die vom
Unternehmer oder seinem
Repréasentanten vorsatzlich begangen
wurden

> Anspriche wegen Schéden, die durch
Naturkatastrophen, Kernenergie,
Krieg, kriegdhnliche Ereignisse,
Biirgerkrieg, innere Unruhen, Streik,
Aussperrung, terroristische Gewaltl]
akte, Verfigungen von hoher Hand,
Wegnahme oder Beschlagnahme seill
tens einer staatlich anerkannten Macht
verursacht werden

> Anspriiche aus Frachtvertriagen, die
die Beférderung von Edelmetallen, Jull
welen, Edelsteinen, Zahlungsmitteln,
Valoren, Wertpapieren, Briefmarken,
Dokumenten und Urkunden zum Gell
genstand haben

Nach § 7a Abs. 4 GUKG hat der Unterl]
nehmer dafiir zu sorgen, dass wahrend der
Beforderung ein Nachweis tiber eine gull
tige Haftpflichtversicherung, die den Anll
spriichen des Absatzes 1 entspricht, mitgel
fiihrt wird. Das Fahrpersonal muss diesen
Versicherungsnachweis wéahrend der Bell
forderung mitfiihren und Kontrollberechl
tigten auf Verlangen zur Priifung aushanl
digen.

SchlieBlich ist der Versicherer nach § 7a
Abs. 5 GUKG verpflichtet, dem Bundesamt
fur Giiterverkehr den Abschluss und das
Erloschen der Versicherung mitzuteilen.
Die Mitteilung ist an die jeweilige Au3enl
stelle zu richten, in deren Zustdndigl
keitsbereich das Unternehmen seinen
Sitz hat.
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3.5.10 Auftraggeberhaftung
(§ 7c GUKG)

Gemdl § 7c GUKG hat der Auftraggeber
eines Speditions- oder Frachtvertrages
darauf zu achten, dass

> die Beférderung von einem Unternehl(l
mer durchgefiihrt wird, der Inhaber eill
ner Erlaubnis oder Berechtigung nach
dem GUKG ist und

> dass dieser bei der Beférderung Fahrl(l
personal aus Drittstaaten nur mit Aufll
enthaltstitel, Arbeitsgenehmigung
oder Fahrerbescheinigung einsetzt.

Der Auftraggeber handelt vorwerfbar,
wenn er weil3 oder fahrldssig nicht weiS,
dass die Beforderung ohne Erfullung diell
ser Voraussetzungen durchgefiihrt wird.
In diesem Fall darf der Auftraggeber die
Leistungen aus dem Vertrag nicht ausfiihll
ren lassen. Die Wirksamkeit des Vertrages
bleibt unberihrt.

Um seinen Verpflichtungen aus § 7 ¢
GUKG zu geniigen, muss der Auftraggeber
grundsétzlich alles ihm Zumutbare unter(]
nehmen, um sich Gewissheit dariiber zu
verschaffen, dass der ausfithrende Frachtl
fihrer (Beforderer) tiber Erlaubnis oder
Berechtigung nach dem GuUKG und tiber
die erforderlichen Aufenthaltstitel,
Arbeitsgenehmigungen oder Fahrerbell
schei-nigungen fiir das eingesetzte Fahrl
personal verfiigt. Dies gilt auch und gell
rade dann, wenn erstmals ein Speditions-
oder Frachtvertrag mit einem Unternehl
mer geschlossen wird, von dem nicht bell
kannt ist, ob er Inhaber der erforderlichen
Erlaubnis ist. Es ist die eigene Pflicht des
Auftraggebers, fir eine gesetzeskonforme
Beférderung zu sorgen; dies bedeutet,
dass er seinen Vertragspartner verpflichl
ten muss, die Bestimmungen einzuhalten
oder selbst darauf hinzuwirken, dass die

Bestimmungen eingehalten werden. Fahr(l
lassiges Nichtwissen im Sinne des § 7 ¢
GUKG liegt schon dann vor, wenn sich der
Auftraggeber gar nicht erst darum kiml
mert, ob sein neuer und ihm bis dahin
unbekannter  Vertragspartner  einer
Erlaubnis bedarf und ob er sie auch
tatsédchlich besitzt. Der Auftraggeber darf
nicht ohne weiteres vom ordnungsgemall
Ben Verhalten seines Vertragspartners
und des ausfiihrenden Frachtfiihrers ausl
gehen und ist demgemé&B zu Nachfragen
nicht etwa nur angehalten, wenn sich
Anhaltspunkte dafiir ergeben (OLG Koln,
Beschluss vom 21. Juni 2005 - 8 Ss-OWi

137/05).
Dariiber hinaus hat der Auftraggeber
grundsitzlich sicherzustellen, dass

ausfiuhrende Frachtfiihrer auch an rduml[
lich entfernt liegenden Be- oder Entladeorl(]
ten uberpriift werden kénnen. Er muss
dies nicht selbst oder durch eigene Bel
triebsangehdorige erledigen. Er kann sich [I
insbesondere bei groBer rdumlicher
Distanz - auch betriebsfremder Personen
bedienen.

VerstoBt der Auftraggeber gegen diese
Verpflichtungen, kann die Weiterfahrt
untersagt werden. Die Verstdfe sind als
Ordnungswidrigkeiten buBgeldbewehrt
(§ 19 Abs. 1a GuKG). Es konnen GeldbuBBen
bis zu 20.000 EUR (1. Alt) bzw. 200.000 EUR
(2. Alt.) festgesetzt werden.



3.6 Zollrecht

3.6.1 Allgemeines

Beférderungsmittel, die aufBerhalb der
Européischen Union (EU) amtlich zugelasl
sen sind, konnen nach Art. 137 ff. VO (EWG)
Nr. 2913/92 (Zollkodex - ZK -) in Verbinl
dung mit Art. 558 Abs. 1 Buchstabe ¢ VO
(EWG) Nr. 2454/93 (Zollkodex-Durchfiihll
rungsverordnung - ZK-DVO -) grundsétzl
lich nur dann fiir gewerbliche Beférderun(
gen (Beforderung von Personen dgegen
Entgelt oder zur industriellen oder
gewerblichen Beférderung von Waren
gegen oder ohne Entgelt) verwendet werl
den, wenn diese Beforderungen au3erhalb
des Zollgebiets der Gemeinschaft beginl
nen oder enden. Dartiber hinaus konnen
Beforderungsmittel auch im Binnenverl
kehr (die Beférderung beginnt und endet
im Zollgebiet der Gemeinschaft) nach Art.
558 Abs. 1 Buchstabe ¢ ZK-DVO eingesetzt
werden, sofern die im Bereich des Verl
kehrs geltenden Vorschriften, insbesonl
dere diejenigen betreffend die Vorausset!
zung fir den Marktzugang und die Durchl
fihrung von Beférderungen, dies vorsel
hen.
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3.6.2 Bewilligung der vortiber'!
gehenden Verwendung

Ein Beforderungsmittel wird regelmasig
konkludent (d. h. ohne Zollférmlichkeiten)
nach Art. 232 Abs. 1 Buchstabe b in Verbinl
dung mit Art. 233 ZK-DVO in die voriber(
gehende Verwendung tibergefiihrt, wenn

> das Beforderungsmittel auBerhalb des
Zollgebiets der Gemeinschaft auf den
Namen einer auB3erhalb dieses Zollgel
biets ansdssigen Person zugelassen ist
(Art. 558 Abs.1Buchstabe a ZK-DVO)
und

> von einer auB3erhalb des Zollgebiets der
Gemeinschaft anséssigen Person verll
wendet werden (Art. 558 Abs.1Buchl
stabe b ZK-DVO).

3.6.3 Zollschuldrechtliche
Regelungen

Eine unzuldssige Kabotage flihrt regelmall
Big zu einer Zollschuldentstehung nach
Art. 204 ZK (Pflichtverletzung). Dabei
kommt Art. 859 Nr. 4 ZK-DVO (nachtriglil]
che Heilung der Pflichtverletzung) im
Regelfall nicht zur Anwendung, da die
Zollstelle bei der Uberfithrung des
Beférderungsmittels in die voriibergel
hende Verwendung auch auf Antrag des
Verwenders keine Mdoglichkeit hat, einen
Binnenverkehr zu bewilligen.
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MaBgeblich fiir die Beurteilung, ob die
Voraussetzungen der Art. 230 bis 232
ZK-DVO erfillt sind, sind dabei nur die im
Zeitpunkt der WillensduBerung vorliegen!]
den objektiven Voraussetzungen, auch
wenn sie erst im Rahmen einer spateren
Kontrolle aufgedeckt werden, nicht jel
doch innere Tatsachen wie etwa die Abl
sicht, das in die voriibergehende Verwenl
dung tibergefiihrte Beférderungsmittel zu
einem spateren Zeitpunkt anders zu verll
wenden als es nach den Bestimmungen
uber das Zollverfahren zuléssig ist, zu dem
die Ware durch die WillensduBerung konl
kludent angemeldet wurde. Die gesetzlill
chen Regelungen der ZK-DVO kniipfen
nicht an Absichten oder innere Tatsachen
des Antragstellers, sondern an objektive
Tatsachen an, ndmlich an Voraussetzunl
gen, die bei den betroffenen Befdrdel
rungsmitteln bzw. bei ihrer Verwendung
tatsachlich erfillt sein mussen.

3.7 Steuerrecht

3.7.1 Zustandigkeit

Die Priifung der Erfiillung steuerlicher
Pflichten obliegt geméB § 2 Abs. 1 S.2
SchwarzArbG den Landesfinanzbehoérden.
Die Behorden der Zollverwaltung (Hauptl
zollamter) sind gemédB § 2 Abs. 1 S. 3
SchwarzArbG zur Mitwirkung an diesen
Priifungen berechtigt. Unabhéngig davon
prifen die Behérden der Zollverwaltung
zur Erfillung ihrer Mitteilungspflicht
nach § 6 Abs. 1 S. 1i.V.m. Abs. 3 Nr. 4
SchwarzArbG, ob Anhaltspunkte dafiir
bestehen, dass steuerlichen Pflichten aus
Dienst- und Werkvertragsleistungen nicht
nachgekommen wurde.

3.7.2 Lohnsteuerrecht

Der Lohnsteuer unterliegt grundsétzlich
jeder von einem inldndischen Arbeitgeber
fur Leistungen in einem Dienstverhéltnis
gezahlte Arbeitslohn (Einkiinfte aus
nichtselbstédndiger Arbeit).

Inldndischer Arbeitgeber im steuerl
rechtlichen Sinne ist, wer im Inland einen
Wohnsitz, seinen gewodhnlichen Aufentl]
halt, seine Geschéftsleitung, seinen Sitz,
eine Betriebsstitte oder einen stdndigen
Vertreter hat.

In den Féllen der Arbeitnehmerentsenl
dung ist auch das in Deutschland anséasl
sige aufnehmende Unternehmen, das den
Arbeitslohn fiir die ihm geleistete Arbeit
wirtschaftlich tragt, inldndischer Arbeitll
geber. Hiervon ist insbesondere dann ausl
zugehen, wenn die von dem anderen Unl
ternehmen gezahlte Arbeitsvergiitung
dem deutschen Unternehmen weiterbell
lastet wird; z.B. eine ausldndische Konll
zernmutter entsendet einen Arbeitl
nehmer an eine im Inland tétige Tochterl
gesellschaft gegen Erstattung des Arbeits[]
lohnes. Die Erfiillung der Arbeitgell
berpflichten setzt nicht voraus, dass das
inlandische Unternehmen den Arbeitsl
lohn im eigenen Namen und fir eigene
Rechnung auszahlt. Die Lohnsteuerpflicht
entsteht bereits im Zeitpunkt der Arbeitsl
lohnzahlung an den Arbeitnehmer, wenn
das inldndische Unternehmen auf Grund
der Vereinbarung mit dem ausldndischen
Unternehmen mit einer Weiterbelastung
rechnen kann; in diesem Zeitpunkt ist die
Lohnsteuer vom inlédndischen Unternehl
men zu erheben.



Inldndischer Arbeitgeber im Sinne des
Steuerrechts ist auch, wer einem Dritten
(Entleiher) Arbeitnehmer gewerbsméaBig
zur Arbeitsleistung im Inland iberléasst,
ohne inldndischer Arbeitgeber zu sein
(auslandischer Verleiher). Die Arbeitl
gebereigenschaft im Sinne des Steuerl
rechts setzt eine legale Arbeitnehmerl
iiberlassung nach dem AUG nicht voraus.

Die Arbeitnehmertiberlassung ist gel
werbsméBig, wenn der Unternehmer
(Verleiher) die Arbeitnehmeriiberlassung
nicht nur gelegentlich, sondern auf Dauer
betreibt und damit wirtschaftliche Vorll
teile erzielen will. Arbeitnehmertiberlas(]
sung liegt nicht vor, wenn das Uberlassen
von Arbeitnehmern als Nebenleistung zu
einer anderen Leistung anzusehen ist, z.B.
wenn im Falle der Vermietung von Maschill
nen und Uberlassung des Bedienungsper!
sonals der wirtschaftliche Wert der Verl
mietung tberwiegt. Unter den Vorausl
setzungen des § 1 Abs.1S. 2 und Abs. 3 AUG
findet das Arbeitnehmeriiberlassungsl
gesetz ebenfalls keine Anwendung.

Die Lohnsteuer entsteht in dem Zeitpunkt,
in dem der Arbeitslohn dem Arbeitnehl
mer zuflieBt (Zuflussprinzip). Dabei ist
unerheblich, in welcher Form der Arbeits[]
lohn gewédhrt wird und ob er als laufender
oder einmaliger Bezug gezahlt wird. Dem
Lohnsteuerabzug unterliegt auch der im
Rahmen des Dienstverhdltnisses von eill
nem Dritten gewdhrte Arbeitslohn, wenn
der Arbeitgeber weif3 oder erkennen kann,
dass derartige Vergiitungen erbracht werl
den.

Schuldner der Lohnsteuer ist der
Arbeitnehmer, auch fiir den Fall einer
Nettolohnvereinbarung.
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Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer
grundsatzlich bei jeder Lohnzahlung einll
zubehalten, unabhdngig davon, ob der
Arbeitnehmer zur Einkommensteuer ver(
anlagt wird oder nicht. Die Staatsbiirgerll
schaft des Arbeitnehmers ist unbeachtlich.
Der Arbeitgeber haftet sowohl fiir die
Lohnsteuer, die er einzubehalten und abl
zufiilhren hat, als auch fiir die Einkoml[
mensteuer (Lohnsteuer), die auf Grund
fehlerhafter Angaben im Lohnkonto oder
in der Lohnsteuerbescheinigung verkiirzt
wurde.

Bei der Arbeitnehmeriiberlassung haftll
tet der Entleiher neben dem Arbeitgeber
mit Ausnahme der Fille, in denen eine
Arbeitnehmeriiberlassung nach §1 Abs.3
des AUG vorliegt. Der Entleiher haftet
auch nicht, wenn er tiber das Vorliegen
einer Arbeitnehmeriiberlassung ohne
Verschulden irrte. Die Haftung beschrénkt
sich auf die Lohnsteuer fur die Zeit, fir die
ihm der Arbeitnehmer tiberlassen worden
ist.

Fir die Durchfiihrung des Lohnsteuerabl
zugs hat der unbeschrankt einkommens(
teuerpflichtige Arbeitnehmer seinem
Arbeitgeber vor Beginn des Kalenderjahll
res oder beim Eintritt in das Dienstverhalt(]
nis eine Lohnsteuerkarte vorzulegen. Ist
der Arbeitnehmer beschrankt einkoml
mensteuerpflichtig, hat er seinem Arbeitl
geber an Stelle der Lohnsteuerkarte eine
Bescheinigung des Finanzamtes, in dessen
Bezirk sich die Betriebsstitte (des
Arbeitgebers) befindet (Betriebsstattenfill
nanzamt) fir den Lohnsteuerabzug vorzull
legen. Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuerl(]
karte bzw. die Bescheinigung
aufzubewahren.
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Der Arbeitgeber hat am Ort der
Betriebsstétte fiir jeden Arbeitnehmer und
jedes Kalenderjahr ein Lohnkonto zu fihl
ren, in das die fiir den Lohnsteuerabzug
erforderlichen Merkmale aus der Lohnl
steuerkarte oder der Bescheinigung des
Betriebsstédttenfinanzamtes, zu iberl
nehmen sind. Bei jeder Lohnzahlung sind
im Lohnkonto Art und Hohe des gezahlten
Arbeitslohns einschlielich der steuerll
freien Beziige sowie die einbehaltene oder
ubernommene Lohnsteuer einzutragen.

Der Arbeitgeber hat spéitestens am
zehnten Tag nach Ablauf eines jeden
Lohnsteuer-Anmeldungszeitraums dem
Betriebsstédttenfinanzamt eine Steuerl
erklairung mit der Summe der im
Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum
einzubehaltenden und zu ibernehmen-
den Lohnsteuer zZu ubermitteln
(Lohnsteuer-Anmeldung) und die im Anl
meldungszeitraum insgesamt einbehalll
tene und Ubernommene Lohnsteuer an
das Betriebsstédttenfinanzamt abzufiihren.
Lohnsteuer- Anmeldungszeitraum ist
grundsitzlich der Kalendermonat; ggf.
das Kalendervierteljahr oder das
Kalenderjahr.

3.7.3 Umsatzsteuer

Im Inland anséssige Unternehmer, die hier
Umsétze erbringen, miissen sich — unabl
héangig von ihrer Staatsangehorigkeit — fiir
Umsatzsteuerzwecke bei dem fur sie zull
stdndigen Finanzamt erfassen lassen und
dort Umsatzsteuer- Voranmeldungen und/
oder eine Umsatzsteuererkldarung fiir das
Kalenderjahr abgeben.

Ein Unternehmer ist im Inland anséasl
sig, wenn er im Inland (§ 1 Abs. 2 UStG), auf
der Insel Helgoland oder in einem der in
§ 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete einen
Wohnsitz, seinen Sitz, seine Geschéftsleill
tung oder eine Zweigniederlassung hat.

Im Ausland ansédssige Unternehmer,
die im Inland Umsétze erbringen, fir die
sie Umsatzsteuer schulden, missen sich
bei dem fir sie zentral zusténdigen
Finanzamt erfassen lassen und dort
Umsatzsteuer-Voranmeldungen und/ oder
eine Umsatzsteuererklirung fiir das
Kalenderjahr abgeben.

Bei der Erbringung von Werk- oder Dienst[]
leistungen im Inland durch Unternehmen
mit Sitz in einem Mitgliedsstaat sind folll
gende Anzeigepilichten zu beachten:

Steuerpflichtige, die nicht natirliche
Personen sind, haben nach § 137 AO dem
zustdndigen Finanzamt und den fir die
Erhebung der Realsteuern zustdndigen
Gemeinden die Umstdnde anzuzeigen, die
fir die steuerliche Erfassung von Bedeul
tung sind, insbesondere die Griindung,
den Erwerb der Rechtsfihigkeit, die Andell
rung der Rechtsform, die Verlegung der
Geschaftsleitung oder des Sitzes und die
Auflésung. Die Mitteilungen sind innerll
halb eines Monats seit dem meldepflichtill
gen Ereignis zu erstatten. Zustandig ist das
Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Gel
schéftsleitung befindet. Befindet sich die
Geschéftsleitung nicht im Geltungsbel
reich des Gesetzes oder lasst sich der Ort
der Geschéftsleitung nicht feststellen, so
ist das Finanzamt ortlich zustdndig, in
dessen Bezirk der Steuerpflichtige seinen
Sitz hat.



Wer einen gewerblichen Betrieb oder eine
Betriebsstétte erdffnet, hat dies nach § 138
AO nach amtlich vorgeschriebenem Vorl(l
druck der Gemeinde mitzuteilen, in der
der Betrieb oder die Betriebsstédtte ertffnet
wird; die Gemeinde unterrichtet unverl
ziiglich das zustdndige Finanzamt von
dem Inhalt der Mitteilung.

3.7.4 Kraftfahrzeugsteuer!
recht

Unter der Tz. 3.7.4 werden lediglich die
rudimentédren Grundziige des Kraftfahrl
zeugsteuerrechts durch Auffiihrung des
Gesetzestextes aufgezeigt.

Auf eine tiefer gehende Erlduterung
bzw. Auslegung wurde mangels fachlicher
Zustandigkeit verzichtet.

Der Kraftfahrzeugsteuer unterliegen gel
maf § 1Abs. 1KraftStG

1. dasHalten von inlédndischen Fahr(
zeugen zum Verkehr auf 6ffentlichen
StraBen;,

2. das Halten von auslédndischen Fahr(]
zeugen zum Verkehr auf 6ffentlichen
StraB3en, solange die Fahrzeuge sich im
Inland befinden. Ausgenommen sind
hiervon ausschlieBlich fiirden
Guterkraftverkehr bestimmte Kraft[]
fahrzeuge und Fahrzeugkombinall
tionen mit einem verkehrsrechtlich zull
lassigen Gesamtgewicht von mindes/]
tens
12.000 Kilogramm, die nach Art. 5 der
Richtlinie 1999/62/EG des Européischen
Parlaments und des Rates vom
17.Juni1999 (ABL. EG Nr. L187S.42) in
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einem anderen Mitgliedstaat der
Européischen Gemeinschaft zugelasl
sen sind; dies gilt nicht fiir Félle der
Nummer 3;

3. diewiderrechtliche Benutzung von
Fahrzeugen;

4. die Zuteilung von Oldtimer-Kenn/
zeichen sowie die Zuteilung von roten
Kennzeichen, die von einer Zulassungs/
behoérde im Inland zur wiederkehren(]
den Verwendung ausgegeben werden.
Dies gilt nicht fiir die Zuteilung von
roten Kennzeichen fiir Prifungsfahr(
ten.

Die Steuerbarkeit nach dem KraftStG
entféllt bei Ausnahmen (§ 3 KraftStG),
Vergunstigungen (§ 3a KraftStG sowie
Steuerbefreiungen (vgl. §§ 3 b, 3d
KraftStG).

Unter den Begriff Fahrzeuge im Sinne diell
ses Gesetzes fallen Kraftfahrzeuge und
Kraftfahrzeuganhénger (§ 2 Abs. 1
KraftStG).

Ein Fahrzeug ist vorbehaltlich des
Absatzes 4 ein inldndisches Fahrzeug,
wenn es unter die im Inland mafBgeben(
den Vorschriften tiber das Zulassungsl
verfahren féllt (§ 2 Abs. 3 KraftStG).

Ein Fahrzeug ist ein ausldndisches Fahr[]
zeug, wenn es im Zulassungsverfahren
eines anderen Staates zugelassen ist
(§ 2 Abs. 4 KraftStG).

Eine widerrechtliche Benutzung im
Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn ein
Fahrzeug auf offentlichen Straflen im
Inland ohne die verkehrsrechtlich vorgel
schriebene Zulassung benutzt wird
(8§ 2 Abs. 5S.1KraftStG).
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Eine Besteuerung wegen widerrechtlill
cher Benutzung entféllt, wenn das Halten
des Fahrzeugs von der Steuer befreit sein
wiirde oder die Besteuerung bereits nach §
1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 vorgenommen worden

ist (§ 2 Abs. 5 S. 2 KraftStG).

Die Steuerpflicht dauert geméB § 5 Abs. 1

KraftStG

1. beieinem inléndischen Fahrzeug,

vorbehaltlich der Absétze 2 bis 5,
solange das Fahrzeug zum Verkehr
zugelassen ist, mindestens jedoch
einen Monat;

2. bei einem ausldndischen Fahrzeug,
vorbehaltlich des Absatzes 2,
solange sich das Fahrzeug im Inland
befindet;

3. bei einem widerrechtlich benutzten

Fahrzeug, solange die widerrechtliche

Benutzung dauert, mindestens
jedoch einen Monat;

4. beieinem Kennzeichen im Sinne des
§ 1 Abs. 1Nr. 4, solange das Kennzeichen

benutzt werden darf, mindestens
jedoch einen Monat.

Die Steuer entsteht mit Beginn der Steuerl
pflicht, bei fortlaufenden Entrichtungsl
zeitrdumen mit Beginn des jeweiligen

Entrichtungszeitraums (§ 6 KraftStG).

Steuerschuldner ist (§ 7 KraftStG)

. beieinem inldndischen Fahrzeug die

Person, fiir die das Fahrzeug zum
Verkehr zugelassen ist,

. beieinem ausldndischen Fahrzeug die

Person, die das Fahrzeug im
Geltungsbereich dieses Gesetzes
benutzt,

. bei einem widerrechtlich benutzten

Fahrzeug die Person, die das Fahrzeug
widerrechtlich benutzt,

. bei einem Kennzeichen im Sinne des

§ 1Abs. 1NTr. 4 die Person, der das
Kennzeichen zugeteilt ist.



3.7.5 Zulassungsrecht

Unter der Tz. 3.7.5.2 und 3.7.5.3 wird ledigl]
lich durch Auffihrung des Gesetzestextes
auf die Zulassungspflicht und die Zusténl
digkeiten hingewiesen.

Tz. 3.7.5.3 gibt die Auffassung des zull
stdndigen Bundesministeriums fiir Verl
kehr, Bau und Stadtentwicklung wieder.

Kraftfahrzeuge mit einer durch die Bauart
bestimmten Hochstgeschwindigkeit von
mehr als 6 km/h und ihre Anhénger (Fahr!
zeuge, die zum Anhingen an ein Kraftll
fahrzeugen bestimmt und geeignet sind)
dirfen auf offentlichen Strafen nur in
Betrieb gesetzt werden, wenn sie zum
Verkehr zugelassen sind. Die Zulassung
wird erteilt, wenn das Fahrzeug einem
genehmigten Typ entspricht oder eine
Einzelgenehmigung erteilt ist und eine
dem Pflichtversicherungsgesetz entsprell
chende Kraftfahrzeug- Haftpflichtversil
cherung besteht. Die Zulassung erfolgt
durch Zuteilung eines amtlichen Kennzeil
chens fur Kraftfahrzeuge oder Anhédnger
und Ausfertigung einer Zulassungsbell
scheinigung durch die Verwaltungsbel
horde (Zulassungsbehorde) (§ 3 Abs. 1
FZV). Ausnahmenregelt § 3 Abs. 2FZV.
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Fir straBenverkehrsrechtliche Zulassunl
gen ist grundsatzlich die Behorde des
Wohnorts (Hauptwohnung), mangels
eines solchen die Behorde des Aufenthalts(]
orts des Antragstellers oder Betroffenen,
bei juristischen Personen, Handelsunter(
nehmen oder Behorden die Behorde des
Sitzes oder des Orts der beteiligten Nieder(l
lassung oder Dienststelle zustdndig. Bell
steht im Inland kein Sitz, keine Niederlasl
sung oder keine Dienststelle, so ist die
Behorde des Wohnorts oder des Aufentl
haltsorts eines Empfangsberechtigten
zustandig. Antrdge konnen mit Zustiml
mung der ortlich zustidndigen Verwalll
tungsbehorde von einer gleich geordnell
ten auswartigen Behorde, mit Zustiml
mung der zustdndigen obersten Landesbel]
horden auch in einem anderen Land, bel
handelt und erledigt werden (§ 46 Abs. 2
i. V.m. Abs.1FZV).
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IV. Betriebswirtschaftliche Entscheidungen

4.1 Allgemeines

4.1.1 Marktentwicklungen

Die Entwicklungen des Marktes - insbell
sondere durch die EU-Osterweiterung
verursacht - haben zu einem sprunghaft
gestiegenen Verkehrsaufkommen (mehr
als 40 % Ein- und Ausfahrten an den Grenl
zen nach PL und CZ) gefuhrt. Deutsche
Unternehmen stellen z.B. gegeniiber polll
nischen oder tschechischen Unternehmen
einen Kostenunterschied von ca. 25 % fest,
aus dem ihnen wiederum ein Preisnachteil
von bis zu 20 % erwéchst.

Dies hat zur Folge, dass mittlerweile
kaum noch internationale Ladungsver(
kehre zwischen Deutschland und den
neuen EU-Mitgliedstaaten von deutschen
Unternehmen durchgefiihrt werden.®

6 (QUELLE BUNDESAMT FUR GUTERVERKEHR —
BAG; STAND 2005)

und ihre Risiken

4.1.2 Reaktionen der Unter!(]
nehmen

Aus diesem Grund sehen sich deutsche
Unternehmen gezwungen, den verédnderl(]
ten Marktbedingungen u. a. durch
> KostendampfungsmafBnahmen in allen
Ebenen (insbesondere im Personal
bereich),
> Kooperationen mit Unternehmen aus
den neuen Mitgliedstaaten sowie
> Griindung von Niederlassungen in den
neuen Mitgliedstaaten

zu begegnen.

Hier istinsbesondere

> der Einsatz von Subunternehmern
(Outsourcing),

> die Verlagerung der Flotte an Nieder[l
lassungen in den neuen Mitglied[]
staaten (unter Ausnutzung der dortill
gen giinstigeren infrastrukturellen
und betriebswirtschaftlichen Rahll
menbedingungen) sowie

> die Einstellung von kostengiinstigerem
Personal in diesen Ldndern

festzustellen.



4.2 Problemstellungen

4.2.1 (Schein-)Selbstandigkeit

Die Abgrenzung von selbstdndiger Tatigl
keit zu abhédngiger Beschéaftigung richtet
sich nach den von der Rechtsprechung
entwickelten Kriterien zu § 7 Abs. 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1V)
-siehe auch 3.4.5.2. Nach dieser Vorschrift
ist die Beschdftigung die nichtselbstdnl
dige Arbeit, insbesondere in einem Arl
beitsverhéltnis. Die Worte ,nichtselbl
standige Arbeit” umschreiben das personl
liche Abhéngigkeitsverhéltnis, in dem sich
ein Arbeitnehmer zu seinem Arbeitgeber -
beurteilt nach den tatsdchlichen Umstanl
den - befindet. Typisches Merkmal dieses
Abhéngigkeitsverhéltnisses ist die Weill
sungsbefugnis des Arbeitgebers iiber Zeit,
Dauer, Ort und Art der Ausfithrung einer
Tatigkeit.

Die selbstdndige Tatigkeit ist demgel
geniiber durch ein eigenes Unternehmer(
risiko, die Verfiigungsmoglichkeit tber
die eigene Arbeitskraft und die im Wel
sentlichen frei gestaltete Tatigkeit und
Arbeitszeit gekennzeichnet. Das Gesetz
zur Forderung der Selbstdndigkeit vom 20.
Dezember 1999 hat an diesen Abl
grenzungskriterien nichts verandert, wol
bei das Vorliegen einer Beschéaftigung im
konkreten Einzelfall zu priifen ist.
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Grundsétzlich entscheidet nach § 28 h
Abs. 2 SGB 1V die ortlich zustdndige Einll
zugsstelle tiber die Versicherungspflicht
und Beitragshéhe in der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung sowie nach dem
Recht der Arbeitstérderung.

Zustdandige Einzugsstelle ist die Krankenl[
kasse, von der die Krankenversicherung
durchgefiithrt wird.

Neben dieser grundsédtzlichen Zustanl
digkeit der Krankenkassen wurde mit dem
Gesetz zur Forderung der Selbstdandigkeit
zur Klarung, ob im Einzelfall eine selbstan(l
dige Tatigkeit oder eine abhédngige Bel
schéftigung vorliegt, bei der Deutschen
Rentenversicherung Bund (damals BfA)
zuséatzlich eine bundesweite Clearingstelle
zur Statusklirung eingerichtet, die auf
Antrag im Rahmen des Anfrageverfahrens
(§ 7a SGB 1V) uiber das Vorliegen einer Bel
schéftigung verbindlich fir alle Zweige
der Sozialversicherung entscheidet.

Die Abgrenzung zwischen Selbstdndigl
keit und abhédngiger Beschéftigung gestalll
tet sich in Einzelfdllen schwierig, wenn
sowohl Kriterien vorliegen, die fiir eine
selbstdndige Tétigkeit sprechen, als auch
Kriterien, die auf eine abhdngige Beschafl
tigung hindeuten. Entscheidend sind dal
bei allein die objektiven Umstédnde, wie sie
sich bei der konkreten Ausgestaltung eill
nes Vertrages darstellen, ohne dass es dal
bei auf den Willen der arbeitenden Person
ankommt.

Nach § 2 S. 1 Nr. 9 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI) sind selbstdndig
tiatige Personen, die im Zusammenhang
mit ihrer selbstdndigen Tatigkeit regelmall
Big keinen versicherungspflichtigen Arll
beitnehmer beschéftigen, dessen Arbeitsl(]
entgelt aus diesem Beschaftigungsverhaltl
nis regelméBig 400 EUR im Monat iiber(]
steigt, und auf Dauer und im Wesentlill
chen nur fiir einen Auftraggeber tatig
sind, rentenversicherungspflichtig.
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42121 Aus Sicht des GiKG

Das Giterkraftverkehrsgesetz (GuKG)
kennt das Berufsbild des selbstdndigen
Kraftfahrers nicht. Der Gesetzgeber norl
miert nur die Rechte und Pilichten des
(selbstdndigen) Giterkraftverkehrsunter(
nehmers und des angestellten Kraftfahl
rers. Das Konstrukt des selbstdndigen
Kraftfahrers ist dadurch zwar nicht ausgell
schlossen, denn es bleibt dem Transportll
unternehmer unbenommen, sich der
Dienste eines selbstdndigen Kraftfahrers
zu bedienen, welcher als selbstdndiger
Unternehmer seine Dienste als Fahrer
anbietet und erbringt.

Es ist jedoch zu differenzieren: Wenn
der urspriinglich nach § 407 Abs.1 HGB mit
der Beforderung beauftragte Frachtfiihrer
(d.h. derjenige, der sich durch Vertrag
verpflichtet hat, die innerstaatliche oder
grenziberschreitende Beforderung von
Gitern in eigener Verantwortung und fur
eigene Rechnung durchzufiihren) seiner(
seits einen so genannten selbstidndigen
Kraftfahrer mit der eigenverantwortlich
und selbstdndig durchzufithrenden Befor(l
derung als ausfithrender Kraftfahrer (Unl
terfrachtfihrer) i. S. v. § 437 Abs.1 HGB
beauftragt, liegt gemdaB §§ 1 Abs.1 und 3
Abs.1 GuUKG erlaubnispflichtiger Giiterl
kraftverkehr vor.

Dagegen fihrt der selbstédndige Kraftl
fahrer, der lediglich eine Lenktéitigkeit erl
bringt, keine erlaubnispflichtige Befordell
rung durch. Seine Tatigkeit beschrankt
sich auf die Verrichtung der dem Frachtl
fuhrer obliegenden Verbindlichkeit, die
Befoérderung.

Die rechtliche Einordnung kann nur
jeweils im konkreten Einzelfall vorgenom/[
men werden. Die Beurteilung bedarf einer
Gesamtschau der Umstidnde, wobei dem
duBeren Erscheinungsbild eine mafBgell
bende Bedeutung zukommt.

Anhaltspunkt ist zunédchst der Inhalt
der vertraglichen Absprache zwischen den
Vertragsparteien. Ist die Ubernahme des
Beforderungsvertrages nach §407 Abs.1
HGB als Unterfrachtfiihrer (Subunternehl
mer) vereinbart oder das Erbringen einer
bloBen Fahr- bzw. Lenktétigkeit? Die Antl]
wort kann auch aus der Tatsache geschlosll
sen werden, welche Tatigkeit in Rechnung
gestellt wird.

Ein weiterer Hinweis, der auf eine
Eigenschaft als Giiterkraftverkehrsunter(l
nehmer schliefen ldsst, ist der einen Unll
ternehmer Kkennzeichnende Kapitaleinl
satz bzw. das in Person eines selbstdndigen
Unternehmers anfallende Kostenrisiko.
Dies liegt u.a.vor, wenn der so genannte
selbstdndige Kraftfahrer die alleinige Verl
figungsbefugnis Uber das Kraftfahrzeug
besitzt, das Fahrzeug auf ihn zugelassen
ist, von ihm gemietet oder auf andere Weill
se zum stdndigen alleinigen Gebrauch
tiberlassen wurde und er die damit anfalll
lenden Kosten wie Wartungs- und Bell
triebskosten, Mautgebiihren, Steuern und
Versicherungen - z.B. die Giiterschaden-
Haftpflichtversicherung nach § 7a GiKG -
ubernimmt.

Weiteres  Unterscheidungskriterium
zwischen Unterfrachtfithrer und ,selbl
standigem® Kraftfahrer ist schlieBlich die
Weisungsgebundenheit. Inwiefern werll
den Streckenroute, Ladungssicherung
usw. vom Gilterkraftverkehrsunternehl
mer festgelegt und vorgegeben. Inwiefern
verbleibt dem Fahrer ein eigener Handll
lungs- und Entscheidungsspielraum sowie
Dispositionsmdoglichkeiten des Fahrzeugll
einsatzes?



Gerade dieses letzte Unterscheidungs(]
kriterium verdeutlicht die Grauzone, in
der sich der selbstdndige Kraftfahrer bell
findet. Erfiillt er die Merkmale -eines
Giterkraftverkehrsunternehmers  nicht
und benétigt daher weder eine nationale
Erlaubnis noch eine Gemeinschaftslizenz
(§§ 3, 6 GUKG), besteht die Gefahr der
Scheinselbstandigkeit.

Insofern handelt es sich aber um ein sol]
zial- und rentenversicherungsrechtliches
Problem. Daneben stehen steuerrechtliche
Fragen im Raum. Die Herangehensweise
der verschiedenen Rechtsgebiete an das
Konstrukt des selbstdndigen Kraftfahrers
ist unterschiedlich. Eine Feststellung des
Finanzamtes und/oder der Sozialversichell
rungstrager hat keine Bindungswirkung
fur die giiterkraftverkehrsrechtliche Sichtll
weise.

42122 Aus sozialversicherungsrecht(
licher Sicht

Aus Sicht der Deutschen Rentenversichell
rung ist davon auszugehen, dass Frachtl
fihrer im Sinne der §§ 407 ff HGB dann ein
selbstdndiges Gewerbe ausiiben, wenn sie
beim Transport ein eigenes Fahrzeug einl
setzen und fir die Durchfiihrung ihres
Gewerbes eine Erlaubnis nach § 3 Giiterll
kraftverkehrsgesetz oder die Gemeinl
schaftslizenz nach Art. 3 der Verordnung
(EWG) 881/92 besitzen.

Dies gilt auch dann, wenn sie als Einzelll
person ohne weitere Mitarbeiter nur fir
ein Unternehmen tétig sind und dabei die
Farben oder ein "Logo” dieses Unternehl
mens nutzen.

Voraussetzung ist allerdings, dass ihl
nen weder Dauer noch Beginn und Ende
der Arbeitszeit vorgeschrieben wird und
sie die - nicht nur theoretische - Moglichl
keit haben, Transporte auch fiir weitere
eigene Kunden auf eigene Rechnung
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durchzufithren. Ob sie diese Mdoglichkeit
tatsachlich nutzen, ist nicht entscheidend.

Um ein eigenes Fahrzeug im Sinne der
vorherigen Ausfiilhrungen handelt es sich
nur dann, wenn es auf den Erwerbstétigen
zugelassen ist und von ihm mit eigenem
Kapitalaufwand erworben oder geleast
wurde. Eine indirekte oder direkte Beteilill
gung an der Fahrzeug-/Leasingfinanziel
rung durch den Auftraggeber spricht gell
gen die Annahme einer selbstindigen
Tatigkeit.”

Bindet der Auftraggeber sie hingegen
soweit in seine innerbetrieblichen Ablaufe
ein, dass ihnen faktisch jede Moglichkeit
genommen wird, Transporte auch fir anl
dere durchzufithren und sieht dariiber
hinaus die vertragliche Gestaltung vor,
dass sie zu bestimmten Zeiten zur Erbrin[
gung der vertraglichen Leistung beim
Auftraggeber zu erscheinen haben, ist
- insbesondere, wenn entsprechende
Sanktionen vertraglich vorgesehen sind -
von einer abhdngigen Beschéftigung ausl
zugehen (vgl. hierzu LSG Hessen vom
19.10.2006 1L8/14KR1188/03 - German Parcel
sowie Tz. 3.4.5).

Die abschlieBende Beurteilung des Einl]
zelfalles bleibt der Deutschen Rentenversill
cherung vorbehalten.

4.21.2.3 Aus steuerrechtlicher Sicht

Aus steuerrechtlicher Sicht sind die Grundl
sdtze fiir die Bestimmung der Arbeitgeber-
oder Arbeitnehmereigenschaft maBgel
bend (siehe Tz. 3.4.5.3).

7VGL. HIERZU: KATALOG DER DRV ZUR
EINORDNUNG KATALOG BESTIMMTER
BERUFSGRUPPEN ZUR ABGRENZUNG ZWISCHEN
ABHANGIGER BESCHAFTIGUNG UND
SELBSTANDIGER TATIGKEIT; STAND 08.09.2006
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4.2.2 Grindung von Nieder![
lassungen im Ausland

Wie oben unter Tz. 4.1.2.1 dargestellt, verl
suchen derzeit deutsche Unternehmen
u. a.durch Griindungen von Niederlassun(l
gen in den EU-Beitrittsstaaten sowie Drittl
staaten dem Kostendruck in der Branche
zu begegnen. Ergidnzend dazu werden
Teile des Fuhrparks in diese Lander verlall
gert und dort kostengtinstiges Personal
eingestellt.

Im Folgenden werden mit der Grinl
dung von Niederlassungen im Ausland
verbundene Risiken aufgezeigt. Die Aufll
zahlung erhebt keinen Anspruch auf Vollll
standigkeit und bezieht sich auf die zum
Zeitpunkt der Erstellung dieser ,Darstelll
lung der Rechtslage®“ geltenden Vorschrif(l
ten.

Alle nicht zugelassenen Fahrzeuge, die in
Deutschland ihren Standort haben und
hier am o6ffentlichen StraBenverkehr teilll
nehmen sollen, benétigen eine deutsche
Zulassung zur Inbetriebnahme eines Fahrl
zeugs im oOffentlichen Straenverkehr auf
der Grundlage der deutschen Rechtsvorl
schriften, also amtliche deutsche Kennzeil
chen und Fahrzeugpapiere.®

Zum Erlass von Verwaltungsakten, wie
sie mit der Zulassung von Fahrzeugen zum
StraBenverkehr verbunden sind, sind in
Deutschland ausschlieBlich die deutschen
Behorden befugt?®

8 SIEHE TZ.3.7.5.2
9SIEHE TZ.3.7.5.3

Eine so genannte ,Fernzulassung®
- zum Beispiel durch Verwendung auslanl
discher Kurzzeit- oder Héandlerkennzeil
chen und der damit korrespondierenden
auslandischen Dokumente - stellt einen
Hoheitsakt eines ausldndischen Staates
auf deutschem Territorium dar, zu dem
der ausliandische Staat (zumindest ohne
volkerrechtliche Vereinbarung) nicht bel
fugtist.

In diesem Zusammenhang kommt es
nicht darauf an, ob das Anbringen ausl
landischer Kennzeichen an einem in
Deutschland gekauften Fahrzeug zum
Zweck der Uberfiihrung ins Ausland mit
oder ohne Beteiligung der ausldndischen
Behorde erfolgt.

Zustandig fir die Ahndung eines solll
chen VerstoBes gegen die Bestimmungen
der Fahrzeug-Zulassungsverordnung und
des StraBenverkehrsgesetzes sind die Strall
Benverkehrsbehorden (Allg. Polizeibehor-
den).

Zustandig fir einen evtl. Entzug der
guterkraftverkehrsrechtlichen Erlaubnis,
Lizenz oder Genehmigung ist die jeweils
ausstellende Behorde (Landesbehérden
bzw. BAG).

42231 Allgemeines

Mit Disposition wird im Allgemeinen eine
Stelle im Unternehmen bezeichnet, die die
Aufgabe hat, eingehende Auftrdge zu
bearbeiten und den leistenden Stellen
zuzuweisen.

Die Disposition in einem Verkehrsunl
ternehmen plant, lenkt, leitet und uberl
wacht den Einsatz betriebseigener Fahrll
zeuge und des im Betrieb tdtigen Fahr-
personals.



Sie ibernimmt u. a.

> die Auftragsbearbeitung und -abwickl
lung der angenommenen Frachtaufll
trage,

> die Tourenoptimierung (optimiert den
Fahrzeugeinsatz unter wirtschaftlill
chen Gesichtspunkten (Frachtberechl
nung, Fremd-Eigen-Vergleich), Fleetl]
manager (Bindeglied zwischen Disposil
tion und Fahrer; Dolmetscher mit Uber[
wachungsfunktion)),

> die Tourenplanung (Frachtverteilung,
Erstellen des Tourenplans),

> die Frachtiiberwachung (Sendungsver![
folgung, Einhaltung aller Liefervorgall
ben) sowie

> die Meldung von Lohnabziigen an die
Finanzbuchhaltung aufgrund firmenl[
interner Sanktionen (z.B. gefahrene
Mehrkilometer, verspétete Anliefell
rung, unvollstédndiges Ausfiillen von
Frachtunterlagen).

Das ,Verkehrsunternehmen“ organil
siert nach Art. 10 - Uberschrift ,Haftung
von Verkehrsunternehmen® - der VO (EG)
Nr. 561/06 die Arbeit der angestellten oder
ihm zur Verfiigung gestellten Fahrer so,
dass diese die Bestimmungen des Kapitels
II besagter VO sowie der VO (EWG) Nr.
3821/85 einhalten konnen (insbesondere
Lenk- und Ruhezeiten). Es hat den Fahrer
ordnungsgemdlB anzuweisen und regelll
maBig zu tiberpriifen, dass die im voranl
gegangenen Satz zitierten Vorschriften
eingehalten werden.

Verkehrsunternehmen im Sinne der VO
(EG) 561/06 ist jede natiirliche oder juristill
sche Person und jede Vereinigung oder
Gruppe von Personen ohne Rechtspersonll
lichkeit mit oder ohne Erwerbszweck soll
wie jede eigene Rechtspersonlichkeit bell
sitzende oder einer Behorde mit Rechts[
personlichkeit unterstehende offizielle
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Stelle, die Beforderungen im Strafenl
verkehr gewerblich oder im Werkverkehr
vornimmt. Beférderung im StraBenverll
kehr ist jede ganz oder teilweise auf einer
offentlichen StraBe durchgefiihrte Fahrt
eines zur Personen- oder Giliterbeférdel
rung verwendeten leeren oder beladenen
Fahrzeugs."

Der Begriff ,Verkehrsunternehmen®
bezieht sich dabei, unabhéngig von seiner
Rechtsform, auf ein selbstdndiges Rechtsl]
subjekt, das auf Dauer eine Beférderungsl
tatigkeit ausiibt und befugt ist, die Arbeit
der Fahrer und der Mitglieder des Fahrperl
sonals zu organisieren und zu kontrolliell
ren (vgl. EuGH Urteil vom 02.10.1991 -
Rechtssache C 7/90 - Paul Vandevenne
u.a.-; EuGHE1991, S.1-4371).

Das unternehmerische Ziel, eine optil
mierte Fahrzeug- und Transportlogistik zu
erreichen, muss dabei im Einklang mit
allen tangierten Rechtsvorschriften stell
hen. Dabei geht das Einhalten der gesetzlill
chen Vorschriften den kaufménnischen
Unternehmensinteressen vor.

Bei der Disposition hat das ,,Verkehrs[
unternehmen® neben den umfangreichen
verkehrsrechtlichen Vorschriften (z.B.
Lenk- und Ruhezeiten) auch sozialversil
cherungs-/arbeitsrechtliche sowie auslanl
derrechtliche Rechtsnormen zu beachten.

Das Verkehrsunternehmen (der Bel
triebsinhaber) muss nicht selbst disponiel]
ren. Es kann eine andere Person beauftrall
gen, bestimmte betriebsbezogene Pflichll
ten wahrzunehmen (z. B. einem angestelll]
ten Speditionskaufmann die Disposition
des Fahrereinsatzes tbertragen), ohne
jedoch von den notwendigen Aufsichtsl
mafBnahmen entbunden zu sein (vgl. § 9
Abs. 2Nr. 2 OWIiG; § 130 OWIiG).

'° ART. 4 BUCHST. A) UND P) VO (EG) 561/06
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Ferner hat das ,Verkehrsunternehl
men“ die Berufszugangsvoraussetzungen
nach der Richtlinie 96/26 EG des Rates vom
29.04.1996 bzw. der Berufszugangsverordl]
nung fir den Giiterkraftverkehr zu erfilll
len und nach Anhang 1zu Art. 3 Abs. 4 der
Richtlinie tiber Kenntnisse im ,Biirgerlil
chen Recht®, ,Handelsrecht®, ,Soziall
recht®, ,Guterkraftverkehrsrecht® sowie
die Vorschriften tiber den ,Zugang zum
Markt“ zu verfiigen (s. Kommentar Strall
Benverkehrsrecht Liitkes/ Ferner/Kramer
Tz10.2 zur Richtlinie 96/26 EG des Rates).

4.2.2.3.2 Einsatz von betriebsfremden
Fahrzeugen

Werden eingehende Auftrdge nicht mit
betriebseigenen Fahrzeugen abgewickelt,
gehort es auch zu den Aufgaben der Dispoll
sition, den Einsatz betriebsfremder Fahr(
zeuge (Subunternehmer) zu organisieren.
Dies gilt insbesondere fiir die Aufgabenl
verteilung zwischen einem Spediteur und
einem Frachtfiihrer; ist aber nicht auf diel
se Félle beschrankt.

Aufgabe des Spediteurs ist die Besorll
gung der Giiterversendung, die gesetzlich
als Organisation des Transports definiert
wird (§§ 453, 454 HGB); Aufgabe des
Frachtfiihrers ist die Durchfithrung des
Transports (§ 407 HGB).

Im Rahmen der Transportorganisation
obliegt dem Spediteur nach § 454 Abs. 1
HGB insbesondere die Bestimmung des
Beférderungsmittels und des Befordel
rungsweges, die Auswahl ausfithrender
Unternehmer, der Abschluss der fiir die
Versendung erforderlichen Fracht-, Lager(]
und Speditionsvertrdge sowie die Erteill
lung von Informationen und Weisungen
an die ausfihrenden Unternehmer und
die Sicherung von Schadensersatzanspriill
chen des Versenders.

Diese Bestimmung macht deutlich,
dass jedes Speditions- oder andere Verl
kehrsunternehmen, das Subunternehmer
fur die Transportdurchfihrung einsetzt,
diesen im Rahmen des Frachtvertrages
(§ 407 HGB) alle organisatorischen Anweill
sungen zur Abwicklung des Transl
portauftrags erteilen kénnen muss. Diese
Anordnungsbefugnis (frachtvertragliches
Weisungsrecht) wird jedoch durch den
Vertragsgegenstand, die Beférderung von
Giitern beschrédnkt. Sie erfasst nur aufll
tragsbezogene Ausfiihrungsanweisungen,
die sich nicht auf die einzelne Arbeitsl
verrichtung, sondern nur auf das Arbeits(
ergebnis beziehen dirfen. Dieses Weill
sungsrecht ist sachbezogen und erl
folgsorientiert. Bei der Disposition
betriebsfremder Fahrzeuge haben die
Speditionsunternehmen oder andere Verll
kehrsunternehmen aber in Bezug auf Art,
Ort und Zeit der Arbeitsleistung kein
Weisungsrecht gegeniiber dem Subunll
ternehmer und insbesondere kein Weil
sungsrecht gegeniiber dem bei diesem
eingesetzten Personal; sie besitzen keine
Personalhoheit. Solche Direktions- und
Kontrollbefugnisse, wie sie die Disposition
gegeniiber betriebseigenem Personal
ausiiben kann, missen beim Einsatz von
Subunternehmern bei diesen verbleiben.

Gleiches gilt auch beispielsweise fiir
Entscheidungen tiber den Einsatz der
Fahrzeuge des Subunternehmers; hier
liegt die Dispostionsverantwortung beim
Subunternehmer im Rahmen des § 407
HGB. Insoweit ist zur Dispositionsverantl
wortung des Spediteurs im Rahmen des
§ 454 HGB abzugrenzen.

Ungeachtet dessen haben u.a. Spedill
teure, Hauptauftragnehmer und Unter(
auftragnehmer sicherzustellen, dass die
vertraglich vereinbarten Beforderungsl
zeitplane nicht gegen die VO (EG) 561/06
verstoBen (Art.10 Abs. 4 VO (EG) 561/06).



Von den vorgenannten Ausfithrungen
bleiben Rechte und Pflichten, wie sie im
Verhéltnis zwischen Frachtfiihrer und Teill]
bzw. Unterfrachtfiihrer bestehen, unbell
rihrt.

42241 Zulassungsrechtlich

422411 Regelmagiger Standort -
Definition

Dieser Begriff wurde in der Rechtsprel
chung entwickelt und kommt u.a .im
Zulassungsrecht § 20 Abs. 1 FZV zur Anl[
wendung. Fahrzeuge, die ihren regell
maBigen Standort im Inland haben und
am oOffentlichen StraBenverkehr teilnehl
men sollen, miissen liber eine Zulassung
der ortlich zustdndigen Verwaltungsbel
horde (Zulassungsbehorde) verfiigen.

Der regelmaBige Standort des Fahrl
zeugs bestimmt sich nach objektiven
Merkmalen, nicht nach subjektiven Vorl
stellungen des Verfiigungsberechtigten.
RegelmaéBiger Standort ist derjenige des
~Schwerpunkts der Ruhevorgidnge® des
Kfz, vom dem aus das Fahrzeug unmittelll
bar zum Straf3enverkehr eingesetzt wird.
Meist ist es der Wohnsitz des Halters.
Scheinbedingungen sind unbeachtlich.
Bei stdndigem Einsatz im tiberregionalen
Transportverkehr ist der Einsatzmittell
punkt entscheidend. Einsatzmittelpunkt
ist der Ort, an dem uber den jeweiligen,
konkreten Einsatz des Fahrzeugs entschiell
den bzw. disponiert wird.

Daher kann zumindest in den Fallen, in
denen eine Disposition betriebsfremder
Fahrzeuge nicht in der unter Tz. 4.2.2.3.2
dargestellten Art und Weise vollzogen
wird, d.h. dass sie neben dem Fahrzeugll
einsatz auch das Direktionsrecht gegenl
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uber dem Fahrpersonal umfasst, von
einem inléndischen Standort der
Fahrzeuge ausgegangen werden.

422412 Zulassung im Bundes!
gebiet

Hat ein im Ausland zugelassenes Fahrzeug
seinen regelmagBigen Standort im Bundes/l
gebiet, kommt das deutsche Zulassungsl
recht zur Anwendung. Es fehlt insoweit
trotz der Zulassung in einem anderen
Staat an der verkehrsrechtlich vorgel
schriebenen Zulassung nach § 1 StVGi. V.
m. §§ 3,20 FVZ.

Besonderheit: Bei EU-Fahrzeugen ist
das Urteil des EuGH Rs C - 115/00 vom
02.07.2002 (Hoves-Urteil zur Kabotage
innerhalb der EU) zu beachten.

Hinweis zu Mietfahrzeugen: Werden
Fahrzeuge aus dem Ausland léngerfristig
angemietet, so verlagert sich der Standort
des Fahrzeugs in das Inland, mit der Folge
der sofortigen Zulassungspflicht.

Hierzu Besonderheit: beim Anmieten
von EU-Fahrzeugen ist EuGH Rs. C 228/01
(Jacques Bourrasse) und Rs. C 289/01 (Jean-
Marie Perchicot) zu beachten. Nach diesen
beiden Urteilen hat der Mieter das Fahrl
zeug in seinem Sitzstaat anzumelden.

4.2.2.4.2. Guterkraftverkehrsrechtlich

Genehmigungen (z.B. Drittstaaten, CEMT-
Genehmigungen) sind Inhabergenehmil
gungen, die weder ubertragbar, zu verl
mieten noch zu verschenken sind. Die
Inhabergenehmigungen sind an ein Unl
ternehmen gebunden.

Werden fremde LKW (EU + Drittstaall
ten) mit Fremd-Genehmigungen vom
Inland (von einem Dritten) aus disponiert,
wird ungenehmigter Giiterkraftverkehr
durchgefiihrt (vgl. hierzu §19 GUKG).
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4.2.2.4.3 Aufenthaltsrechtlich

Wurden fir ausldndische Arbeitnehmer
im grenziiberschreitenden Straf3enverl
kehr Aufenthaltstitel beantragt, sind in
diesem Zusammenhang Angaben in den
Einladungen (vgl. §§ 79 ff. AufenthG; alt:
§§ 82, 84 AuslG) zu priifen und festzustelll
len, ob ggf. bei der Visa Beantragung un(
richtige Angaben im Sinne von § 95 Abs. 2
Nr. 2 AufenthG (alt: § 92 Abs. 2 Nr. 2 AuslG)
gemacht wurden.

42.2.4.4 KFZ-steuerrechtlich

Werden Fahrzeuge auf offentlichen Strall
Ben im Inland ohne die verkehrsrechtlich
vorgeschriebene Zulassung benutzt, liegt
eine widerrechtliche Benutzung vor (§ 2
Abs. 5 KraftStG).

Auslandische Fahrzeuge fiir die ein inll
landischer regelméBiger Standort begriin(l
det wird, und die ohne nach § 1 StVG in
Verbindung mit §§ 3, 20 FZV zugelassen zu
sein genutzt werden, werden demnach -
sofern keine Ausnahmetatbestédnde greil
fen - widerrechtlich genutzt.

Es fallt fur widerrechtlich genutzte
Fahrzeuge fiir mindestens ein Monat die
KFZ-Steuer an (vgl. §§ 1, 2 KraftStG).

Hinsichtlich der EU-Fahrzeuge wird auf
das EUGH-Urteil vom 02.07.2002 Rs C
115/00 (Hoves-Urteil) verwiesen (gilt nicht
beiangemieteten Fahrzeugen).

42245 Sozialversicherungsrechtlich

Bei der unter Tz. 4.2.2.3 dargestellten Disl]
position von betriebsfremden Fahrzeugen
wird beim Einsatz von Fahrzeugen ausl
landischer Niederlassungen im Einzelfall

-ggft. unter Berticksichtigung des Arbeitll
nehmeriiberlassungsgesetzes (AUG) - zu
prifen sein, in welchen Féllen in Deutschl
land die speditionelle oder frachtrechtlill
che Dispositionsbefugnis tiberschritten
und so ein Beschéftigungsverhéltnis zum
ausldndischen Arbeitnehmer begriindet
wird, und in welchen Féllen der deutsche
Arbeitgeber verpflichtet wére, den auslan(
dischen Arbeitnehmer zur Sozialversichel
rung anzumelden (§ 28 a SGB IV) sowie die
entsprechenden Sozialversicherungsbeill
trdge an die Krankenkasse (Einzugsstelle)
und den Unfallversicherungstrédger abzull
fahren (§§ 28e und 28h SGB 1V, 168 SGB
VII).

Je nach Einzelfall kann der in Deutschll
land anséssige Arbeitgeber auch verpflichl
tet sein, die nach dem innerstaatlichen
Recht eines anderen Mitgliedstaates bestell
henden Melde- und Beitragspflichten zu
erfillen, wenn fir den Arbeitnehmer die
Rechtsvorschriften tiber soziale Sicherheit
dieses Staates gelten.

422.4.6 Zollrechtlich

In den unter Tz. 4.2.2.4.1.1 dargestellten
Féllen ist nicht ausgeschlossen, dass ein
Drittstaatenfahrzeug u. U. einen regelmall
Bigen inldndischen Standort erhélt (vgl. Tz.
4.2.2.4) und damit einer deutschen Zulasll
sung bedartf.

Neben der gititerkraftverkehrsrechtlill
chen Wiirdigung waére in diesen Féllen im
Einzelfall vorab zu priifen, ob die Fahrll
zeuge in den zoll- und steuerrechtlich
freien Verkehr zu tiberfiihren respektive
zollschuldrechtliche Tatbestdnde verwirkl(l
licht.
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Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung 
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I. Vorwort und Einleitung

1.1 Vorwort

Die vorliegende Darstellung der Rechts​lage (Stand: 8. Oktober 2008) bietet einen Überblick über die Rechtslage in Abgren​zung zu rechtlich unzulässigen Handlun​gen für den Bereich der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäfti​gung im Speditions-, Transport- und Logis​tikgewerbe und dient als Nachschlage​werk, insbesondere für Wirtschaftsbetei​ligte. Ergänzende Ausführungen zur Dienstleistungs- und Niederlassungsfrei​heit bietet das Handbuch „Vorschriften für die Erbringung von Dienst- oder Werkleis​tungen im Bereich der EU-Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit“, das auf der Internetseite www.zoll.de (Publikationen, Broschüren) zur Verfügung gestellt wird.

Zweifel, ob eine steuer- oder sozialversi​cherungspflichtige Beschäftigung vor​liegt, ob ein Gewerbe anzumelden ist usw., können mit der jeweils zuständigen Be​hörde geklärt werden. Außerhalb ihrer Zuständigkeit dürfen Behörden keine Rechtsberatung vornehmen; das gilt auch für die Bundesministerien. Rechtliche und steuerliche Beratung in Einzelfällen ertei​len die Angehörigen der beratenden Be​rufe (insbesondere Rechtsanwälte, Steuer​berater). Ferner besteht nach dem Bera​tungshilfegesetz die Möglichkeit, Bera​tungshilfe bei einem Rechtsanwalt, einer Rechtsanwältin, einem Rechtsbeistand oder einer vom jeweiligen Land eingerich​teten Beratungsstelle in Anspruch zu 
neh​men; dies setzt allerdings eine finan​zielle Bedürftigkeit voraus.

1.2 Einleitung

Zur Verbesserung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Be​schäfti​gung haben das Bundesministerium der Finanzen, die Tarifvertrags​parteien des Speditions-, Transport- und Logistikgewer​bes (Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL) e.V., Bundes​verband Mö​belspedition (AMÖ) e.V., Deutscher Speditions- und Logistikver​band e.V. (DSLV), Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) sowie das Bundesmi​nisterium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) am 7. April 2006 ein bundesweites, branchenbe​zogenes Aktionsbündnis gegen Schwarzar​beit und illegale Beschäftigung in dieser Branche geschlossen.

Die Bündnispartner sind gemeinsam der Auffassung, dass

· die Schwarzarbeit in Deutschland in vielen Branchen ein alarmierendes 
Ni​veau erreicht hat, durch das gesetzes​treue Betriebe und Arbeitnehmer auch im Spedi​tions-, Transport- und Logistik​ge​werbe geschädigt werden und nicht wei​ter hinnehmbare Einnahmeausfälle bei den Sozialversiche​rungsträgern und dem Fiskus verursacht werden 

· durch die Schwarzarbeit viele Arbeiter ihren Arbeitsplatz verloren haben, weil Speditions-, Transport- und Logistikbe​triebe, die sich an Recht und Gesetz hal​ten, gegenüber der illegalen Konkur​renz keine faire Chance im Wettbe​werb mehr haben. 

Das Aktionsbündnis verfolgt folgende Ziele:

· Schaffung eines allgemeinen Bewusst​seins für die negativen Folgen von Schwarzarbeit und illegaler Beschäfti​gung

· fairer Wettbewerb unter gleichen Be​dingungen statt ruinöse Preiskonkur​renz durch illegale Praktiken


· ordnungsgemäße Entrichtung der Steu​ern und der Beiträge zur Sozialversi​cherung durch alle Unter​nehmen des Speditions-, Transport- und Logistikgewerbes


· konsequenter Gesetzesvollzug gegen​über Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Auftraggebern bei der Bekämp​fung der gewerbsmäßigen Schwarzar​beit und illegalen Beschäftigung


· Einhaltung gesetzlich vorgegebener sozialer Standards und Arbeitsbedin​gungen

Um diese Ziele zu erreichen, haben die Bündnispartner vereinbart, eng zu​sam​menzuarbeiten und möchten dazu insbe​sondere:

· öffentlich in einem Bündnis gegen Schwarzarbeit und illegale Beschäfti​gung antreten


· die Information der Öffentlichkeit über die schädlichen Folgen von Schwarzar​beit und illegaler Beschäftigung sowie über die Folgen von Ge​setzesverstößen verstärken 


· den Informationsfluss zwischen den Verbänden und der Finanzkontrolle Schwarzarbeit sowie dem Bundesamt für Güterverkehr vor Ort weiter verbes​sern


· unter Leitung des Bundesministeriums der Finanzen einen Arbeitskreis auf Bundesebene einrichten, der prakti​sche Ansätze zur verbesserten Be​kämp​fung der Schwarzarbeit und illegalen Be​schäftigung im Speditions-, Trans​port- und Logistikgewerbe erarbeitet und dazu auch die Wirksamkeit der gel​tenden gesetzlichen Regelungen so​wie ggf. deren Änderung erör​tert.


Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung wird über diese Bünd​nisak​tivitäten hinaus weitere intensive Prüfmaßnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäfti​gung im Speditions-, Transport- und Lo​gistikgewerbe durchführen. Dabei wird auch das Bundesamt für Güterverkehr intensiv eingebunden.

Es werden insbesondere folgende Schwer​punkte im Vordergrund stehen:

· regelmäßige Kontrollen auf der Straße und auf Betriebsgeländen auch au​ßer​halb allgemein üblicher Arbeitszeiten sowie am Wochenende


· verstärkte Ausrichtung der Kontrollen auch auf aktuelle Verschleierungsfor​men gewerbsmäßiger Schwarzarbeit, wie z.B. Scheinselbständigkeit


II. Überblick zur aktuellen Lage in der 
Speditions-, Transport- und 
Logistik​branche


Im Straßengüterverkehr kam es nach dem insgesamt moderaten verkehrswirt​schaftli​chen Verlauf in den zurückliegen​den Jahren seit etwa Mitte des Jahres 2005 zu einer durchgreifenden Aufwärtsent​wicklung. 


Kennzeichnend für diese Entwicklung des Straßengüterverkehrs war, dass neben dem grenzüberschreitenden Verkehr, der aufgrund der anhaltend guten Außenhan​delstätigkeit seit Jahren kontinuierlich zunimmt, nunmehr auch der Binnenver​kehr - nach Jahren der Stagnation und des Rückgangs - deutlich zum Wachstum bei​trug. Die allgemeine Konjunkturerholung führte in fast allen Güterabteilungen zu Aufkommens- und Leistungssteigerun​gen.


Bei der Betrachtung des grenzüber​schreitenden Straßengüterverkehrs ist jedoch zu berücksichtigen, dass etwa drei Viertel der erzielten Beförderungsleistun​gen durch gebietsfremde Transportunter​nehmen erbracht werden. Im Güterver​kehr mit den mittel- und osteuropäischen Staaten lag der Marktanteil der gebiets​fremden Unternehmen bereits vor der EU-Erweiterung bei etwa 90 % und hat sich seit dem auf leicht erhöhtem Niveau verste​tigt. Ursächlich für die Anteilsent​wicklung sind vor allem die unterschiedli​chen Kos​tenstrukturen der in- und auslän​dischen Unternehmen. Vor allem gebiets​fremde Transportunternehmen partizipie​ren da​her am Wachstum des grenzüber​schreiten​den Güterkraftver​kehrs.

Dennoch ist die aktuelle Lage auf dem Güterkraftverkehrsmarkt weiterhin durch eine gute bis sehr gute Auftragslage ge​prägt. 


Der Straßengüterverkehr erreichte, ge​tragen von einer hohen Nachfrage im grenzüberschreitenden und im Binnenver​kehr, in jüngster Zeit wiederholt einen Spitzenwert und zugleich das höchste Mengenwachstum aller Landver​kehrsträger. Insbesondere der Nahbereich verzeichnete infolge der regen Bautätig​keit deutliche Mengenzuwächse. Die ge​stiegene Nachfrage nach Beförde​rungsleis​tungen spiegelte sich nicht nur in der Entwicklung der mautpflichtigen Fahrleistungen auf deutschen Bundesauto​bahnen entsprechend wider, sondern auch in gestiegenen Beförde​rungsentgel​ten in zahlreichen Marktseg​menten. Letzteres gilt sowohl für den natio​nalen als auch den internationalen Verkehrsmarkt.


Die wirtschaftliche Situation der Güter​kraftverkehrsunternehmen hat sich insge​samt in jüngster Zeit auf breiter Front wei​ter entspannt, zum Teil nachhaltig verbes​sert. Ausdruck dessen sind nicht zuletzt der Rückgang der Insolvenzen im Güterver​kehrsgewerbe und das gute Inves​titionsklima. Letzteres spiegelt sich in der Zunahme des Anteils umweltfreundli​cher Lastkraftfahrzeuge und deren maut​pflichtiger Fahrleistung auf deutschen Autobahnen wider.

Größere Speditionsunternehmen ohne eigenen Fuhrpark und ohne engere Ge​schäftsbeziehungen zu ihren Transportun​ternehmen mussten Entgelterhöhungen akzeptieren, um sich den benötigten Lade​raum zu sichern. Diese geänderte Markt​lage veranlasst zahlreiche Speditionen, die die Transportdurchführung in den letzten Jahren in zunehmendem Umfang an Sub​unternehmen übertragen hatten, wieder in den Aufbau eigener Laderaumkapazitä​ten zu investieren.


Entspannt hat sich der durch die EU-Er​weiterung verstärkte Wettbewerbs- und Preisdruck seitens der Wettbewerber aus den neuen EU-Mitgliedstaaten. Hierzu beigetragen hat neben dem allgemeinen Konjunkturaufschwung eine weitere An​näherung der Kostenniveaus.


Der Konjunkturaufschwung sowie der zunehmende nationale und internatio​nale Güteraustausch kommen besonders den Transport- und Logistikunternehmen zugute. Die zeitweise knappen Transport​kapazitäten machen dabei eine stärkere Rücksichtnahme der großen Speditions- und Logistikketten und der verladenden Wirtschaft auf das vorhandene Transport​angebot notwendig. Dies führt zu einer engeren Verzahnung zwischen den Berei​chen des reinen Transports und der über​geordneten Güterverkehrslogistik. Große Transport- und Logistikkonzerne reagie​ren auf die so gewachsenen Abhängigkei​ten durch die Übernahme weiterer Unter​nehmen und den Ausbau der eigenen Netzwerke. Mittelständische Transport- und Speditionsunternehmen versuchen dagegen eher, durch den Auf- und Ausbau überbetrieblicher Kooperationen im Markt bestehen zu können.


III. Darstellung der Rechtslage 

3.1 Aufenthaltsrecht/ 
Arbeitsgenehmigungs​recht

3.1.1 Allgemeines

Für Einreise und Aufenthalt in der Bundes​republik Deutschland benötigen Auslän​der grundsätzlich einen Aufenthaltstitel. Eine Erwerbstätigkeit dürfen sie im Regel​fall nur ausüben, wenn der Aufenthaltsti​tel es erlaubt.


Ausländer sind Personen, die nicht Deut​sche im Sinne des Art. 116 Grundge​setz sind, also i.d.R. nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen.


Staatsangehörige eines EU-Mitglied-staates
 (Unionsbürger) und des EWR
 sind gegenüber Drittstaatsangehörigen privile​giert.

3.1.2
Unionsbürger


3.1.2.1
Rechtslage


Staatsangehörige von Belgien, Dänemark, England, Finnland, Frank​reich, Griechen​land, Irland, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, Öster​reich, Portugal, Schwe​den, Spanien, Zypern (Südteil) benötigen für die Ein​reise und den Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland keinen Aufent​haltstitel. Es reicht aus, wenn sie ihre Unionsbürgerschaft mit ihrem Passdo​kument nachweisen. 


Sie dürfen ferner eine unselbständige Beschäftigung als Arbeitnehmer aus​üben. Hierzu benötigen sie keine Arbeitsgeneh​migung.


Staatsangehörige von Lettland, Li​tau​en, Estland, Polen, Slowakei, Slowe​nien, Tschechien, Ungarn, Rumänien und Bulga​rien dürfen als Unionsbürger eben​falls visumfrei nach Deutschland einreisen und sich hier aufhalten. 


Ihre Arbeitnehmerfreizügigkeit ist al​lerdings zunächst noch im Rahmen der Beitrittsverträge eingeschränkt. Sie benöti​gen zur Ausübung einer Beschäfti​gung da​her grundsätzlich eine Arbeits-
ge​nehmigung- EU der Bundesagentur für Arbeit. Die Genehmigungen werden von den Arbeitsagenturen nach den gesetzli​chen Bestimmungen als befristete Arbeits​erlaubnis-EU oder unbefristete Arbeitsbe​rechtigung-EU erteilt. Sie sind dort zu bean​tragen. Mit der Arbeit darf grund​sätzlich erst begonnen werden, wenn die Genehmigung tatsächlich ausgestellt wurde.


Sind die o. g. Beitrittsstaatsangehöri​gen bei einem im Ausland ansässigen 
Ar​beitgeber beschäftigt und werden sie von ihm als Fahrer im grenzüberschrei​tenden Güterverkehr eingesetzt, so benötigen sie ausnahmsweise keine Ar​beitsgenehmi​gung -EU, wenn das Fahrzeug im Sitzstaat des Arbeitgebers zu​gelassen ist. Handelt es sich um einen in einem anderen Mitglied​staat der EU oder des EWR niedergelasse​nen Arbeitgeber (z.B. niederländische Spediti​onsfirma), so darf er seine Fahrer im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit ein​setzen. 


3.1.2.2
Kontrolle und Sanktionen


Die Einhaltung und Beachtung der 
Arbeitsgenehmigungspflicht-EU wird von den bei den Hauptzollämtern eingerichte​ten Sachgebieten Finanzkontrolle Schwarz​arbeit kontrolliert. 


Wer eine Beschäftigung ausübt, ohne dass ihm/ ihr hierfür von der Arbeits​agen​tur eine erforderliche Arbeitsgenehmi​gung-EU erteilt wurde, muss mit ei​ner Geldbuße von bis zu 5.000 € rechnen 
(§ 404 Abs. 2 Nr. 4 SGB III). 


Bei beharrlicher Wiederholung macht er/sie sich sogar strafbar (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 b) SchwarzArbG) und kann mit Freiheits​strafe bis zu ei​nem Jahr oder mit Geld​strafe bestraft werden.


Auch der Arbeitgeber, der einen Auslän​der ohne erforderliche Arbeitsgeneh​migung-EU beschäftigt, handelt ordnungswidrig (§ 404 Abs. 2 Nr. 3 SGB III). Der Bußgeldrahmen beträgt bis zu 500.000 €. 

Im beharrlichen Wiederho​lungsfall oder bei unerlaubter Beschäftigung von mehr als fünf Ausländern gleichzeitig kann nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2a SchwarzArbG die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft werden Soweit auffällig schlechtere Ar​beitsbedingungen gewährt werden, als vergleichbaren deut​schen Arbeitneh​mern, ist ebenfalls die Grenze zur Straftat überschritten. Gemäß § 10 SchwarzArbG ist eine solche Tat mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld​strafe bedroht. In besonders schweren Fällen kann eine sol​che Tat mit Freiheits​strafe von sechs Mona​ten bis zu fünf Jah​ren bestraft werden.


3.1.3
Staatsangehörige der Staaten des Europäi​schen Wirtschaftsrau​mes (EWR)


Der Europäische Wirtschaftsraum umfasst neben den EU-Staaten auch Nor​wegen, Island und Liechtenstein.


Für die Staatsangehörigen von Norwe​gen, Island und Liechtenstein gelten nach dem EWR-Vertrag die Freizügigkeitsbe​stimmungen des EU-Rechts.


Norwegische, isländische und liechten​steinische Staatsangehörige benötigen für die Einreise und den Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland keinen Auf​enthaltstitel. Es reicht aus, wenn sie ihre Staatsangehörigkeit mit ihrem Passdoku​ment nachweisen. Sie dürfen ferner eine unselbständige Beschäfti​gung als Arbeit​nehmer ausüben. Hierzu benötigen sie keine Arbeitsgenehmi​gung.


3.1.4
Drittstaatsangehörige


3.1.4.1
Rechtslage


Drittstaatsangehörige sind Personen, die weder Deutsche noch Staatsangehörige eines EU- oder EWR-Mitgliedstaates sind.


Für Einreise und Aufenthalt in die bzw. der Bundesrepublik Deutschland benöti​gen Drittstaatsangehörige grundsätzlich einen Aufenthaltstitel. Eine Erwerbstätig​keit dürfen sie nur ausüben, wenn der Aufenthaltstitel es erlaubt (§ 4 Abs. 3 Auf​enthG) oder eine Ausnahme gilt.


Keinen Aufenthaltstitel und Beschäfti​gungserlaubnis benötigen Staatsangehö​rige der Schweiz.


Die Ausländerbehörden bzw. für Visa die Auslandsvertretungen der Bundes-repu​blik Deutschland erteilen folgende Aufenthaltstitel:


· (befristete) Aufenthaltserlaubnis

· (unbefristete) Niederlassungserlaubnis

· Visum

· Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG


Wurde eine Niederlassungserlaubnis oder von deutschen Behörden eine Erlaub​nis zum Daueraufenthalt-EG erteilt, so darf generell jede Erwerbstätigkeit ausgeübt werden. Ausländer mit einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG, die von einem anderen Mitgliedstaat ausgestellt wurde, sind nicht zur Erwerbstätigkeit in Deutsch​land berechtigt. Diesen Personen kann eine Aufenthaltserlaubnis nach 38a Auf​enthG erteilt werden, die dann eine Aus​sage zur Erwerbstätigkeit beinhaltet.


Bei Ausländern, die im Besitz einer Auf​enthaltserlaubnis sind, enthält die Aufent​haltserlaubnis auch eine Aussage zur 
Er​werbstätigkeit. Auf der Basis verschiede​ner Bestimmungen kann der Ausländer mit Aufent​haltserlaubnis wie der Auslän​der mit Niederlassungserlaub​nis jede 
Er​werbs​tätigkeit ausüben. In der Regel ent​hält die Aufenthaltserlaubnis dann den Hinweis „Erwerbstätigkeit gestattet“. Ent​hält die Aufenthaltserlaub​nis lediglich die Erlaubnis zu einer speziellen Beschäfti​gung, so ist nur diese Beschäfti​gung 
er​laubt. 


Ausländer, die keinen Aufenthaltstitel haben, deren Aufenthalt in Deutschland aber gestattet (Asylbewerber) oder gedul​det ist, dürfen eine Beschäftigung nur ausüben, wenn es ihnen ausdrücklich erlaubt ist. Ein Arbeitsmarktzugang ist frühestens nach einer einjährigen Warte​zeit möglich.


Für drittstaatsangehöriges Fahrperso​nal eines im Ausland ansässigen Arbeit​gebers sieht § 13 BeschV i.V.m. § 16 BeschV, § 17 AufenthV für den interna​tionalen grenzüberschreitenden Straßenverkehr Ausnahmen vor.


Grenzüberschreitender Straßenverkehr i. S. von § 13 BeschV liegt vor, wenn die Fracht ohne Um- und Zwischenladevor​gänge zu ihrem in einem anderen Staat gelegenen Bestimmungsort transportiert wird bzw. Leerfahrten in Verbindung mit diesen Beförderungen stattfinden. Ob hierzu eine EWR-Außengrenze oder eine EWR-Binnengrenze überschritten wird, ist für die Beurteilung, ob grenzüberschrei​tender Verkehr gegeben ist, unerheblich. 


Sofern der Arbeitgeber eines Fahrers seinen Sitz innerhalb der EU oder des EWR hat, so bestimmt § 13 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Artikel 2 der VO (EWG) Nr. 881/92, dass das vom ihm benutzte Fahrzeug in einem EU-Mitgliedsstaat amtlich zugelassen sein muss. Danach wäre ein Umsatteln für das Merkmal des grenzüberschreitenden Ver​kehrs dann unschädlich, wenn die neue Zugmaschine ebenfalls in einem EU-Mit​gliedsstaat (demselben oder einem ande​ren) amtlich zugelassen ist. In EWR-Staa​ten zugelassene Zugmaschinen sind dabei wie in EU-Mitgliedstaaten zugelassene Zugmaschinen zu behandeln. Ein Umsat​teln von einer EWR-Zugmaschine auf eine EU-Zugmaschine, und umgekehrt, ist un​schädlich.


 Hat der Arbeitgeber eines Fahrers sei​nen Sitz außerhalb der EU bzw. des EWR, so muss das Fahrzeug gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 BeschV im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen sein. In diesem Fall berührt 
das Umsatteln den Begriff des grenzüberschrei​tenden Verkehrs nur dann nicht, wenn die neue Zugmaschine ebenfalls in dem Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen ist. Ein Umsatteln auf eine Zug​maschine, die in einem anderen Staat zu​gelassen ist, wird von § 13 BeschV nicht mehr erfasst. 


Maßgeblich ist ferner nicht die Fahrstre​cke des einzelnen Fahrers sondern der Gesamttransportweg der Ware. Staffel​fahrten, bei denen jeder Fahrer nur eine (inländische) Teilstrecke fährt, die Ladung selbst aber aus dem Ausland kommt oder dorthin soll und unterwegs nicht umgeladen wird, sind als grenzüber​schreitender Verkehr zu qualifizieren.

Beispiele für grenzüberschreitenden Straßenverkehr:


· Ladung kommt aus Ankara/Türkei und wird nach Nürnberg/Deutschland trans​portiert.

· Ladung kommt von Mailand/Italien nach Köln/Deutschland.

· Ladung kommt aus Mailand/Italien und soll nach Moskau/Russland, Deutschland wird dabei durchfahren


· Ladung kommt aus Ankara/Türkei und soll nach Hamburg/Deutschland. Der LKW wird von verschiedenen Fahrern jeweils für Teilstücke gefahren (Staffel​fahrt). Ein Fahrer übernimmt den LKW in Hannover und fährt das letzte Teil​stück bis Hamburg.

· Fahrer von vorangegangenem Beispiel fährt leer von Hamburg nach Köln, um dort Ware für Ankara/ Türkei zu laden. 


Eine Grenzüberschreitung liegt aber dann nicht vor, wenn die Fracht lediglich innerhalb der Bundesrepublik Deutsch​land von A nach B befördert wird (z.B. La​dung in Hamburg aufgenommen, nach Köln transportiert und dort abgela​den). Hierbei handelt es sich um Kabotage.


Zur Fahrtätigkeit zählt neben dem Füh​ren des Fahrzeuges auch die Erbringung beförderungsbezogener Leistungen insbe​sondere auch das Be- und Entladen, nicht aber das Einsortieren der gelieferten Fracht im Betrieb des deutschen Kunden oder die Montage der gelieferten Fracht.

Soweit der Arbeitgeber seinen Sitz in ei​nem EU/EWR-Staat außerhalb Deutsch​lands hat (§ 13 Abs. 1 BeschV) und für sei​nen drittstaatsangehörigen Fahrer eine Fahrerbescheinigung nach der EG-VO 881/92 ausgestellt wurde, ist im grenzüber​schreitenden Straßenverkehr für drei 
Mo​nate innerhalb eines Zeitraumes von 
12 Monaten in Deutschland keine Beschäfti​gungserlaubnis i.S. von § 4 Abs. 3 Auf​enthG nötig. Ein Positivstaatler gemäß Anhang II der EG-VO 539/2001
 benötigt insoweit im Gegensatz zu einem Negativ​staatler auch keinen Aufenthaltstitel (z.B. kroatischer Fahrer eines niederländischen Spediteurs). 


§ 13 Abs. 2 BeschV hingegen regelt die Fallgestaltung, dass der Arbeitgeber sei​nen Sitz außerhalb der EU/ des EWR hat. Ein Positivstaatler, der bei einem solchen Arbeitgeber als Fahrer beschäftigt ist, benö​tigt für eine Beschäftigung im grenz​überschreitenden Straßenverkehr bis zu drei Monate innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten keinen Aufenthaltstitel nach dem AufenthG, wenn das Fahrzeug im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen ist. Er darf insoweit auch die Beschäfti​gung als Fahrer ausüben.


Ein Negativstaatler hingegen benötigt für eine solche Fallgestaltung einen Auf​enthaltstitel. Für drei Monate innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten ist es je​doch nicht erforderlich, dass dieser Aufent​haltstitel die Beschäftigung als Fahrer ausdrücklich erlaubt.

3.1.4.2
Kontrolle und Sanktionen


Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung prüft, ob eine Beschäfti​gung mit dem erforderlichen Aufenthaltsti​tel ausgeübt wird. 


Wer eine Beschäftigung ausübt, ohne dass ihm/ihr hierfür ein erforderlicher Aufenthaltstitel erteilt wurde, der die Aus​übung der Beschäftigung erlaubt, muss mit einer Geldbuße von bis zu 
5.000 €  rechnen (§ 404 Abs. 2 Nr. 4 SGB III). 


Bei beharrlicher Wiederholung macht er/sie sich sogar strafbar (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 b) SchwarzArbG) und wird vom Amtsgericht mit Freiheitsstrafe bis zu ei​nem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.


Wer sich im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland aufhält, ohne dass er dies darf, kann mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft werden 
(§ 95 Abs. 1 Nr. 2, § 95 Abs. 1a AufenthG).


Ein Positivstaatler ohne Aufenthaltsti​tel, der ordnungswidrig nach § 404 Abs. 2 Nr. 4 SGB III handelt, erfüllt i. d. R. auch den Straftatbestand des illegalen Aufent​haltes nach § 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG. 


Der Arbeitgeber, der einen Ausländer ohne erforderlichen, die Beschäftigung erlaubenden Aufenthaltstitel beschäftigt, handelt ordnungswidrig (§ 404 Abs. 2 Nr. 3 SGB III). Der Bußgeldrahmen beträgt bis zu 500.000 €. 


Im beharrlichen Wiederholungsfall oder bei unerlaubter Beschäftigung von mehr als fünf Ausländern gleichzeitig kann nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2a SchwarzArbG die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft werden. Soweit auffällig schlechtere Ar​beitsbedingungen gewährt werden als vergleichbaren deutschen Arbeitneh​mern, ist ebenfalls die Grenze zur Straftat überschritten. Gemäß § 10 Schwar​zArbG ist eine solche Tat mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bedroht. In besonders schweren Fällen kann eine sol​che Tat mit Freiheitsstrafe von sechs Mona​ten bis zu fünf Jahren bestraft werden.


Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer einen Ausländer zu einer illegalen Einreise nach Deutschland anstiftet oder ihm Hilfe dazu leistet (z.B. durch Beschäftigung oder Un​terkunft) und dafür einen Vorteil erhält oder sich versprechen lässt oder wieder​holt oder zu​gunsten von mehreren (min​destens zwei) Ausländern handelt (§ 96 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 95 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 1 a AufenthG). Ebenso wird bestraft, wer einen Ausländer zu einem illegalen Aufenthalt in Deutschland bzw. zum wider​rechtlichen Beschaffen und Verwen​den eines Aufenthaltstitels oder Duldung anstiftet und dafür einen Vermögensvor​teil erhält oder sich versprechen lässt (§ 96 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 95 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2, Abs. 1a oder Abs. 2 Nr. 1 b) oder Nr. 2 Auf​enthG). In besonders schweren Fällen kann eine Freiheitsstrafe von sechs Mona​ten bis zu zehn Jahren verhängt werden. Der Versuch ist strafbar.


3.2
Leistungsmissbrauch


3.2.1
Rechtslage


Sozialleistungen dienen der Verwirkli​chung sozialer Gerechtigkeit und Sicher​heit. Sie sollen ein menschenwürdiges Dasein sichern und besondere Belas​tun​gen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbst​hilfe, abwenden oder ausglei​chen, im Fall der Arbeitsförderung insbesondere Hilfe zur Erlangung und Er​haltung eines angemessenen Arbeitsplatzes und wirt​schaftliche Sicherung bei Arbeitslosigkeit geben.


Sozialleistungen werden von der Soli​dargemeinschaft der Beitragszahler auf​gebracht oder aus Steuermitteln finan​ziert.


Derjenige, der Sozialleistungen, z.B. 
Ar​beitslosengeld, Arbeitslosengeld II be​antragt oder erhält, hat gegenüber dem Sozialleistungsträger daher gemäß § 60 SGB I Mitwirkungspflichten. So muss er alle für die Sozialleis​tung maßgeblichen Tatsachen angeben und Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusam​menhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich mitteilen (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB I).


Eine Änderung in den Verhältnissen, die für den Bezug von Arbeitslosengeld erheblich ist, ist z.B. die Aufnahme einer Beschäftigung, auch als Nebentätig​keit oder selbständige Tätigkeit.

Der Leistungsempfänger oder Antragstel​ler, der eine solche Änderung in den Ver​hältnissen vorsätzlich oder fahrlässig nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt, handelt ord​nungswidrig nach § 404 Abs. 2 Nr. 26 SGB III bzw. § 63 Abs. 1 Nr. 6 SGB II und muss mit einer Geldbuße von bis zu 5.000 € rech​nen. Zu Unrecht erhaltene Sozialleistun​gen muss er zu​rückzahlen.


Soweit die o. g. Mitwirkungspflichten nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB I vor​sätz​lich verletzt und Dienst- oder Werkleistun​gen in erheblichem Umfang er​bracht wer​den, beträgt der Bußgeldrahmen bis zu 300.000 € (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 a) und b), Abs. 3 SchwarzArbG).


Zugleich kann der Straftatbestand des Betruges (§ 263 StGB) verwirklicht sein, der vorrangig vor dem subsidiär in Betracht kommenden § 9 SchwarzArbG (Erschlei​chen von Sozialleistungen im Zusammen​hang mit der Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen) zu sanktionieren ist. Be​trug ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah​ren oder Geldstrafe bedroht. Der Ver​such ist strafbar. Erschleichen von Sozial​leistun​gen im Zusammenhang mit der Erbrin​gung von Dienst- oder Werkleistun​gen ist mit Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bedroht.


Auch der Auftraggeber von Schwarzar​beit handelt ordnungswidrig. Wer wis​sentlich Dienst- oder Werkleistungen in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem er eine oder mehrere Personen beauftragt, die diese Leistungen unter vorsätzlicher Tatbestandsverwirklichung der Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 a) oder b) SchwarzArbG erbringen, oder wer dies billigend in Kauf nimmt, wird ebenfalls mit Geldbuße bis zu 300.000 € bestraft (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 a), b), Abs. 3 SchwarzArbG). 


Hat er vorsätzlich zu einem Betrug nach § 263 StGB Hilfe geleistet oder dazu angestiftet, so ist er ebenfalls mit Freiheits​strafe bis zu fünf Jahren oder Geld​strafe bedroht.


3.2.2
Bescheinigungen


Bei Beendigung des Beschäftigungsver​hältnisses muss der Arbeitgeber dem Ar​beitnehmer eine vollständige und richtige Arbeitsbescheinigung ausstellen (§ 312 SGB III). Er hat dabei den von der Bundes​agentur für Arbeit hierfür vorgesehenen Vordruck zu verwenden. 


Wird eine Nebentätigkeit ausgeübt, so muss der Arbeitgeber bzw. der Auf​tragge​ber demjenigen, der Arbeitslosengeld oder Arbeitslosengeld II beantragt hat oder bereits erhält, darüber unverzüglich eine vollständige und inhaltlich zutref​fende Nebenverdienstbescheinigung 
(§ 312 SGB III) bzw. eine Einkom​mensbeschei​nigung (§ 58 SGB II) erteilen. 


Darüber hinaus müssen Anfragen der Agentur für Arbeit beantwortet werden 
(§ 315 SGB III, §§ 57, 60 SGB II).


Zuwiderhandlungen können jeweils die Festsetzung einer Geldbuße durch die Agentur für Arbeit bis zu 2.000 € nach sich ziehen. 




3.3
Arbeitnehmerüber-lassung


3.3.1
Rechtslage


Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Ent​leihern) Arbeitnehmer (Leiharbeit​nehmer) gewerbsmäßig zur Arbeitsleistung überlas​sen wollen, bedürfen ge​mäß § 1 AÜG grundsätzlich einer Erlaubnis der Bundesagentur für Arbeit. 


Der Inhaber einer güterkraftverkehrs​rechtlichen Berechtigung (Erlaubnis, Ge​meinschaftslizenz usw.) bedarf für die Beförderung von Gütern mit einem Kraft​fahrzeug für andere keiner Erlaubnis nach dem AÜG, auch wenn diese Beförderung durch die bei ihm angestellten Fahrer vor​genommen wird und seine Arbeitneh​mer bei der Beförderung Weisungen des Auf​traggebers unterliegen. Eine Berechti​gung nach dem GüKG erstreckt sich aber nicht auf den Verleih von Kraftfahrzeug​führern ohne Kraftfahrzeug (1.1.4 Durchfüh​rungsanweisungen der Bundes​agentur für Arbeit zum AÜG, Stand Okto​ber 2004) und ersetzt damit nicht die Er​laubnis nach dem AÜG.


Bei einem Dienst- oder Werkvertrag or​ganisiert der Vertragsnehmer die zur Errei​chung eines wirtschaftlichen Erfolges notwendigen Handlungen selbst, ggf. mit Erfüllungsgehilfen. Er bleibt für die Erfül​lung der im Vertrag geschul​deten Dienste oder die Herstellung des geschuldeten Werks verantwortlich. Bei der Arbeitneh​merüberlassung überlässt er dem Vertrags​partner geeignete Arbeitskräfte, die dieser nach eigenen betrieblichen Erfordernissen in seinem Betrieb einsetzt (BAG, Urteil vom 08.11.1978, 5 AZR 261/77). Der verleihende Unternehmer hat nicht dafür einzustehen, dass seine Arbeitneh​mer 

die ihnen gegenüber dem entleihen​den Unter​nehmer obliegenden Vertrags​pflich​ten ordnungsgemäß erfüllen. Er haftet dafür, dass die von ihm gestellten Arbeit​nehmer für die in dem Vertrag vorgese​hene Dienstleistung geeignet sind (BGH, Urteil vom 09.03.1971, VI ZR 138/69). 


Für die rechtliche Einordnung eines konkreten Vertrages kommt es nicht auf die Bezeichnung des Vertrages an, son​dern auf den Inhalt der gegenseitigen Pflichten (BGH, Urteil vom 08.11.1979, VII ZR 337/78). Die Vertragsschlie​ßenden kön​nen die zwingenden Schutzvorschrif​ten des AÜG nicht dadurch umgehen, dass sie einen vom tatsächlichen Geschäftsin​halt abweichenden Vertragstyp wählen. Der Geschäftsinhalt kann sich sowohl aus dem Wortlaut des Vertrages als auch des​sen praktischer Durchführung ergeben. Wider​sprechen beide einander, so ist die tatsächliche Handhabung maßgebend, weil sich aus dieser am ehesten Rück​schlüsse darauf ziehen lassen, von wel​chen Rechten und Pflichten die Vertrags​partner ausgegangen sind, was sie wirk​lich gewollt haben. Der so ermittelte wirkli​che Wille der Vertragspartner be​stimmt den Geschäftsinhalt und damit den Vertragstyp (BAG, Urteil vom 31.03.1993, 7 AZR 338/92).


Verfügt der Werk- oder Dienstleis​tungs​unterneh​mer nicht über die betriebli​chen oder personellen Voraus​setzungen, die Tätigkeit der von ihm zur Erfül​lung vertraglicher Pflichten im Be​trieb eines Dritten eingesetzten Arbeit​nehmer vor Ort zu organisieren und ihnen Weisungen zu erteilen, so liegt Arbeitneh​merüberlassung vor (BAG, Urteil vom 09.11.1994, 7 AZR 217/94).


Verträge zwischen Verleihern und Ent​leihern sowie zwischen Verleihern und Leiharbeitnehmern sind nach § 9 Nr. 1 AÜG unwirksam, wenn der Verleiher nicht die nach § 1 AÜG erforderliche Erlaubnis hat. In diesen Fällen gilt ein Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer als zustande gekommen (gesetzliche Fik​tion). 


Für anfallende Sozialversicherungsbei​träge haften Verleiher und Entleiher (§ 28e Abs. 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch).


3.3.2
Sanktionen


Der Verleih eines Arbeitnehmers ohne das Vorliegen einer entsprechenden Verleih​erlaubnis ist mit Geldbuße bis zu 25.000 € bedroht (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 AÜG). Der Verleih (mit Verleiherlaubnis) ausländischer 
Ar​beitnehmer, die keine Arbeitsgenehmi​gung-EU bzw. einen Aufenthaltstitel besit​zen, der die Ausübung einer Beschäfti​gung als Leiharbeitnehmer erlaubt, ist mit Geldbuße bis zu 500.000,- € bedroht (404 Abs. 2 Nr. 3 SGB III). Der Verleih (ohne Ver​leiherlaubnis) ausländischer Arbeitneh​mer, die keine Arbeitsgenehmigung-EU bzw. einen Aufenthaltstitel besitzen, der die Ausübung einer Beschäftigung als Leiharbeitnehmer erlaubt, ist mit Geld- oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren be​droht (§ 15 AÜG). 


Der Entleih eines Arbeitnehmers von ei​nem Verleiher ohne entsprechende Ver​leiherlaubnis ist mit Geldbuße bis zu 25.000 € bedroht (§ 16 Abs. 1 Nr. 1a AÜG). Der Entleih (von einem Verleiher mit Ver​leiherlaubnis) ausländischer Arbeitneh​mer, die keine Arbeitsgenehmigung-EU bzw. keinen Aufenthaltstitel besitzen, der die Ausübung einer Beschäftigung als Leiharbeitnehmer erlaubt, ist mit Geld​buße bis zu 500.000,- € bedroht (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 AÜG). Der Entleih (von einem Verlei​her ohne Verleiherlaubnis) ausländischer Arbeitnehmer, die keine Arbeitsgenehmi​gung-EU bzw. keinen Aufenthaltstitel besit​zen, der die Ausübung einer Beschäfti​gung als Leiharbeitnehmer er​laubt, ist mit Geldbuße bis zu 500.000,- € bedroht (§ 404 Abs. 2 Nr. 3 SGB III).


Der Entleih (von einem Verleiher mit Verleiherlaubnis) ausländischer Leihar​beitnehmer die keine Arbeitsgenehmi​gung-EU bzw. keinen Aufenthaltstitel besit​zen, der die Ausübung einer Beschäfti​gung als Leiharbeitnehmer er​laubt, zu Arbeitsbedingungen die in ei​nem auf-fälligen Missverhältnis zu Ar​beits-bedingungen deutscher Leiharbeit​neh​mer stehen, die die gleiche oder eine ver​gleichbare Tätigkeit ausüben, ist mit Geld​strafe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah​ren bedroht (§ 15a Abs. 1 AÜG). Der Ent​leih (von einem Verleiher ohne Verleiher​laub​nis) ausländischer Leiharbeitnehmer die keine Arbeitsgenehmigung-EU bzw. kei​nen Aufenthaltstitel besitzen, der die Aus​übung einer Beschäftigung als Leihar​beitnehmer erlaubt, zu Arbeitsbedingun​gen die in einem auffälligen Missverhält​nis zu Arbeitsbedingungen deutscher Leiharbeitnehmer stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben, ist mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bedroht (§ 10 SchwarzArbG). 


3.4
Sozialversiche​rungs​recht


3.4.1
Grundsatz


Das deutsche Sozialversicherungsrecht umfasst die gesetzliche Kranken-, Pflege-, Unfall-, Arbeitslosen- und Rentenversiche​rung
. Beschäftigungen, die in Deutsch​land ausgeübt werden, unterliegen grund​sätzlich der deutschen Versicherungs​pflicht gemäß den einzelnen Sozialgesetz​büchern (Territorialitätsprinzip). Dies gilt gemäß § 3 SGB IV grundsätzlich auch für Beschäftigte, die nicht in Deutschland wohnen oder deren Arbeitgeber in einem anderen Staat ansässig ist.


Der Arbeitgeber hat versicherungs​pflichtig Beschäftigte der Einzugsstelle (Krankenkasse) und dem zuständigen Unfallversicherungsträger zu melden und die entsprechenden Sozialversicherungs​beiträge an die Einzugstellen und den Unfallversicherungsträger abzuführen 
(§§ 28a, 28e, 28h, 28i SGB IV, 168 SGB VII).


Das europäische Gemeinschaftsrecht (Art. 13 Abs. 2 Buchstabe a EWG-VO Nr. 1408/71) geht ebenfalls von dem Grundsatz aus, dass die Rechtsvorschriften des Mit​gliedstaats gelten, in dem die Beschäfti​gung tatsächlich ausgeübt wird. Gelten danach die deutschen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit, ist zunächst nach innerstaatlichem deutschem Recht zu prüfen, zu welchen Versicherungszweigen Versicherungspflicht besteht. 

Hinsichtlich der Meldungen und der Abfüh​rung der Beiträge zur Sozialversiche​rung sind eben​falls die natio​nalen Rechtsvorschriften zu beach​ten. 


3.4.2
Ausnahme „Einstrah​lung/ Entsendung“ sowie "Sonderregelung für 
Arbeitnehmer im 
interna​tionalen 
Ver​kehrswesen"


Eine Ausnahme von der Versicherungs​pflicht in Deutschland sieht § 5 SGB IV vor (Einstrahlung). Danach gelten für Perso​nen, die im Rahmen eines im Ausland be​stehenden Beschäftigungsverhältnisses nach Deutschland entsandt werden, nicht die deutschen Rechtsvorschriften über die Sozialversicherungspflicht, wenn die Ent​sendung infolge der Eigenart der Beschäfti​gung oder vertraglich im Voraus zeitlich begrenzt ist.


Für Entsendungen aus anderen Staaten der Europäischen Union, dem Europäi​schen Wirtschaftsraum und der Schweiz sind vorrangig die besonderen Regelun​gen der VO (EWG) Nr. 1408/71 zu beachten. Danach gelten für einen Arbeitnehmer, der im Rahmen eines im anderen Mitglied​staat bestehenden Beschäftigungsverhält​nisses von seinem Arbeitgeber zur Ausfüh​rung einer Arbeit für dessen Rechnung nach Deutschland entsandt wird, weiter​hin die Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit des entsendenden Staates. Vor​aussetzung hierfür ist unter anderem, dass die voraussichtliche Dauer dieser Arbeit zwölf Monate nicht überschreitet und kein anderer Arbeitnehmer abgelöst wird, des​sen Entsendungszeit abgelaufen ist (Art. 14 Nr. 1 Buchstabe a EWG-VO Nr. 1408/71). 


Die bei der Europäischen Kommission bestehende Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit​nehmer hat Art. 14 der Verord​nung durch ihren Beschluss Nr. 181 vom 13. Dezember 2000 verbindlich aus​gelegt und durch einen praktischen Leitfaden zur Entsen​dung konkretisiert
. Laut Beschluss Nr. 181, der sich diesbezüglich an den Vorga​ben des Europäischen Gerichtshofs orien​tiert, ist beispielsweise zu prüfen, ob das entsen​dende Unternehmen u. a.gewöhn​lich eine nennenswerte Geschäftstätigkeit im Ge​biet des Entsendestaates ausübt, sofern ein Arbeitnehmer zum Zwecke der Entsen​dung eingestellt worden ist. Wann eine nennenswerte Geschäftstätigkeit ausge​übt wird, ist anhand einer Reihe objektiver Kriterien zu bestimmen, die im prakti​schen Leitfaden aufgeführt sind (z. B. der während eines hinreichend charakte​risti​schen Zeitraums im Entsende​staat und im Beschäftigungsstaat erzielte Umsatz). Bei der Ausübung rein interner Verwaltungs-tä​tigkeiten im Ent​sendestaat ist keinesfalls eine Entsendefä​higkeit gege​ben. Die Sozialversicherungs​pflicht im Entsendestaat wird durch eine vom Sozialversicherungsträger des Entsen​destaates ausgestellte Bescheini​gung E 101 dokumentiert.


Spezielle Regelungen enthält das euro​päische Gemeinschaftsrecht (Art. 14 Nr. 2 Buchstabe a EWG-VO Nr. 1408/71) für eine Person, die als Mitglied eines Unterneh​mens beschäftigt wird, das für Rechnung Dritter oder für eigene Rechnung im inter​nationalen Verkehrswesen die Beförde​rung von Personen oder Gütern im Schie​nen-, Straßen-, Luft- oder Binnenschiff​fahrtsverkehr durchführt. Übt eine solche Person ihre Beschäftigung gewöhnlich in mehreren Mitgliedstaaten aus, gelten grundsätzlich die Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit des Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat.


Wird die Person von einer außerhalb dieses Staates ansässigen Zweigstelle oder ständigen Vertretung dieses Unterneh​mens beschäftigt, gelten die Rechtsvor​schriften des Staates, in dem die Zweig​stelle oder ständige Vertretung des Unter​nehmens ihren Sitz hat. 


Übt der Arbeitnehmer seine Beschäfti​gung überwiegend in dem Mitgliedsstaat aus, in dem er wohnt, gelten stets die Rechtsvorschriften dieses Staates – unab​hängig davon wo das Unternehmen, des​sen Zweigstelle oder dessen ständige Ver​tretung seinen/ihren Sitz haben. Auch ein gewöhnlich in mehreren Mit​gliedstaaten beschäftigter Arbeitnehmer erhält einen Vordruck E 101, damit er bei einer Prüfung der Kontrollbehörden nach​weisen kann, welche Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit für ihn gelten.


3.4.3
Versicherter Personen​kreis


In allen Zweigen der Sozialversicherung sind u. a.Personen, die gegen Ar​beitsent​gelt oder zu ihrer Berufsausbildung be​schäftigt sind, versichert (§ 2 Abs. 2 Sozial​gesetzbuch Viertes Buch (SGB IV). Versiche​rungspflicht und Versicherungs​berechtigung sind also nicht von der Bei​tragsentrichtung ab​hängig.


3.4.4
Versicherungspflicht


Arbeitslosen-, Renten-; Kranken-, Pflege- und Unfallversicherungen sind Pflicht-versi​cherungen. Die Versicherungs​pflicht entsteht kraft Gesetz, sobald der Tatbestand (i.d.R. Ausübung einer Beschäf​tigung) erfüllt ist, ohne Rücksicht auf den Willen der Beteiligten (§ 22 Abs. 1 SGB IV; 
z. B. i. V. m. § 186 Abs. 1 SGB V). Die Versiche​rung beginnt, besteht weiter oder endet also ohne Rücksicht darauf, ob Meldungen erstattet oder Beiträge gezahlt werden. Die Sozialversicherungsbeiträge müssen von dem beanspruchten Lohn ent​richtet werden, gleichgültig, ob bzw. wie viel Lohn der Arbeitgeber tatsächlich an sei​nen Arbeitnehmer ausbezahlt. Man spricht da​her in der Sozialversicherung vom sog. Anspruchsprinzip.


3.4.5
Beschäftigung/ 
selbständige Tätigkeit


3.4.5.1
Beschäftigung


Die Beschäftigung ist u. a.Tatbestandsvor​aussetzung dafür, ob eine Person (ein 
Ar​beitnehmer) versicherungspflichtig, 
- frei oder -berechtigt ist.


§ 7 Abs. 1 S. 1 SGB IV beschreibt die Be​schäftigung als nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis.


§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB IV nennt die Wei​sungsgebundenheit der Erwerbsper​son und ihre betriebliche Eingliederung als typische Merkmale einer Beschäfti​gung; diese sind aber nur Anhaltspunkte, also nicht abschließende Bewer​tungskriterien.


Eine Beschäftigung setzt voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber per​sönlich abhängig ist. Dies ist der Fall, wenn der Beschäftigte in den Betrieb eingeglie​dert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung umfassenden Weisungs​recht des Arbeitgebers unter​liegt. Diese Weisungsgebundenheit kann – vor​nehmlich bei Diensten höherer Art – eingeschränkt zur „funktionsgerecht die​nenden Teilhabe am Arbeitsprozess“ ver​feinert sein.

3.4.5.2
Abgrenzung Beschäftigung/        selbständige Tätigkeit


Nach Auffassung der höchstinstanzlichen Gerichte sowohl der Arbeitsge​richtsbar​keit als auch der Sozialgerichtsbarkeit enthält § 84 Abs. 1 S. 2 HGB (Handelsvertre​ter) eine allgemeine gesetzgeberische Wertung, die für die Abgrenzung einer selbständigen Tätigkeit von einem abhän​gigen Be​schäftigungsverhältnis zu beach​ten ist.


Die selbständige Tätigkeit kennzeich​net vornehmlich das eigene Unterneh​merrisiko, das Vorhandensein einer Be​triebsstätte, die Verfügungsmög​lichkeit über die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestal​tete Tätigkeit und Arbeitszeit.

Aufgrund der Gesamtbetrachtung kann durchaus jemand auch selbständig sein, der nur für einen Auftraggeber arbei​tet und in seinem Unternehmen keine Mitarbeiter beschäftigt. Dies ist insbeson​dere dann der Fall, wenn er für seine Unter​nehmung bzw. selbständige Tätig​keit eine besondere amtliche Geneh​mi​gung oder Zulassung benötigt. Auch die Eintragung in die Handwerksrolle stützt die Annahme einer selbständigen Tätig​keit. Die Gewerbeanmeldung bzw. die Eintragung in das Gewerberegister oder in das Handelsregister reicht dagegen al​leine nicht aus (Gemeinsames Rundschrei​ben der Spitzenorganisationen der Sozial​versicherung vom 26.03.2003, S. 16).


Für die Abgrenzung gelten im Sozial​recht, Steuerrecht und Arbeitsrecht prak​tisch dieselben Maßstäbe. § 7 Abs. 1 SGB IV definiert, wie oben dargestellt, Beschäfti​gung als die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Ar​beitsverhältnis. Der Begriff des Beschäftigungsverhältnis​ses ist allerdings weitergehender als der Begriff des Arbeitsverhältnisses; er erfasst somit auch Fälle, in denen ein Arbeitsver​hältnis nicht vorliegt (Gemeinsames Rund​schrei​ben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 26.03.2003, S. 14).


Für die Abgrenzung ist nicht die im Ver​trag gewählte Bezeichnung maßgeb​lich. Vielmehr kommt es auf die konkrete Ausgestaltung und deren tatsächli​chen Vollzug an. Nach der ständigen Rechtspre​chung des Bundessozialge​richts (BSG) und des Bundesarbeitsgerichts (BAG) ist Arbeit​nehmer, wer aufgrund eines privatrechtli​chen Vertrages im Dienste eines anderen zur Leistung weisungsgebundener, fremd​bestimmter Arbeit in persönlicher Abhän​gigkeit verpflichtet ist. 

Folgende Kriterien können im Rahmen der Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls Anhaltspunkte für eine 
abhän​gige Beschäftigung darstel​len (vgl. u. a. BSGE 87, 53, 55; BSGE 85, 214, 216; BSGE 45, 199, 200ff; BSG SozR 3-2004 § 7 Nr. 19, je​weils mit weiteren Nennungen; Wank, Arbeit​nehmer und Selbständige, 1988, S. 122ff.):


· persönliche Abhängigkeit


· Weisungsgebundenheit hinsichtlich 


· Ort: Verpflichtung zu regelmäßigem 
Er​scheinen am Arbeitsort bzw. in den Be​triebsräumen


· Zeit: Aufnahme in die Dienstpläne; 


· Freie Arbeitszeit dagegen wird bejaht, wenn keine festen Dienststun​den beste​hen, also Anfang und Ende der Arbeits​zeit frei regelbar sind


· Inhalt der Tätigkeit


· Pflicht zur ständigen Dienstbereit​schaft


· Feste Bezüge; Überstundenvergütung; Stundenlohn


· Urlaubsanspruch; Fortzahlung der 
Be​züge im Krankheitsfall


· Anspruch auf sonstige Sozialleistungen


· Eingliederung in den Betrieb


·  Einbindung des Mitarbeiters in eine fremdbestimmte Arbeitsorganisa​tion


·  Benutzung betrieblicher Einrichtungen (Arbeitsgeräte)


·  Stellung des Mitarbeiters in der 
Organi​sation und Hierarchie beim 
Auf​tragge​ber


· Enge ständige Zusammenarbeit mit anderen Mitarbeitern des Auftrag-
ge​bers


· Schulden der Arbeitskraft (Dienst-
ver​trag), nicht eines Arbeitserfolges (Werk​vertrag)


· Unselbständigkeit in Organisation und Durchführung der Tätigkeit 


· Ausführung einfacher Tätigkeiten, bei denen Weisungsabhängigkeit die 
Re​gel ist

· Verrichtung vergleichbarer Tätigkeiten für den Auftraggeber regelmäßig durch von ihm beschäftigte Arbeitneh​mer.


· Tätigkeit entspricht dem äußeren 
Er​scheinungsbild nach der Tätigkeit, die der Mitarbeiter für denselben Auftrag​geber zuvor aufgrund eines 
Be​schäfti​gungsverhältnisses ausgeübt hatte


· Tätigkeit auf Dauer und im Wesentli​chen nur für einen Auftraggeber; Tätig​keit in nur unbedeutendem Umfang für einen oder auch meh​rere andere Auftraggeber schließt die Vermutung der Beschäftigung nicht aus 


· Eine wesentliche Tätigkeit nur für 
ei​nen Auftraggeber ist i.d.R. erfüllt, wenn der Betroffene mindestens 5/6 sei​ner gesamten Einkünfte allein aus ei​ner dieser Tätigkeiten erzielt


· Keine typischen Merkmale unternehme​rischen Handelns erkenn​bar:


·  Kein Unternehmerrisiko, keine Unter​nehmerinitiative und keine unterneh​me​rische Entscheidungsfreiheit


·  Kein unternehmerisches Auftreten 
am Markt


·  Keine eigene Betriebsstätte


·  Keine Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft


·  Keine Pflicht zur Beschaffung von 
Ar​beitsmitteln


·  Kein Kapitaleinsatz


·  Keine eigenständige Entscheidung über Warenbezug, Einstellung von Personal, Einsatz von Kapital und Maschinen


· Leistungserbringung nur in eigener Person (rechtlich und tatsächlich) mög​lich: Im Gegensatz zu einem Selbständi​gen kann ein abhängig Beschäftigter die von ihm zu erbringende Arbeitsleis​tung in der Regel nicht auf andere Per​sonen übertragen, sondern ist verpflich​tet, sie persönlich zu erbrin​gen. 


3.5
Güterkraftver​kehrsrecht


3.5.1
Güterkraftverkehr


Güterkraftverkehr i.S.d. § 1 Abs. 1 Güter​kraftverkehrsgesetz (GüKG) ist die ge​schäftsmäßige oder entgeltliche Beförde​rung von Gütern mit Kraftfahrzeu​gen, die einschließlich Anhänger ein höheres zuläs​siges Gesamtgewicht als 3,5 Tonnen haben. 


Zu unterscheiden ist zwischen gewerb-li​chem Güterkraftverkehr und Werkver​kehr.


3.5.2
Berechtigungen


Der gewerbliche Güterkraftverkehr ist gemäß § 3 Abs. 1 GüKG erlaubnis​pflichtig, soweit sich nicht aus dem unmittelbar geltenden europäischen Ge​meinschafts​recht etwas anderes ergibt. 

3.5.2.1
Erlaubnis


Die Erlaubnis berechtigt zu innerdeut​schen Beförderungen. Sie wird einem Un​ternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz im Inland hat, für die Dauer von fünf Jahren erteilt, sofern die Berufszugangs​vor​aussetzungen vorlie​gen. Danach kann die Erlaubnis unbefris​tet erteilt werden, wenn die genannten Voraussetzungen nach wie vor erfüllt sind (§ 3 Abs. 2 GüKG). Zuständige Stellen sind die jeweiligen Länderbehörden.


3.5.2.2
Gemeinschaftslizenz


Der grenzüberschreitende EU/ EWR-Ver​kehr unterliegt einer Gemeinschaftsli​zenz (Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates vom 26. März 1992 über den Zugang zum Güterkraftverkehrs​markt in der Gemein​schaft für Beförderun​gen aus oder nach einem Mit​gliedstaat oder durch einen oder meh​rere Mitgliedstaaten). Die Gemeinschaftsli​zenz wird durch die jewei​lige Länderbehörde für einen Zeitraum von fünf Jahren ausge​stellt. Sie kann bei Vorliegen der Vorausset​zungen jeweils für denselben Zeitraum erneuert werden. (Art. 5 VO (EWG) Nr. 881/92). 


Für Unternehmen mit Sitz in der Schweiz gilt analog die Schweizer Lizenz für den gewerblichen Güterkraftverkehr aufgrund des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 21. Juni 1999 (Landverkehrsabkommen; ABl. EG Nr. L 114 S. 91). Die Schweizer Lizenz beinhaltet ähnliche Rechte wie die Gemein​schaftslizenz, d. h.  sie berechtigt zum grenzüberschreitenden Transport auf dem Gebiet der Gemeinschaft, sie berech​tigt jedoch nicht zur Kabotage in einem 
Mitgliedstaat. 

EU-Unternehmen dürfen aufgrund des genannten Abkommens grenzüber​schreitende Beförderungen aus EU (nicht EWR)- Staaten nach/ von der Schweiz mit der Gemeinschaftslizenz durchführen.


3.5.2.3
Weitere Berechtigungen


3.5.2.3.1
Allgemeines


Gebietsfremde Unternehmer, deren Unter​nehmenssitz nicht im Inland liegt, sind für den grenzüberschreitenden ge​werblichen Güterkraftverkehr von der Erlaubnis nach § 3 GüKG befreit, soweit sie Inhaber der jeweils erforderlichen Berech​tigung sind (Gemeinschaftslizenz, CEMT-Genehmigung, Drittstaaten​genehmi​gung, § 6 GüKG).


3.5.2.3.2
CEMT-Genehmigungen


CEMT-Genehmigungen berechtigen, ähn​lich der EU-Lizenz, zu grenzüber​schreiten​den Beförderungen zwischen den CEMT-Mitgliedstaaten. Dies sind alle EU-Staaten und eine Vielzahl süd-osteuropäischer und anderer Staaten. CEMT-Genehmigun​gen gibt es in Form von Zeit-, Jahres- und Umzugsge​nehmigungen. Italien, Grie​chenland und Österreich haben ihr Kontin​gent der​art eingeschränkt, dass die meisten Genehmigungen für diese Länder ge​sperrt sind. Genehmigungsbehörde ist das Bundesamt für Güterverkehr (BAG). 

CEMT-Genehmigungen sind nicht für 
reine Binnenverkehre in einem CEMT- Mitgliedstaat einsetzbar. Darüber hinaus dürfen höchstens drei aufeinander fol​gende Beförderungen ohne Befahren des Gebietes des Staates, in dem das Unterneh​men seinen Sitz hat, durchführt werden. Die CEMT-Genehmigung und das Fahrten​berichtheft müssen auf der gesamten Fahrt mitgeführt wer​den. Daneben müs​sen die Nachweisblätter über den für die jeweilige Geneh​migung erforderlichen Fahrzeug-Standard mitgeführt werden. Die erforderli​chen Eintragungen im Fahr​tenberichtheft sind ordnungsgemäß vorzu​nehmen. 


3.5.2.3.3
Drittstaaten-/ 
Bilaterale Genehmigungen


Drittstaaten- / Bilaterale Genehmigungen berechtigen nur zu Beförderungen zwi​schen Deutschland und dem Land mit dem ein Verkehrsabkommen be​steht oder im Transit durch diese beiden Länder. Sie können je nach dem Standard der Umwelt​freundlichkeit und Verkehrsbmfasicher​heit der betreffenden Fahr​zeuge als konventionelle (allge​meine), grüne, supergrüne oder euro3sichere Ge​nehm-igung ausgegeben werden. In der Regel werden Ein​zelfahrt​genehmigun​gen, die jeweils zu einer Hin- und Rück​fahrt berechtigen, vereinbart. Es gibt aber auch Jahres-/Zeitgenehmigungen sowie Genehmi​gungen für besondere Beförde​rungen (RORO-Verkehre, Anschlusskabo​tage im unbegleiteten kombinierten Ver​kehr, Dreiländerverkehr ohne Durchfah​ren des Heimatlandes). Genehmigungsaus​gabe​stellen sind die Nebenstelle des Bundesam​tes in Berlin und die Regierung der Oberpfalz in Re​gensburg.


3.5.3 
Ungenehmigter Güter​kraftverkehr


Wer gewerblichen Güterkraftverkehr betreibt, ohne im Besitz der jeweils erfor​derlichen Berechtigung zu sein, handelt ordnungswidrig (§ 19 Abs. 1 Nr. 1b, Abs. 2 Nr. 1 GüKG etc.). Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 20.000,- EUR geahndet werden (§ 19 Abs. 5 GüKG).


3.5.4
Berufszugangsvoraus-set​zungen


Die Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 
29. April 1996 regelt den Zugang zum Be​ruf des Güter- und Personenkraftverkehrs​un​ternehmers im innerstaatlichen und grenz​überschreitenden Verkehr sowie die Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug​nisse und sonstigen Befähigungsnach​weise für die Beförderung von Gütern und die Beförderung von Personen im Straßen​verkehr und die Maßnahmen zur Förde​rung der tatsächlichen Inanspruchnahme der Nieder​lassungsfreiheit der betreffen​den Verkehrsunternehmer. Sie wird durch die Berufszugangsverordnung für den Güterkraftverkehr (GBZugV) in nationales Recht umgesetzt. Die nationalen Berufszu​gangsvoraussetzungen ergeben sich da​her aus § 3 GüKG i.V.m. den Bestimmun​gen der GBZugV.


Im Einzelnen sind folgende Nachweise zu erbringen:

· fachliche Eignung


· finanzielle Leistungsfähigkeit und 


· persönliche Zuverlässigkeit


3.5.4.1
Fachliche Eignung


Fachlich geeignet im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 Nr. 3 GüKG ist nach § 3 der Berufszugangsverordnung, wer über die Kenntnisse verfügt, die zur ord​nungsgemä​ßen Führung eines Güterkraft​verkehrsunternehmens erforderlich sind, und zwar auf den Sachgebieten, die im Anhang I unter Ziffer I der Richt​linie 96/26/EG aufgeführt sind. Zur fachlichen Eignung gehören danach Kenntnisse des bürgerlichen Rechts, Handelsrechts, Sozial​rechts, Steuer​rechts, der kaufmänni​schen Buchführung, Kenntnisse über den Marktzugang, Grundzüge der Bestimmun​gen, die für den Güterkraftverkehr zwi​schen den Mitgliedstaaten der Europäi​schen Gemeinschaft sowie zwischen der Gemein​schaft und Drittländern gelten, technische Normen und den technischen Be​trieb der Fahrzeuge sowie die Sicherheit im Straßenverkehr.


Die fachliche Eignung wird in der Regel durch eine schriftliche und mündliche Fachkundeprüfung bei der für den jeweili​gen Wohnsitz zuständigen Industrie- und Handelskammer nachgewiesen. Von der Fachkundeprüfung ist befreit, wer bei​spielsweise eine der folgenden Ausbildun​gen erfolgreich abgeschlos​sen hat:

· Kaufmann/Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenverkehr, Schwerpunkt Güter​kraftverkehr


· Kaufmann/ Kauffrau für Speditions- und Logistikdienstleistungen


· Fortbildung zum Verkehrsfach​wirt/Verkehrsfachwirtin


· Diplom-Betriebswirt im Ausbildungsbe​reich Wirtschaft, Fach​richtung Spedition der Berufsakade​mien Lörrach oder Mannheim

· Diplom-Betriebswirt im Fachbereich Wirtschaft I (Studiengang Verkehrswirt​schaft und Logistik, Fach​richtung Güterverkehr der Fach​hoch​schule Heilbronn)


Die fachliche Eignung kann auch durch eine mindestens fünfjährige leitende 
Tätig​keit (z. B. Prokurist/in, Betriebslei​ter/in) in einem Güterkraftverkehrsun​ternehmen nachgewiesen werden, soweit diese nicht länger als zwei Jahre zurück​liegt.


3.5.4.2
Persönliche Zuverlässigkeit


Das Unternehmen und die zur Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte be​stell​ten Personen gelten als zuverlässig im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 GüKG i.V.m. § 1 GBZugV, wenn keine hinreichen​den Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass bei der Führung des Unternehmens die für den Güter​kraftverkehr geltenden Vor-schrif​ten missachtet oder die Allge​mein-heit bei dem Betrieb des Unterneh​mens geschädigt oder gefährdet werden. 


Anhaltspunkte für die Unzuverlässig​keit des Unternehmens und der zur Füh​rung der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellten Personen sind insbesondere


· eine rechtskräftige Verurteilung 
we​gen schwerer Verstöße gegen straf​rechtliche Vorschriften


· schwere Verstöße gegen


· Vorschriften des Güterkraftverkehrsge​setzes oder der auf die​sem Gesetz 
beru​henden Rechtsverordnungen,


· arbeits- oder sozialrechtliche Pflichten, insbesondere gegen die Vorschriften 
über die Lenk- und Ruhezeiten des 
Fahr​personals,

· Vorschriften, die im Interesse der 
Ver​kehrs-, Betriebs- und Le​bensmit​tel-
si​cher​heit erlassen wurden, insbesondere gegen die Vorschriften des Straßenver​kehrsgesetzes, der Straßenver​kehrs-Ord​nung oder der Stra​ßenverkehrs-Zulas​sungs-Ord​nung,


· die abgabenrechtlichen Pflichten, die sich aus unternehmeri​scher Tätigkeit
 er​geben,


· § 1 des Pflichtversicherungsgesetzes vom 5. April 1965 (BGBl. I S. 213) in der jeweils geltenden Fassung,


· die besonderen Regelungen, die für die Be​förderung lebender Tiere gelten,


· Umwelt schützende Vorschriften, insbe​sondere des Abfall- und Emissionsschutz​rechts sowie des Rechts der 
Beförderung ge​fährlicher Güter.


Zur Prüfung, ob solche Verstöße vorlie​gen, kann die Genehmigungsbehörde Unbedenklichkeitsbescheinigungen und Auszüge aus Registern, in denen derartige Verstöße registriert sind, von dem An​tragsteller verlangen oder mit dessen Ein​verständnis anfordern. Vor der Entschei​dung über die Erteilung, die Rücknahme oder den Widerruf der Erlaubnis oder Gemeinschaftslizenz holt die Erteilungs-be​hörde die Stellungnahmen des Bundesamtes für Güterverkehr, der beteiligten Verbände, der fachlich zustän​digen Gewerkschaft und der zuständigen Industrie- und Handelskammer ein (§ 3 Abs. 5a GüKG ggf. i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 3 GüKGrKabotageV).


Für den Nachweis wird i.d.R. ein polizei​liches Führungszeugnis und ein Ge​werbezentralregisterauszug verlangt. 

3.5.4.3
Finanzielle Leistungsfähigkeit


Die finanzielle Leistungsfähigkeit wird in Art. 3 Abs. 3 c der Richtlinie und § 3 Abs. 2 Nr. 2, Abs.3 Nr. 2 GüKG i.V.m. § 2 GBZugV angesprochen. Danach ist sie als gewähr​leistet anzusehen, wenn die finanziellen Mittel verfügbar sind, die zur Aufnahme und ordnungsgemäßen Führung des Be​triebes erforderlich sind. Sie ist jedoch zu verneinen, wenn


· die Zahlungsfähigkeit nicht gewährleis​tet ist oder erhebliche Rück​stände an Steuern oder an Beiträgen zur Sozialversicherung beste​hen, die aus unternehmerischer Tätigkeit 
ge​schuldet werden.


· das Eigenkapital zuzüglich der Reser​ven des Unternehmens im Sinne des Ab​satzes 3 weniger als 9 000 EURO für das erste Fahrzeug oder weniger als 
5 000 EURO für jedes weitere Fahrzeug be​trägt.


Der Nachweis der finanziellen Leistungs​fähigkeit kann beispielsweise erbracht werden durch


· eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des zuständigen Finanzamts,


· eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft für Fahrzeug​haltung,


· eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der eigenen Krankenkasse bzw. der der Arbeitnehmer


· oder eine Eigenkapitalbescheinigung, die von einem Steuer beratenden Unter​nehmen oder der Hausbank aus​gestellt worden ist. 


3.5.5
Fahrerbescheinigung


Ein Unternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz im Inland hat, darf bei Fahrten im Inland im gewerblichen Güterkraftver​kehr einen Angehörigen eines Staates, der weder Mitglied der Europäischen Union, eines anderen Vertrags​staates des Abkom​mens über den Europäischen Wirtschafts​raum noch Schweizer Staatsangehöriger ist, nur als Fahrpersonal einsetzen, wenn dieser im Besitz einer gültigen Arbeitsge​nehmigung ist oder einer solchen nicht be​darf oder im Besitz einer von einer inlän​dischen Behörde ausgestellten gülti​gen Fahrerbescheinigung nach Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 ist (§ 7 b Abs. 1 S.1 GüKG gültige Fassung). Der Unter​nehmer hat dafür zu sorgen, dass ausländisches Fahrpersonal den Pass, Pass​ersatz oder Ausweisersatz und die Aufent​haltsgenehmigung oder Duldung und die Ar​beitsgenehmigung, soweit diese erteilt worden ist, mitführt. Alternativ kann die Fahrerbescheinigung als Bestätigung der ordnungsgemäßen Beschäftigung einge​setzt werden. Sie wird von der Erlaubnisbe​hörde erteilt.


3.5.6
Berufskraftfahrer-qualifi​zierung


Am 1. Oktober 2006 sind das Gesetz über die Grundqualifikation und Weiter​bil​dung der Fahrer bestimmter Kraftfahr​zeuge für den Güterkraft- und Perso​nenver​kehr (Berufskraftfahrer-Qualifikati​ons-Gesetz – BKrFQG) vom 14. Au​gust 2006 (BGBl. I 2006, 1958) und die Verordnung zur Durchführung des Be​rufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes (Berufkraftfahrer-Qualifikations-Ver​ordnung – BKrFQV) vom 22. August 2006 (BGBl. I 2006, 2108) in Kraft ge​treten. Das BKrFQG dient der 
Umsetzung der Richtlinie 2003/59/EG (ABl. EU Nr. L 226, 4) in deutsches Recht. Rege​lungsinhalt des BKrFQG sind insbesondere das Mindestalter des Fahrpersonals (bisher Art. 5 VO (EWG) Nr. 3820/85), die künftige Grundqualifikation und Vorschriften zur Weiterbildung des Fahrpersonals.


Bei der Grundqualifikation gibt es zwei Alternativen. Zum einen die „normale Grundqualifikation“, welche die erfolgrei​che Ablegung einer theoretischen und praktischen Prüfung bei einer IHK ohne vorgeschriebene Ausbildung oder den Abschluss einer Berufsausbildung in den Ausbildungsberufen „Berufskraftfah​rer/ Berufskraftfahrerin“ oder „Fachkraft im Fahrbetrieb“ oder einem staatlich aner​kannten Ausbildungsberuf, in dem ver​gleichbare Fertigkeiten und Kennt​nisse zur Durchführung von Fahrten mit Kraft​fahrzeugen auf öffentlichen Stra​ßen ver​mittelt werden, voraussetzt. Zum ande​ren die „beschleunigte Grund​qualifika​tion“, welche die Teilnahme am Unterricht bei einer anerkannten Aus​bildungsstätte so​wie die Ablegung einer theoretischen Prüfung bei einer IHK erfordert. In wel​chen Fällen die „beschleunigte Grundquali​fikation“ ausreicht, ist in Ab​hängigkeit von der Fahrerlaubnis​klasse, der Verkehrsart (Güterkraft- oder Personen​verkehr) und dem Alter detail​liert geregelt. Die Grundqualifika​tion nach neuem Recht ist für Fahrpersonal mit den Fahrerlaubnisklassen D1, D1E, D, DE oder einer gleichwertigen Klasse ab dem 10. September 2008, für Fahrer und Fahre​rinnen mit den Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE oder einer gleichwertigen Klasse ab dem 10. September 2009 vorgeschrie​ben.


Das BKrFQG regelt weiter, dass das Fahr​personal regelmäßig eine Weiterbil​dung absolvieren muss. Berufseinsteiger haben die erste Weiterbildung fünf Jahre nach dem Zeitpunkt des Erwerbs der Grundqualifikation oder der be​schleunig​ten Grundqualifikation abzuschließen. Für bereits tätige Fahrer und Fahrerinnen gelten Übergangsfristen in Abhängigkeit von der Fahrerlaubnis​klasse. Fahrpersonal mit den Fahrerlaubnisklassen D1, D1E, D, DE oder einer gleichwertigen Klasse muss zwischen dem 10. September 2008 und dem 10. September 2013, Fahrer und Fahre​rinnen mit den Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE oder einer gleichwertigen Klasse müssen zwischen dem 10. September 2009 und dem 10. September 2014 eine erste Weiterbildung ab​schließen. Die Weiterbil​dung ist im Abstand von jeweils 5 Jahren zu wieder​holen.


Das BKrFQG wird ergänzt durch die BKrFQV, welche insbesondere Regelun​gen zum Umfang des Unterrichts für 
die „be​schleunigte Grundqualifikation“ 
(140 Stun​den zu je 60 Minuten) und die Weiter​bildung (35 Stunden zu je 60 Minuten), die Ausbildungs- und Prüfungsinhalte sowie über den Nachweis der Grundqualifika​tion und der regelmäßigen Weiterbildung (Schlüsselzahl 95 des Führerscheins, ent​sprechende Angaben in der Fahrerbeschei​nigung oder sonstiger Nach​weis) enthält.


3.5.7
Kabotage


3.5.7.1
Definition


3.5.7.1.1 
Kleine Kabotage


Kleine Kabotage im güterkraft verkehrs​rechtli​chen Sinne ist die Beförderung von Gütern mit Fahrzeugen (einschließlich Anhängern) mit einem zulässigen Gesamt​gewicht von mehr als 3,5 t zwischen 
Be- und Entladestellen in ein und demselben Staat durch einen Unternehmer, der in diesem Staat nicht niedergelassen ist.

3.5.7.1.2 
Große Kabotage


Große Kabotage ist die erlaubte Beförde​rung von Gütern zwischen mindestens zwei EU/EWR-Staaten durch in den Mit​gliedstaaten oder in Drittstaaten nieder-ge​lassene Transportunternehmen. 


3.5.7.2
Ausnahmen 


3.5.7.2.1
Beitrittsstaaten


Für die Beitrittsstaaten gelten gemäß den Übergangsbestimmungen des Bei​trittsver​trags unterschiedliche Regelungen für die Kabotage:


3.5.7.2.1.1
Malta, Slowenien und 
Zypern


Diesen Staaten wurde durch dem Beitritt zur EU die Kabotage („kleine“ und „große“) ab dem 01.05.2004 genehmigt.


3.5.7.2.1.2
Estland, Lettland, Litauen, Slowakei und Tschechien


Für diese Länder gilt die Formel 2+2+1, 
d. h. dass die „kleine“ Kabotage zu​nächst für zwei Jahre ausgesetzt wurde und diese Aussetzung ab 30. April 2006 um zwei Jahre verlängert wurde. Deutschland hat von der im Beitrittsvertrag vorgesehen Möglichkeit Gebrauch gemacht, das Kabo​tageverbot um ein weiteres Jahr bis zum 30.04.2009 zu verlängern. Die „große“ Kabotage ist seit dem Beitritt genehmigt.

3.5.7.2.1.3
Ungarn, Polen, Rumänien und Bulgarien


Für diese Länder gilt die Formel 3+2, d. h.  die „kleine“ Kabotage ist ab dem Beitrittsda​tum zunächst für drei Jahre ausgesetzt und die Aussetzung kann um zwei Jahre verlängert werden. Für Ungarn und 
Polen wurde die Aussetzung ab 
30. April 2007 um zwei Jahre verlängert. Die „große“ Kabotage ist seit dem Beitritt ge​nehmigt.


3.5.7.2.2
Schweiz


Schweizer Transportunternehmen ist ge​mäß dem Landverkehrsabkommen (Art. 12 Abs. 3 Abkommen zwischen der Schweizeri​schen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über den Güter- und Personenverkehr auf Schiene und Straße) ab dem 01.01.2005 die „große“ Kabotage erlaubt (Schweizer Lizenz), nicht jedoch die Kabotage im güterkraft-verkehrs​rechtli​chen Sinn. 


3.5.7.2.3
Drittstaaten


Transportunternehmer mit Fahrzeugen über 3,5 t zGG aus Drittstaaten (Nicht-EU/EWR-Staat) sind nicht berechtigt, Kabo​tage im güterkraftverkehrsrechtli​chen Sinn durchzuführen. Sowohl mit einer CEMT-Genehmigung als auch mit den entsprechenden, für das jeweilige Land geltenden, bilateralen Genehmi​gungen (Drittstaatengenehmigungen) dürfen diese Unternehmen jedoch die „große“ Kabotage durchführen. 


3.5.7.3
Zeitweiligkeit der Kabotage im Güterkraftverkehr (Amts​blatt EG C 021 vom 26.01.05)


Jeder Unternehmer des gewerblichen Güterkraftverkehrs, der Inhaber der Ge​meinschaftslizenz gemäß Art. 3 der VO (EWG) Nr. 881/92 ist, ist gem. Art.1 Abs. 1 der VO (EWG) 3118/93 unter den in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen zum zeitweiligen gewerblichen Güter-kraft​verkehr in einem an​deren Mit​gliedstaat („kleine“ Kabotage) zugelas​sen, ohne dort über einen Un​ternehmens​sitz oder über eine Niederlassung zu verfü​gen.


Der Europäische Gerichtshof (Urteil vom 30. November 1995, Gebhard, 
C-55/94, Slg.I-4165; Urteil vom 2. Juli 2002, Andreas Hoves Internationaler Transport Service Saul, C-115/00) hat folgende vier Kriterien zur Beurteilung des vorüberge​henden Charakters der zeitweiligen Kabo​tagetätigkeit festge​legt:

· Dauer


· Häufigkeit


· regelmäßige Wiederkehr


· Kontinuität


Nach der Mitteilung der Kommission über Auslegungsfragen bezüglich des Begriffs der „Zeitweiligkeit“ der Kabotage im 
Güter​kraftverkehr muss die kon​krete Lage individuell und anhand dieser Kriterien überprüft werden; eine ein​zelstaatliche Be​grenzung der Kabotage von ein bis zwei Monaten kann tole​riert werden. Mehrere Mitgliedstaaten, u. a. Frankreich, Italien und Österreich, haben bereits nationale Begriffsdefinitionen in Kraft gesetzt. In Deutschland wird zurzeit eine einzelstaatli​che Regelung vor​bereitet. 


3.5.8
Begleitpapiere nach § 7 Abs. 3 GüKG


Gemäß § 7 Abs. 3 GüKG hat der Unterneh​mer dafür zu sorgen, dass während einer Beförderung im gewerblichen Güterkraft​verkehr ein Begleitpapier oder ein sonsti​ger Nachweis mitgeführt wird, in dem das beförderte Gut, der Be- und Entladeort und der Auftraggeber angegeben werden. Das Fahrpersonal muss das Begleitpapier oder den sonstigen Nachweis nach Satz 1 während der Beförderung mitführen und den Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung aushändigen oder in anderer geeigneter Weise zugänglich machen.


Für das Begleitpapier oder den sonsti​gen Nachweis ist eine bestimmte Form nicht vorgeschrieben. Der sonstige Nach​weis kann auch in Form eines elektroni​schen Lesegerätes erbracht werden. Erfor​derlich ist jedoch in jedem Fall, dass sich aus dem Nachweis die im Gesetz geforder​ten Angaben ermitteln lassen. Wird der Nachweis in elektronischer Form erbracht, ist sicherzustellen, dass einem Kontrolleur die Daten in geeigneter Form, beispiels​weise durch Einblick in die elektronischen Daten eines Lesegerätes, zugänglich ge​macht werden können.


Bei den vorgeschriebenen Angaben handelt es sich um Minimalanforderun​gen. Aus dem Nachweis muss neben dem beförderten Gut eindeutig der Auftragge​ber und nicht nur der Verweis auf verschie​dene Absender, sowie der genaue Be- und Entladeort ersichtlich sein. Sam​melbezeichnungen zum Absender und Entladeort sind aus Gründen des Postge​heimnisses (Art. 10 GG) jedoch nicht zu beanstanden sofern es sich um Postsendun​gen im Sinne der in § 4 Nr. 5, 1 Postgesetz enthaltenen Legaldefinition, d. h.  um die Beförderung von Briefsendun​gen, Paketen mit einem Einzelgewicht von bis zu 20 kg oder um die Beförderung von Büchern, Katalogen, Zeitungen und Zeit​schriften durch ein Postdienstleistungsun​ternehmen handelt.


Die genannten Anforderungen an die Begleitpapiere gelten für Binnenbeförde​rungen in Deutschland und für grenzüber​schreitende Beförderungen auf dem deut​schen Streckenanteil.


3.5.9
Güterschadenhaftplicht​versicherung gemäß § 7a GüKG


Gemäß § 7a Abs. 1 Güterkraftverkehrsge​setz (GüKG) ist der Unternehmer verpflich​tet, eine Haftpflichtversicherung abzu​schließen und aufrecht zu erhalten, die die gesetzliche Haftung wegen Güter- und Verspätungsschäden nach dem Vierten Abschnitt des Vierten Buches des Handels​gesetzbuches während Beförderungen versichert, bei denen der Be- und Entlade​ort im Inland liegt. 


Die Versicherungspflicht richtet sich an denjenigen, der gewerblichen Güterkraft​verkehr mit Kraftfahrzeugen betreiben will (Hein /Eichhoff /Pukall / Krien, Güter​kraftverkehrsrecht, 3. Band § 7a Ziffer 2). Güterkraftverkehr wird in § 1 Abs. 1 GüKG definiert als die geschäftsmäßige oder entgeltliche Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, die einschließlich Anhän​ger ein höheres zulässiges Gesamt​gewicht als 3,5 Tonnen haben. 


Die Verpflichtung besteht sowohl für gebietsansässige Unternehmer im Hin​blick auf Beförderungen im Binnenver​kehr als auch für EU/EWR-Unternehmer, die gewerblichen Güterkraftverkehr im Kabotageverkehr durchführen. Die Ver​pflichtung besteht ferner auch bei Be-förde​rungen im grenzüberschreitenden kombinierten Verkehr, sofern die An- oder Abfuhr zum oder vom Bahnhof bzw. Hafen Binnen- bzw. Kabotageverkehr darstellt.


Bei Beförderungen mit gemieteten Kraftfahrzeugen muss der Versicherungs​nachweis auf den Beförderer (Mieter) aus​gestellt sein. Ein auf den Kraftfahrzeughal​ter (Vermieter) ausgestellter Nachweis ist nicht gültig.


Der Unternehmer ist in der Wahl des Versicherers frei. Ein gebietsansässiger Unternehmer kann sich auch im Ausland versichern.


Die Mindestversicherungssumme be​trägt 600.000 Euro je Schadensereignis. Die Vereinbarung einer Jahreshöchster​satzleistung, die nicht weniger als das Zweifache der Mindestversicherungs​summe betragen darf, und eines Selbstbe​halts sind zulässig. 

Von der Versicherung können folgende Ansprüche ausgenommen werden: 

· Ansprüche wegen Schäden, die vom Un​ternehmer oder seinem Repräsentan​ten vorsätzlich begangen wurden

· Ansprüche wegen Schäden, die durch Naturkatastrophen, Kernenergie, Krieg, kriegähnliche Ereignisse, Bürger​krieg, innere Unruhen, Streik, Aussperrung, terro​ristische Gewalt​akte, Verfügungen von hoher Hand, Wegnahme oder Be​schlagnahme sei​tens einer staatlich aner​kannten Macht verursacht werden


·  Ansprüche aus Frachtverträgen, die die Beförderung von Edelmetallen, Ju​we​len, Edelsteinen, Zahlungsmitteln, Valo​ren, Wertpapieren, Briefmarken, Doku​menten und Urkunden zum Ge​genstand haben 

Nach § 7a Abs. 4 GüKG hat der Unter​nehmer dafür zu sorgen, dass während der Beförderung ein Nachweis über eine gül​tige Haftpflichtversicherung, die den An​sprüchen des Absatzes 1 entspricht, mitge​führt wird. Das Fahrpersonal muss diesen Versicherungsnachweis während der Be​förderung mitführen und Kontrollberech​tigten auf Verlangen zur Prüfung aushän​digen. 


Schließlich ist der Versicherer nach § 7a Abs. 5 GüKG verpflichtet, dem Bundesamt für Güterverkehr den Abschluss und das Erlöschen der Versicherung mitzuteilen. Die Mitteilung ist an die jeweilige Außen​stelle zu richten, in deren Zuständig-keitsbe​reich das Unternehmen seinen 
Sitz hat. 

3.5.10
Auftraggeberhaftung (§ 7c GüKG)


Gemäß § 7c GüKG hat der Auftraggeber eines Speditions- oder Frachtvertrages darauf zu achten, dass

· die Beförderung von einem Unterneh​mer durchgeführt wird, der Inhaber ei​ner Erlaubnis oder Berechtigung nach dem GÜKG ist und


·  dass dieser bei der Beförderung Fahr​personal aus Drittstaaten nur mit Auf​enthaltstitel, Arbeitsgenehmigung oder Fahrerbescheinigung einsetzt.


Der Auftraggeber handelt vorwerfbar, wenn er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass die Beförderung ohne Erfüllung die​ser Voraussetzungen durchgeführt wird. In diesem Fall darf der Auftraggeber die Leistungen aus dem Vertrag nicht ausfüh​ren lassen. Die Wirksamkeit des Vertrages bleibt unberührt.


Um seinen Verpflichtungen aus § 7 c GüKG zu genügen, muss der Auftraggeber grundsätzlich alles ihm Zumutbare unter​nehmen, um sich Gewissheit darüber zu verschaffen, dass der ausführende Fracht​führer (Beförderer) über Erlaubnis oder Berechtigung nach dem GüKG und über die erforderlichen Aufenthaltstitel, 
Arbeits​genehmigungen oder Fahrerbe​schei-nigungen für das eingesetzte Fahr​personal verfügt. Dies gilt auch und ge​rade dann, wenn erstmals ein Speditions- oder Frachtvertrag mit einem Unterneh​mer geschlossen wird, von dem nicht be​kannt ist, ob er Inhaber der erforderlichen Erlaubnis ist. Es ist die eigene Pflicht des Auftraggebers, für eine gesetzeskonforme Beförderung zu sorgen; dies bedeutet, dass er seinen Vertragspartner verpflich​ten muss, die Bestimmungen einzuhalten oder selbst darauf hinzuwirken, dass die 

Bestimmungen eingehalten werden. Fahr​lässiges Nichtwissen im Sinne des § 7 c GüKG liegt schon dann vor, wenn sich der Auftraggeber gar nicht erst darum küm​mert, ob sein neuer und ihm bis dahin unbekannter Vertragspartner einer 
Erlaub​nis bedarf und ob er sie auch tatsäch​lich besitzt. Der Auftraggeber darf nicht ohne weiteres vom ordnungsgemä​ßen Verhalten seines Vertragspartners und des ausführenden Frachtführers aus​gehen und ist demgemäß zu Nachfragen nicht etwa nur angehalten, wenn sich Anhaltspunkte dafür ergeben (OLG Köln, Beschluss vom 21. Juni 2005 – 8 Ss-OWi 137/05). 

Darüber hinaus hat der Auftraggeber grundsätzlich sicherzustellen, dass ausfüh​rende Frachtführer auch an räum​lich entfernt liegenden Be- oder Entladeor​ten überprüft werden können. Er muss dies nicht selbst oder durch eigene Be​triebsangehörige erledigen. Er kann sich - insbesondere bei großer räumlicher 
Dis​tanz - auch betriebsfremder Personen be​dienen.


Verstößt der Auftraggeber gegen diese Verpflichtungen, kann die Weiterfahrt untersagt werden. Die Verstöße sind als Ordnungswidrigkeiten bußgeldbewehrt (§ 19 Abs. 1a GüKG). Es können Geldbußen bis zu 20.000 EUR (1. Alt) bzw. 200.000 EUR (2. Alt.) festgesetzt werden.

3.6
Zollrecht


3.6.1
Allgemeines


Beförderungsmittel, die außerhalb der Europäischen Union (EU) amtlich zugelas​sen sind, können nach Art. 137 ff. VO (EWG) Nr. 2913/92 (Zollkodex - ZK -) in Verbin​dung mit Art. 558 Abs. 1 Buchstabe c VO (EWG) Nr. 2454/93 (Zollkodex-Durchfüh​rungsverordnung - ZK-DVO -) grundsätz​lich nur dann für gewerbliche Beförderun​gen (Beförderung von Personen gegen Entgelt oder zur industriellen oder gewerb​lichen Beförderung von Waren gegen oder ohne Entgelt) verwendet wer​den, wenn diese Beförderungen außerhalb des Zollgebiets der Gemeinschaft begin​nen oder enden. Darüber hinaus können Beförderungsmittel auch im Binnenver​kehr (die Beförderung beginnt und endet im Zollgebiet der Gemeinschaft) nach Art. 558 Abs. 1 Buchstabe c ZK-DVO eingesetzt werden, sofern die im Bereich des Ver​kehrs geltenden Vorschriften, insbeson​dere diejenigen betreffend die Vorausset​zung für den Marktzugang und die Durch​führung von Beförderungen, dies vorse​hen.

3.6.2 
Bewilligung der vorüber-gehenden Verwendung


Ein Beförderungsmittel wird regelmäßig konkludent (d. h. ohne Zollförmlich​keit​en) nach Art. 232 Abs. 1 Buchstabe b in Verbin​dung mit Art. 233 ZK-DVO in die vorüber​gehende Verwendung übergeführt, wenn

· das Beförderungsmittel außerhalb des Zollgebiets der Gemeinschaft auf den Namen einer außerhalb dieses Zollge​biets ansässigen Person zugelassen ist (Art. 558 Abs. 1 Buchstabe a ZK-DVO) und 

· von einer außerhalb des Zollgebiets der Gemeinschaft ansässigen Person ver​wendet werden (Art. 558 Abs. 1 Buch​stabe b ZK-DVO).


3.6.3
Zollschuldrechtliche 
Regelungen


Eine unzulässige Kabotage führt regelmä​ßig zu einer Zollschuldentstehung nach Art. 204 ZK (Pflichtverletzung). Dabei kommt Art. 859 Nr. 4 ZK-DVO (nachträgli​che Heilung der Pflichtverletzung) im Regelfall nicht zur Anwendung, da die Zollstelle bei der Überführung des Beförde​rungsmittels in die vorüberge​hende Verwendung auch auf Antrag des Verwenders keine Möglichkeit hat, einen Binnenverkehr zu bewilligen.

Maßgeblich für die Beurteilung, ob die Voraussetzungen der Art. 230 bis 232 
ZK-DVO erfüllt sind, sind dabei nur die im Zeitpunkt der Willensäußerung vorliegen​den objektiven Voraussetzungen, auch wenn sie erst im Rahmen einer späteren Kontrolle aufgedeckt werden, nicht je​doch innere Tatsachen wie etwa die Ab​sicht, das in die vorübergehende Verwen​dung übergeführte Beförderungsmittel zu einem späteren Zeitpunkt anders zu ver​wenden als es nach den Bestimmungen über das Zollverfahren zulässig ist, zu dem die Ware durch die Willensäußerung kon​kludent angemeldet wurde. Die gesetzli​chen Regelungen der ZK-DVO knüpfen nicht an Absichten oder innere Tatsachen des Antragstellers, sondern an objektive Tatsachen an, nämlich an Voraussetzun​gen, die bei den betroffenen Beförde​rungsmitteln bzw. bei ihrer Verwendung tatsächlich erfüllt sein müssen.


3.7
Steuerrecht


3.7.1
Zuständigkeit


Die Prüfung der Erfüllung steuerlicher Pflichten obliegt gemäß § 2 Abs. 1 S. 2 SchwarzArbG den Landesfinanzbehörden. Die Behörden der Zollverwaltung (Haupt​zollämter) sind gemäß § 2 Abs. 1 S. 3 Schwar​zArbG zur Mitwirkung an diesen Prüfungen berechtigt. Unabhängig davon prüfen die Behörden der Zollverwaltung zur Erfüllung ihrer Mitteilungspflicht nach § 6 Abs. 1 S. 1 i.V.m. Abs. 3 Nr. 4 Schwar​zArbG, ob Anhaltspunkte dafür bestehen, dass steuerlichen Pflichten aus Dienst- und Werkvertragsleistungen nicht nachge​kommen wurde.


3.7.2
Lohnsteuerrecht


3.7.2.1
Lohnsteuerpflicht in Deutsch​land


Der Lohnsteuer unterliegt grundsätzlich jeder von einem inländischen Arbeit​geber für Leistungen in einem Dienstverhältnis gezahlte Arbeitslohn (Ein​künfte aus nichtselbständiger Arbeit).


Inländischer Arbeitgeber im steuer​rechtlichen Sinne ist, wer im Inland einen Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufent​halt, seine Geschäftsleitung, seinen Sitz, eine Betriebsstätte oder einen ständigen Vertreter hat.


In den Fällen der Arbeitnehmerentsen​dung ist auch das in Deutschland an​säs​sige aufnehmende Unternehmen, das den Arbeitslohn für die ihm geleis​tete Arbeit wirtschaftlich trägt, inländischer Arbeit-ge​ber. Hiervon ist insbeson​dere dann auszugehen, wenn die von dem ande​ren Unternehmen gezahlte Arbeits​vergütung dem deutschen Unternehmen weiterbelastet wird; z.B. eine ausländische Konzernmutter entsendet einen Arbeit​nehmer an eine im Inland tätige Tochterge​sellschaft gegen Erstattung des Arbeitslohnes. Die Erfüllung der Arbeitge​berpflichten setzt nicht voraus, dass das inländische Unterneh​men den Arbeits​lohn im eigenen Namen und für eigene Rechnung auszahlt. Die Lohnsteuerpflicht entsteht bereits im Zeitpunkt der Arbeits​lohnzahlung an den Arbeitnehmer, wenn das inländische Unternehmen auf Grund der Verein​barung mit dem ausländischen Unternehmen mit einer Weiterbelastung rech​nen kann; in diesem Zeitpunkt ist die Lohnsteuer vom inländischen Unterneh​men zu erheben.

Inländischer Arbeitgeber im Sinne des Steuerrechts ist auch, wer einem Drit​ten (Entleiher) Arbeitnehmer gewerbsmäßig zur Arbeitsleistung im Inland überlässt, ohne inländischer Arbeitgeber zu sein (ausländischer Verleiher). Die Arbeit-geber​eigenschaft im Sinne des Steu​er-rechts setzt eine legale Arbeitneh​mer​überlas​sung nach dem AÜG nicht voraus.


Die Arbeitnehmerüberlassung ist ge​werbsmäßig, wenn der Unternehmer
 (Ver​leiher) die Arbeitnehmerüberlassung nicht nur gelegentlich, sondern auf Dauer betreibt und damit wirtschaftliche Vor​teile erzielen will. Arbeitnehmer​überlas​sung liegt nicht vor, wenn das Überlassen von Arbeitnehmern als Ne​benleistung zu einer anderen Leistung anzusehen ist, z.B. wenn im Falle der Vermietung von Maschi​nen und Überlassung des Bedienungsper​sonals der wirtschaftliche Wert der Vermie​tung überwiegt. Unter den Voraus​setzungen des § 1 Abs. 1 S. 2 und Abs. 3 AÜG findet das Arbeitnehmerüberlassungs​gesetz ebenfalls keine Anwendung.


3.7.2.2
Entstehen der Lohnsteuer und Haftung für entstandene Lohnsteuer


Die Lohnsteuer entsteht in dem Zeitpunkt, in dem der Arbeitslohn dem Arbeit​neh​mer zufließt (Zuflussprinzip). Dabei ist unerheblich, in welcher Form der Arbeits​lohn gewährt wird und ob er als laufender oder einmaliger Bezug ge​zahlt wird. Dem Lohnsteuerabzug unterliegt auch der im Rahmen des Dienst​verhältnisses von ei​nem Dritten gewährte Arbeitslohn, wenn der Arbeitgeber weiß oder erkennen kann, dass derartige Vergütungen er​bracht wer​den.

Schuldner der Lohnsteuer ist der 
Arbeit​nehmer, auch für den Fall einer 
Netto​lohnvereinbarung. 

Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer grundsätzlich bei jeder Lohnzahlung einzubehalten, unabhängig davon, ob der Arbeitnehmer zur Ein​kom​mensteuer veranlagt wird oder nicht. Die Staatsbürgerschaft des Arbeit​nehmers ist unbeachtlich. Der Arbeitgeber haftet so​wohl für die Lohnsteuer, die er einzubehal​ten und abzuführen hat, als auch für die Einkommensteuer (Lohnsteuer), die auf Grund fehlerhafter Angaben im Lohn​konto oder in der Lohnsteuerbescheini​gung verkürzt wurde.


Bei der Arbeitnehmerüberlassung haf​tet der Entleiher neben dem Arbeitgeber mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 Abs. 3 des AÜG vorliegt. Der Entleiher haftet auch nicht, wenn er über das Vorliegen einer Arbeitnehmerüberlassung ohne Verschulden irrte. Die Haftung beschränkt sich auf die Lohnsteuer für die Zeit, für die ihm der Arbeitnehmer überlassen worden ist.


3.7.2.3
Pflichten des Arbeitnehmers und seines Arbeitgebers


Für die Durchführung des Lohnsteuerab​zugs hat der unbeschränkt einkom​mens​teuerpflichtige Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber vor Beginn des Kalen​derjah​res oder beim Eintritt in das Dienstverhält​nis eine Lohnsteuerkarte vor​zulegen. Ist der Arbeitnehmer beschränkt einkom​mensteuerpflichtig, hat er seinem Arbeit​geber an Stelle der Lohnsteuerkarte eine Bescheinigung des Fi​nanzamtes, in dessen Bezirk sich die Betriebsstätte (des Arbeitge​bers) befin​det (Betriebsstättenfi​nanzamt) für den Lohnsteuerabzug vorzu​legen. Der Ar​beitgeber hat die Lohnsteuer​karte bzw. die Bescheinigung aufzubewah​ren.


Der Arbeitgeber hat am Ort der 
Betriebs​stätte für jeden Arbeitnehmer und je​des Kalenderjahr ein Lohnkonto zu füh​ren, in das die für den Lohnsteuerab​zug erforderlichen Merkmale aus der Lohn-steu​erkarte oder der Bescheinigung des Betriebsstättenfinanzamtes, zu über​nehmen sind. Bei jeder Lohnzahlung sind im Lohnkonto Art und Höhe des gezahlten Arbeitslohns einschließlich der steuer​freien Bezüge sowie die einbehaltene oder übernommene Lohnsteuer einzutragen.


Der Arbeitgeber hat spätestens am zehn​ten Tag nach Ablauf eines jeden Lohnsteuer-Anmeldungszeitraums dem Betriebsstättenfinanzamt eine Steuer​erklärung mit der Summe der im Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum einzube​haltenden und zu übernehmen​den Lohnsteuer zu übermitteln (Lohnsteuer-Anmeldung) und die im An​meldungszeitraum insgesamt einbehal​tene und übernommene Lohnsteuer an das Betriebsstättenfinanzamt abzuführen. Lohnsteuer- Anmeldungszeitraum ist grundsätzlich der Kalendermonat; ggf. das Kalendervierteljahr oder das Kalender​jahr.


3.7.3
Umsatzsteuer


3.7.3.1
Steuerliche Erfassung


Im Inland ansässige Unternehmer, die hier Umsätze erbringen, müssen sich – unab​hängig von ihrer Staatsangehörigkeit – für Umsatzsteuerzwecke bei dem für sie zu​ständigen Finanzamt erfassen lassen und dort Umsatz​steuer- Voranmeldungen und/ oder eine Umsatzsteuererklärung für das Kalen​derjahr abgeben.

Ein Unternehmer ist im Inland ansäs​sig, wenn er im Inland (§ 1 Abs. 2 UStG), auf der Insel Helgoland oder in einem der in 
§ 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete einen Wohnsitz, seinen Sitz, seine Geschäftslei​tung oder eine Zweig​niederlassung hat.


Im Ausland ansässige Unternehmer, die im Inland Umsätze erbringen, für die sie Umsatzsteuer schulden, müssen sich bei dem für sie zentral zuständigen 
Finanz​amt erfassen lassen und dort Umsatz​steuer-Voranmeldungen und/ oder eine Umsatzsteuererklärung für das 
Kalen​derjahr abgeben.


3.7.3.2
Werk-/Dienstleistungen im Inland durch Unternehmen aus Mitgliedstaa​ten


Bei der Erbringung von Werk- oder Dienst​leistungen im Inland durch Unter​nehmen mit Sitz in einem Mitgliedsstaat sind fol​gende Anzeigepflichten zu be​achten:


Steuerpflichtige, die nicht natürliche Personen sind, haben nach § 137 AO dem zuständigen Finanzamt und den für die Erhebung der Realsteuern zuständigen Gemeinden die Umstände anzuzeigen, die für die steuerliche Erfassung von Bedeu​tung sind, insbesondere die Gründung, den Erwerb der Rechtsfähigkeit, die Ände​rung der Rechtsform, die Verlegung der Ge​schäftsleitung oder des Sitzes und die Auflösung. Die Mitteilungen sind inner​halb eines Monats seit dem meldepflichti​gen Ereignis zu erstatten. Zuständig ist das Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Ge​schäftsleitung befindet. Befindet sich die Geschäftsleitung nicht im Geltungsbe​reich des Gesetzes oder lässt sich der Ort der Geschäftsleitung nicht feststellen, so ist das Finanzamt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Steuerpflichtige seinen Sitz hat.

Wer einen gewerblichen Betrieb oder eine Betriebsstätte eröffnet, hat dies nach § 138 AO nach amtlich vorgeschriebenem Vor​druck der Gemeinde mitzuteilen, in der der Betrieb oder die Betriebsstätte eröffnet wird; die Gemeinde unterrichtet unverzüg​lich das zuständige Finanzamt von dem Inhalt der Mitteilung.


3.7.4
Kraftfahrzeugsteuer​recht


3.7.4.1
Allgemeines


Unter der Tz. 3.7.4 werden lediglich die rudimentären Grundzüge des Kraftfahr​zeugsteuerrechts durch Aufführung des Gesetzestextes aufgezeigt.


Auf eine tiefer gehende Erläuterung bzw. Auslegung wurde mangels fachlicher Zuständigkeit verzichtet.


3.7.4.2
Steuergegenstand


Der Kraftfahrzeugsteuer unterliegen ge​mäß § 1 Abs. 1 KraftStG 

1.
das Halten von inländischen Fahr​zeugen zum Verkehr auf öffentlichen Straßen;,


2.
das Halten von ausländischen Fahr​zeugen zum Verkehr auf öffentli​chen Straßen, solange die Fahrzeuge sich im Inland befinden. Ausgenom​men sind hiervon ausschließlich für den Güterkraftverkehr bestimmte Kraft​fahr​zeuge und Fahrzeugkombina​tionen mit einem verkehrsrechtlich zu​lässi​gen Gesamtgewicht von mindes​tens  
12.000 Kilogramm, die nach Art. 5 der Richtlinie 1999/62/EG des Europäi​schen Parlaments und des Rates vom  
17. Juni 1999 (ABl. EG Nr. L 187 S. 42) in 


ei​nem  anderen Mitglied​staat der 
Europäi​schen Gemeinschaft zugelas​sen sind; dies gilt nicht für Fälle der Nummer 3;


3.
die widerrechtliche Benutzung von Fahrzeugen;


4.
die Zuteilung von Oldtimer-Kenn​zeichen sowie die Zuteilung von roten Kenn​zeichen, die von einer Zulassungs​behörde im Inland zur wiederkeh​ren​den Verwendung ausgegeben werden. Dies gilt nicht für die Zuteilung von 
ro​ten Kennzeichen für Prüfungsfahr​ten.


Die Steuerbarkeit nach dem KraftStG entfällt bei Ausnahmen (§ 3 KraftStG), Vergünstigungen (§ 3a KraftStG sowie Steuerbefreiungen (vgl. §§ 3 b, 3d KraftStG).


3.7.4.3
Begriffsbestimmungen


Unter den Begriff Fahrzeuge im Sinne die​ses Gesetzes fallen Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (§ 2 Abs. 1 KraftStG).


Ein Fahrzeug ist vorbehaltlich des Absat​zes 4 ein inländisches Fahrzeug, wenn es unter die im Inland maßgeben​den Vorschriften über das Zulassungs​verfahren fällt (§ 2 Abs. 3 KraftStG).


Ein Fahrzeug ist ein ausländisches Fahr​zeug, wenn es im Zulassungsverfah​ren eines anderen Staates zugelassen ist 
(§ 2 Abs. 4 KraftStG).


Eine widerrechtliche Benutzung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn ein Fahrzeug auf öffentlichen Straßen im 
In​land ohne die verkehrsrechtlich vorge​schriebene Zulassung benutzt wird 
(§ 2 Abs. 5 S. 1 KraftStG).

Eine Besteuerung wegen widerrechtli​cher Benutzung entfällt, wenn das Halten des Fahrzeugs von der Steuer befreit sein würde oder die Besteuerung bereits nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 vorgenommen worden ist (§ 2 Abs. 5 S. 2 KraftStG).


3.7.4.4
Dauer der Steuerpflicht


Die Steuerpflicht dauert gemäß § 5 Abs. 1 KraftStG

1.
bei einem inländischen Fahrzeug, 
vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5, 
so​lange das Fahrzeug zum Verkehr 
zuge​lassen ist, mindestens jedoch 
einen Mo​nat;


2.
bei einem ausländischen Fahr​zeug, vorbehaltlich des Absatzes 2,
so​lange sich das Fahrzeug im Inland 
be​findet; 


3.
bei einem widerrechtlich benutz​ten Fahrzeug, solange die widerrechtli​che Benutzung dauert, mindestens
je​doch einen Monat;


4.
bei einem Kennzeichen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 4, solange das Kennzei​chen benutzt werden darf, mindestens 
jedoch einen Monat.


3.7.4.5
Entstehung der Steuer


Die Steuer entsteht mit Beginn der Steuer​pflicht, bei fortlaufenden Entrichtungs-zeit​räumen mit Beginn des jeweiligen Entrichtungszeitraums (§ 6 KraftStG).

3.7.4.6
Steuerschuldner


Steuerschuldner ist (§ 7 KraftStG)

1.
bei einem inländischen Fahrzeug die Person, für die das Fahrzeug zum Verkehr zugelassen ist,


2.
bei einem ausländischen Fahrzeug die Person, die das Fahrzeug im Geltungsbereich dieses Gesetzes benutzt,


3.
bei einem widerrechtlich benutz​ten Fahrzeug die Person, die das Fahr​zeug widerrechtlich benutzt,


4.
bei einem Kennzeichen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 4 die Person, der das Kennzeichen zugeteilt ist.

3.7.5
Zulassungsrecht


3.7.5.1
Allgemeines


Unter der Tz. 3.7.5.2 und 3.7.5.3 wird ledig​lich durch Aufführung des Gesetzestextes auf die Zulassungspflicht und die Zustän​digkeiten hingewiesen.


Tz. 3.7.5.3 gibt die Auffassung des zu​ständigen Bundesministeriums für Ver​kehr, Bau und Stadtentwicklung wieder.

3.7.5.2
Zulassungspflicht


Kraftfahrzeuge mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 6 km/h und ihre Anhänger (Fahr​zeuge, die zum Anhängen an ein Kraftfahr​zeugen bestimmt und geeignet sind) dürfen auf öffentlichen Straßen nur in Betrieb gesetzt werden, wenn sie zum Verkehr zugelassen sind. Die Zulassung wird erteilt, wenn das Fahrzeug einem genehmigten Typ entspricht oder eine Einzelgenehmigung erteilt ist und eine dem Pflichtversicherungsgesetz entspre​chende Kraftfahrzeug- Haftpflichtversi​che​rung besteht. Die Zulassung erfolgt durch Zuteilung eines amtlichen Kennzei​chens für Kraftfahrzeuge oder Anhänger und Ausfertigung einer Zulassungsbe​scheinigung durch die Verwaltungsbe​hörde (Zulassungsbehörde) (§ 3 Abs. 1 FZV). Ausnahmen regelt § 3 Abs. 2 FZV.


3.7.5.3
Zuständigkeiten


Für straßenverkehrsrechtliche Zulassun​gen ist grundsätzlich die Behörde des Wohnorts (Hauptwohnung), mangels eines solchen die Behörde des Aufenthalts​orts des Antragstellers oder Betroffenen, bei juristischen Personen, Handelsunter​nehmen oder Behörden die Behörde des Sitzes oder des Orts der beteiligten Nieder​lassung oder Dienststelle zuständig. Be​steht im Inland kein Sitz, keine Niederlas​sung oder keine Dienststelle, so ist die Behörde des Wohnorts oder des Aufent​haltsorts eines Empfangsberechtigten zuständig. Anträge können mit Zustim​mung der örtlich zuständigen Verwal​tungsbehörde von einer gleich geordne​ten auswärtigen Behörde, mit Zustim​mung der zuständigen obersten Landesbe​hörden auch in einem anderen Land, be​handelt und erledigt werden (§ 46 Abs. 2
 i. V. m. Abs. 1 FZV).


IV. Betriebswirtschaftliche Entscheidungen und ihre Risiken


4.1
Allgemeines


4.1.1
Marktentwicklungen


Die Entwicklungen des Marktes – insbeson​dere durch die EU-Osterweite​rung verursacht – haben zu einem sprung​haft gestiegenen Verkehrsaufkommen (mehr als 40 % Ein- und Ausfahrten an den Grenzen nach PL und CZ) ge​führt. Deut​sche Unternehmen stellen z.B. gegenüber polnischen oder tsche​chischen Unterneh​men einen Kostenunterschied von ca. 25 % fest, aus dem ihnen wiederum ein Preis​nachteil von bis zu 20 % erwächst.


Dies hat zur Folge, dass mittlerweile kaum noch internationale Ladungsver​kehre zwischen Deutschland und den neuen EU-Mitgliedstaaten von deutschen Unter​nehmen durchgeführt werden.


4.1.2
Reaktionen der Unter​nehmen 


4.1.2.1
Gegenmaßnahmen


Aus diesem Grund sehen sich deutsche Unternehmen gezwungen, den ver​änder​ten Marktbedingungen u. a. durch 


· Kostendämpfungsmaßnahmen in allen Ebenen (insbesondere im Personal
be​reich),


· Kooperationen mit Unternehmen aus den neuen Mitgliedstaaten sowie 

· Gründung von Niederlassungen in den neuen Mitgliedstaaten


zu begegnen.


4.1.2.2
Kostendämpfung


Hier ist insbesondere


· der Einsatz von Subunternehmern (Out​sourcing),


· die Verlagerung der Flotte an Niederlas​sungen in den neuen Mitglied​staaten (unter Ausnutzung der dortigen günstigeren infrastrukturel​len und betriebswirtschaftlichen Rah​menbedingungen) sowie


· die Einstellung von kostengünstigerem Personal in diesen Ländern


festzustellen.


4.2
Problemstellungen


4.2.1
(Schein-)Selbständigkeit


4.2.1.1
Allgemeines


Die Abgrenzung von selbständiger Tätig​keit zu abhängiger Beschäftigung richtet sich nach den von der Rechtsprechung entwickelten Kriterien zu § 7 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) – siehe auch 3.4.5.2. Nach dieser Vorschrift ist die Beschäftigung die nichtselbstän​dige Arbeit, insbesondere in einem Arbeits​verhältnis. Die Worte „nichtselb​ständige Arbeit“ umschreiben das persönli​che Abhängigkeitsverhältnis, in dem sich ein Arbeitnehmer zu seinem Arbeitgeber – beurteilt nach den tatsächli​chen Umständen – befindet. Typisches Merkmal dieses Abhängigkeitsverhältnis​ses ist die Weisungsbefugnis des Arbeitge​bers über Zeit, Dauer, Ort und Art der Aus​führung einer Tätigkeit. 


Die selbständige Tätigkeit ist demge​genüber durch ein eigenes Unternehmerri​siko, die Verfügungsmög​lichkeit über die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete Tätig​keit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Das Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit vom 20. Dezember 1999 hat an diesen Ab​grenzungskriterien nichts verändert, wo​bei das Vorliegen einer Beschäftigung im konkreten Einzelfall zu prüfen ist.


Grundsätzlich entscheidet nach § 28 h Abs. 2 SGB IV die örtlich zuständige Ein​zugsstelle über die Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung. 

Zuständige Einzugsstelle ist die Kranken​kasse, von der die Krankenversicherung durchgeführt wird.


Neben dieser grundsätzlichen Zustän​digkeit der Krankenkassen wurde mit dem Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit zur Klärung, ob im Einzelfall eine selbstän​dige Tätigkeit oder eine abhängige Beschäf​tigung vorliegt, bei der Deutschen Rentenversicherung Bund (damals BfA) zusätzlich eine bundesweite Clearingstelle zur Statusklärung eingerichtet, die auf Antrag im Rahmen des Anfrageverfahrens (§ 7a SGB IV) über das Vorliegen einer Be​schäftigung verbindlich für alle Zweige der Sozialversicherung entscheidet. 


Die Abgrenzung zwischen Selbständig​keit und abhängiger Beschäftigung gestal​tet sich in Einzelfällen schwierig, wenn sowohl Kriterien vorliegen, die für eine selbständige Tätigkeit sprechen, als auch Kriterien, die auf eine abhängige Beschäfti​gung hindeuten. Entscheidend sind dabei allein die objektiven Umstände, wie sie sich bei der konkreten Ausgestal​tung eines Vertrages darstellen, ohne dass es dabei auf den Willen der arbeitenden Person ankommt.


Nach § 2 S. 1 Nr. 9 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) sind selbständig tätige Personen, die im Zusammenhang mit ihrer selbständigen Tätigkeit regelmä​ßig keinen versicherungspflichtigen Ar​beitnehmer beschäftigen, dessen Arbeits​entgelt aus diesem Beschäftigungsverhält​nis regelmäßig 400 EUR im Monat über​steigt, und auf Dauer und im Wesentli​chen nur für einen Auftraggeber tätig sind, rentenversicherungspflichtig.

4.2.1.2
Problematik des selbständi​gen Fahrers bzw. des selbst fahren​den Unter​nehmers


4.2.1.2.1
Aus Sicht des GüKG


Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) kennt das Berufsbild des selbständi​gen Kraftfahrers nicht. Der Gesetzgeber nor​miert nur die Rechte und Pflich​ten des (selbständigen) Güterkraftverkehrsunter​nehmers und des angestellten Kraftfah​rers. Das Konstrukt des selbständigen Kraft​fahrers ist dadurch zwar nicht ausge​schlossen, denn es bleibt dem Transportun​terneh​mer unbenom​men, sich der Dienste eines selbständigen Kraft​fahrers zu bedienen, welcher als selbständi​ger Unternehmer seine Dienste als Fahrer anbietet und erbringt.


Es ist jedoch zu differenzieren: Wenn der ursprünglich nach § 407 Abs.1 HGB mit der Beförderung beauftragte Frachtführer (d. h.  derjenige, der sich durch Vertrag verpflichtet hat, die innerstaatliche oder grenzüberschreitende Beför​derung von Gütern in eigener Verantwortung und für eigene Rechnung durch​zuführen) seiner​seits einen so genannten selbständigen Kraftfahrer mit der ei​genverantwortlich und selbständig durchzuführenden Beför​derung als ausfüh​render Kraftfahrer (Unter​frachtführer) i. S. v. § 437 Abs.1 HGB beauftragt, liegt gemäß §§ 1 Abs.1 und 3 Abs.1 GüKG erlaubnispflichtiger Güterkraft​verkehr vor. 


Dagegen führt der selbständige Kraft​fahrer, der lediglich eine Lenktätigkeit er​bringt, keine erlaubnispflichtige Beförde​rung durch. Seine Tätigkeit beschränkt sich auf die Verrichtung der dem Frachtfüh​rer obliegenden Verbindlich​keit, die Beförderung.


Die rechtliche Einordnung kann nur 
je​weils im konkreten Einzelfall vorgenom​men werden. Die Beurteilung bedarf einer Gesamtschau der Umstände, wobei dem äußeren Erscheinungsbild eine maßge​bende Bedeutung zukommt.


Anhaltspunkt ist zunächst der Inhalt der vertraglichen Absprache zwischen den Vertragsparteien. Ist die Übernahme des Beförderungsvertrages nach § 407 Abs.1 HGB als Unterfrachtführer (Subunterneh​mer) vereinbart oder das Erbringen einer bloßen Fahr- bzw. Lenktätigkeit? Die Ant​wort kann auch aus der Tatsache geschlos​sen werden, welche Tätigkeit in Rechnung gestellt wird.


Ein weiterer Hinweis, der auf eine 
Eigen​schaft als Güterkraftverkehrsunter​nehmer schließen lässt, ist der einen Unter​nehmer kennzeichnende Kapitalein​satz bzw. das in Person eines selbständigen Unternehmers anfal​lende Kostenrisiko. Dies liegt u. a.vor, wenn der so genannte selbständige Kraftfahrer die alleinige Ver​fügungsbefugnis über das Kraftfahrzeug besitzt, das Fahrzeug auf ihn zugelassen ist, von ihm gemietet oder auf andere Weise zum ständigen alleinigen Gebrauch überlassen wurde und er die damit anfal​lenden Kosten wie Wartungs- und Betriebs​kosten, Mautgebühren, Steuern und Versicherungen – z.B. die Güterscha​den- Haftpflichtversicherung nach § 7a GüKG – übernimmt.


Weiteres Unterscheidungskriterium zwischen Unterfrachtführer und „selbstän​digem“ Kraftfahrer ist schließlich die Weisungsgebundenheit. Inwiefern wer​den Streckenroute, Ladungssicherung usw. vom Güterkraftverkehrsunterneh​mer festgelegt und vorgegeben. Inwiefern verbleibt dem Fahrer ein eigener Hand​lungs- und Entscheidungsspielraum sowie Dispositionsmöglichkeiten des Fahrzeug​einsatzes?


Gerade dieses letzte Unterscheidungs​kriterium verdeutlicht die Grauzone, in der sich der selbständige Kraftfahrer befin​det. Erfüllt er die Merkmale eines 
Güterkraftverkehrsunternehmers nicht und benötigt daher weder eine natio​nale Erlaubnis noch eine Gemeinschaftslizenz (§§ 3, 6 GüKG), besteht die Gefahr der Scheinselbständigkeit. 


Insofern handelt es sich aber um ein so​zial- und rentenversicherungsrechtli​ches Problem. Daneben stehen steuerrechtliche Fragen im Raum. Die Heran​gehensweise der verschiedenen Rechtsgebiete an das Konstrukt des selb​ständigen Kraftfahrers ist unterschiedlich. Eine Feststellung des Finanzamtes und/oder der Sozialversiche​rungsträger hat keine Bindungswirkung für die güterkraftverkehrsrechtliche Sicht​weise.


4.2.1.2.2
Aus sozialversicherungsrechtli​cher Sicht


Aus Sicht der Deutschen Rentenversiche​rung ist davon auszugehen, dass Frachtfüh​rer im Sinne der §§ 407 ff HGB dann ein selbständiges Gewerbe ausüben, wenn sie beim Transport ein eigenes Fahr​zeug einsetzen und für die Durchführung ihres Gewerbes eine Erlaubnis nach § 3 Güterkraftverkehrs​gesetz oder die Gemein​schaftslizenz nach Art. 3 der Ver​ordnung (EWG) 881/92 besitzen. 


Dies gilt auch dann, wenn sie als Einzel​person ohne weitere Mitarbeiter nur für ein Unternehmen tätig sind und dabei die Farben oder ein ”Logo” dieses Unterneh​mens nutzen. 


Voraussetzung ist allerdings, dass ih​nen weder Dauer noch Beginn und Ende der Arbeitszeit vorgeschrieben wird und sie die - nicht nur theoretische - Mög​lich​keit haben, Transporte auch für weitere eigene Kunden auf eigene Rech​nung durchzuführen. Ob sie diese Möglichkeit tatsächlich nutzen, ist nicht ent​scheidend. 


Um ein eigenes Fahrzeug im Sinne der vorherigen Ausführungen handelt es sich nur dann, wenn es auf den Erwerbstätigen zugelassen ist und von ihm mit eigenem Kapitalaufwand erworben oder geleast wurde. Eine indirekte oder direkte Beteili​gung an der Fahrzeug-/Leasingfinanzie​rung durch den Auftrag​geber spricht ge​gen die Annahme einer selbständigen Tätigkeit.


Bindet der Auftraggeber sie hingegen soweit in seine innerbetrieblichen Abläufe ein, dass ihnen faktisch jede Möglichkeit genommen wird, Transporte auch für an​dere durchzuführen und sieht darüber hinaus die vertragliche Gestaltung vor, dass sie zu bestimmten Zeiten zur Erbrin​gung der vertraglichen Leistung beim Auftraggeber zu erscheinen haben, ist 
– insbesondere, wenn entsprechende Sankti​onen vertraglich vorgesehen sind – von einer abhängigen Beschäftigung aus​zugehen (vgl. hierzu LSG Hessen vom 19.10.2006 L8/14KR1188/03 – German Parcel sowie Tz. 3.4.5).


Die abschließende Beurteilung des Ein​zelfalles bleibt der Deutschen Rentenversi​cherung vorbehalten.

4.2.1.2.3
Aus steuerrechtlicher Sicht


Aus steuerrechtlicher Sicht sind die Grund​sätze für die Bestimmung der Arbeitgeber- oder Arbeitnehmereigenschaft maßge​bend (siehe Tz. 3.4.5.3).


4.2.2
Gründung von Niederlas​sungen im Aus​land


4.2.2.1
Allgemeines


Wie oben unter Tz. 4.1.2.1 dargestellt, versu​chen derzeit deutsche Unternehmen u. a.durch Gründungen von Niederlassun​gen in den EU-Beitrittsstaaten sowie Dritt​staaten dem Kostendruck in der Branche zu begegnen. Ergänzend dazu werden Teile des Fuhrparks in diese Länder verla​gert und dort kosten​günstiges Personal eingestellt.


Im Folgenden werden mit der Grün​dung von Niederlassungen im Ausland verbundene Risiken aufgezeigt. Die Auf​zählung erhebt keinen Anspruch auf Voll​ständigkeit und bezieht sich auf die zum Zeitpunkt der Erstellung dieser „Darstel​lung der Rechtslage“ geltenden Vorschrif​ten.


4.2.2.2
„Fernzulassung“


Alle nicht zugelassenen Fahrzeuge, die in Deutschland ihren Standort haben und hier am öffentlichen Straßenverkehr teil​nehmen sollen, benötigen eine deutsche Zulassung zur Inbetriebnahme eines Fahr​zeugs im öffentlichen Straßenverkehr auf der Grundlage der deutschen Rechtsvor​schriften, also amtliche deutsche Kennzei​chen und Fahrzeugpapiere.


Zum Erlass von Verwaltungsakten, wie sie mit der Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr verbunden sind, sind in Deutschland ausschließlich die deutschen Behörden befugt.


Eine so genannte „Fernzulassung“ 
– zum Beispiel durch Verwendung auslän​discher Kurzzeit- oder Händlerkennzei​chen und der damit korrespondierenden ausländischen Dokumente – stellt einen Hoheitsakt eines ausländischen Staates auf deutschem Territorium dar, zu dem der ausländische Staat (zu​mindest ohne völkerrechtliche Vereinbarung) nicht be​fugt ist.


In diesem Zusammenhang kommt es nicht darauf an, ob das Anbringen aus​ländischer Kennzeichen an einem in Deutschland gekauften Fahrzeug zum Zweck der Überführung ins Ausland mit oder ohne Beteiligung der ausländischen Behörde erfolgt.


Zuständig für die Ahndung eines sol​chen Verstoßes gegen die Bestimmungen der Fahrzeug-Zulassungsverordnung und des Straßenverkehrsgesetzes sind die Stra​ßenverkehrsbehörden (Allg. Polizeibehör​den).


Zuständig für einen evtl. Entzug der gü​terkraftverkehrsrechtlichen Erlaubnis, Li​zenz oder Genehmigung ist die jeweils ausstellende Behörde (Landesbehör​den bzw. BAG).


4.2.2.3
Bedeutung der Disposition 


4.2.2.3.1
Allgemeines


Mit Disposition wird im Allgemeinen eine Stelle im Unternehmen bezeichnet, die die Aufgabe hat, eingehende Aufträge zu bearbeiten und den leistenden Stellen zuzuweisen. 


Die Disposition in einem Verkehrsun​ternehmen plant, lenkt, leitet und über​wacht den Einsatz betriebseigener Fahr​zeuge und des im Betrieb tätigen Fahr-
per​sonals.

Sie übernimmt u. a.

· die Auftragsbearbeitung und -abwick​lung der angenommenen Frachtauf​träge,


· die Tourenoptimierung (optimiert den Fahrzeugeinsatz unter wirtschaftli​chen Gesichtspunkten (Frachtberech​nung, Fremd-Eigen-Vergleich), Fleet​manager (Bindeglied zwischen Disposi​tion und Fahrer; Dolmetscher mit Über​wachungsfunktion)),


· die Tourenplanung (Frachtverteilung, Erstellen des Tourenplans),


· die Frachtüberwachung (Sendungsver​folgung, Einhaltung aller Liefervorga​ben) sowie


· die Meldung von Lohnabzügen an die Finanzbuchhaltung aufgrund firmenin​terner Sanktionen (z.B. gefah​rene Mehrkilometer, verspätete Anliefe​rung, unvollständiges Ausfüllen von Frachtunterlagen).


Das „Verkehrsunternehmen“ organi​siert nach Art. 10 - Überschrift „Haftung von Verkehrsunternehmen“ - der VO (EG) Nr. 561/06 die Arbeit der angestellten oder ihm zur Verfügung gestellten Fahrer so, dass diese die Bestimmungen des Kapitels II besagter VO sowie der VO (EWG) Nr. 3821/85 einhalten können (insbesondere Lenk- und Ruhezeiten). Es hat den Fahrer ordnungsgemäß anzuweisen und regelmä​ßig zu überprüfen, dass die im vorangegangenen Satz zitierten Vorschrif​ten eingehalten werden.


Verkehrsunternehmen im Sinne der VO (EG) 561/06 ist jede natürliche oder juristi​sche Person und jede Vereinigung oder Gruppe von Personen ohne Rechtspersön​lichkeit mit oder ohne Erwerbszweck so​wie jede eigene Rechtspersönlichkeit besit​zende oder einer Behörde mit Rechts​persönlichkeit unterstehende offizielle 

Stelle, die Beförderungen im Straßen-
ver​kehr gewerblich oder im Werkverkehr vornimmt. Beförderung im Straßenver​kehr ist jede ganz oder teilweise auf einer öffentlichen Straße durchgeführte Fahrt eines zur Personen- oder Güterbeförde​rung verwendeten leeren oder beladenen Fahrzeugs.


Der Begriff „Verkehrsunternehmen“ be​zieht sich dabei, unabhängig von seiner Rechtsform, auf ein selbständiges Rechts​subjekt, das auf Dauer eine Beförderungstä​tigkeit ausübt und befugt ist, die Arbeit der Fahrer und der Mitglie​der des Fahrpersonals zu organisieren und zu kontrollieren (vgl. EuGH Urteil vom 02.10.1991 – Rechtssache C 7/90 – Paul Van​devenne 
u. a.-; EuGH E 1991, S. I – 4371).


Das unternehmerische Ziel, eine opti​mierte Fahrzeug- und Transportlogistik zu erreichen, muss dabei im Einklang mit allen tangierten Rechtsvorschriften ste​hen. Dabei geht das Einhalten der gesetzli​chen Vorschriften den kaufmännischen Unternehmensinteressen vor. 


Bei der Disposition hat das „Verkehrsun​ternehmen“ neben den um​fangreichen verkehrsrechtlichen Vor​schrif​ten (z.B. Lenk- und Ruhezeiten) auch sozialversicherungs-/arbeitsrechtliche sowie ausländerrechtliche Rechtsnormen zu beachten.


Das Verkehrsunternehmen (der Be​triebsinhaber) muss nicht selbst disponie​ren. Es kann eine andere Person beauftra​gen, bestimmte betriebsbezogene Pflich​ten wahrzunehmen (z. B. einem angestell​ten Speditionskaufmann die Disposition des Fahrereinsatzes übertragen), ohne jedoch von den notwendigen Aufsichts​maßnahmen entbunden zu sein (vgl. § 9 Abs. 2 Nr. 2 OWiG; § 130 OWiG).

Ferner hat das „Verkehrsunterneh​men“ die Berufszugangsvoraussetzungen nach der Richtlinie 96/26 EG des Rates vom 29.04.1996 bzw. der Berufszugangsverord​nung für den Güterkraftverkehr zu erfül​len und nach Anhang 1 zu Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie über Kenntnisse im „Bürgerli​chen Recht“, „Handelsrecht“, „Sozial​recht“, „Güterkraftverkehrsrecht“ sowie die Vorschriften über den „Zugang zum Markt“ zu verfügen (s. Kommentar Straßen​verkehrsrecht Lüt​kes/ Ferner/Kramer Tz 10.2 zur Richtlinie 96/26 EG des Rates).


4.2.2.3.2
Einsatz von betriebsfremden Fahrzeugen


Werden eingehende Aufträge nicht mit betriebseigenen Fahrzeugen abgewickelt, gehört es auch zu den Aufgaben der Dispo​sition, den Einsatz betriebsfremder Fahr​zeuge (Subunternehmer) zu organisieren. Dies gilt insbesondere für die Aufgabenver​teilung zwischen einem Spedi​teur und einem Frachtführer; ist aber nicht auf diese Fälle beschränkt. 


Aufgabe des Spediteurs ist die Besor​gung der Güterversendung, die gesetzlich als Organisation des Transports definiert wird (§§ 453, 454 HGB); Aufgabe des Fracht​führers ist die Durchführung des Transports (§ 407 HGB).


Im Rahmen der Transportorganisation obliegt dem Spediteur nach § 454 Abs. 1 HGB insbesondere die Bestimmung des Beförderungsmittels und des Beförde​rungsweges, die Auswahl ausführender Unternehmer, der Abschluss der für die Versendung erforderlichen Fracht-, Lager- und Speditionsverträge sowie die Ertei​lung von Informationen und Weisungen an die ausführenden Unternehmer und die Sicherung von Schadensersatzansprü​chen des Versenders.

Diese Bestimmung macht deutlich, dass jedes Speditions- oder andere Ver​kehrsunternehmen, das Subunternehmer für die Transportdurchführung einsetzt, diesen im Rahmen des Frachtvertrages 
(§ 407 HGB) alle organisatorischen Anweisun​gen zur Abwicklung des Trans​portauftrags erteilen können muss. Diese Anordnungsbefugnis (frachtvertragliches Weisungsrecht) wird jedoch durch den Vertragsgegenstand, die Beförderung von Gütern beschränkt. Sie erfasst nur auftrags​bezogene Ausführungsanweisun​gen, die sich nicht auf die einzelne Arbeits​verrichtung, sondern nur auf das Arbeitser​gebnis beziehen dürfen. Dieses Weisungsrecht ist sachbezogen und er​folgsorientiert. Bei der Disposition 
betriebs​fremder Fahrzeuge haben die Speditionsunternehmen oder andere Ver​kehrsunternehmen aber in Bezug auf Art, Ort und Zeit der Arbeitsleistung kein 
Wei​sungsrecht gegenüber dem Subunterneh​mer und insbesondere kein Weisungs​recht gegenüber dem bei diesem eingesetz​ten Personal; sie besitzen keine Personalhoheit. Solche Direktions- und Kontrollbefugnisse, wie sie die Disposition gegenüber betriebseigenem Personal ausüben kann, müssen beim Einsatz von Subunternehmern bei diesen verbleiben.


Gleiches gilt auch beispielsweise für Ent​scheidungen über den Einsatz der Fahr​zeuge des Subunternehmers; hier liegt die Dispostionsverantwortung beim Subunternehmer im Rahmen des § 407 HGB. Insoweit ist zur Dispositionsverant​wortung des Spediteurs im Rahmen des 
§ 454 HGB abzugrenzen.


Ungeachtet dessen haben u. a. Spedi​teure, Hauptauftragnehmer und Unterauf​tragnehmer sicherzustellen, dass die vertraglich vereinbarten Beförderungs​zeitpläne nicht gegen die VO (EG) 561/06 verstoßen (Art. 10 Abs. 4 VO (EG) 561/06).


Von den vorgenannten Ausführungen bleiben Rechte und Pflichten, wie sie im Verhältnis zwischen Frachtführer und Teil- bzw. Unterfrachtführer bestehen, unbe​rührt.


4.2.2.4
Mögliche rechtliche Auswir​kungen einer inländischen Disposi​tion


4.2.2.4.1
Zulassungsrechtlich


4.2.2.4.1.1 
Regelmäßiger Standort - Definition


Dieser Begriff wurde in der Rechtspre​chung entwickelt und kommt u. a .im 
Zulas​sungsrecht § 20 Abs. 1 FZV zur Anwen​dung. Fahrzeuge, die ihren regel​mäßigen Standort im Inland haben und am öffentlichen Straßenverkehr teilneh​men sollen, müssen über eine Zulassung der örtlich zuständigen Verwaltungsbe​hörde (Zulassungsbehörde) verfügen.


 Der regelmäßige Standort des Fahr​zeugs bestimmt sich nach objektiven Merkmalen, nicht nach sub​jektiven Vor​stellungen des Verfügungsberechtigten. Regelmäßiger Standort ist derjenige des „Schwerpunkts der Ruhevorgänge“ des Kfz, vom dem aus das Fahrzeug unmittel​bar zum Straßenverkehr eingesetzt wird. Meist ist es der Wohnsitz des Halters. Scheinbedingungen sind unbeacht​lich. Bei ständigem Einsatz im überregionalen Transportverkehr ist der Einsatzmittel​punkt entscheidend. Einsatzmittelpunkt ist der Ort, an dem über den jeweiligen, konkreten Einsatz des Fahrzeugs entschie​den bzw. disponiert wird. 


Daher kann zumindest in den Fällen, in denen eine Disposition betriebsfremder Fahrzeuge nicht in der unter Tz. 4.2.2.3.2 dargestellten Art und Weise vollzogen wird, d. h. dass sie neben dem Fahrzeugein​satz auch das Direktionsrecht gegen-über dem Fahrpersonal umfasst, von 
einem inländischen Standort der 
Fahr​zeuge ausgegangen werden.

4.2.2.4.1.2
Zulassung im Bundes-gebiet


Hat ein im Ausland zugelassenes Fahrzeug seinen regelmäßigen Standort im Bundes​gebiet, kommt das deutsche Zu​lassungs​recht zur Anwendung. Es fehlt insoweit trotz der Zulassung in einem anderen Staat an der verkehrsrechtlich vorgeschrie​be​nen Zulassung nach § 1 StVG i. V. m. §§ 3, 20 FVZ.


Besonderheit: Bei EU-Fahrzeugen ist das Urteil des EuGH Rs C – 115/00 vom 02.07.2002 (Hoves-Urteil zur Kabotage innerhalb der EU) zu beachten.


Hinweis zu Mietfahrzeugen: Werden Fahrzeuge aus dem Ausland längerfristig angemietet, so verlagert sich der Standort des Fahrzeugs in das Inland, mit der Folge der sofortigen Zulassungspflicht.


Hierzu Besonderheit: beim Anmieten von EU-Fahrzeugen ist EuGH Rs. C 228/01 (Jacques Bourrasse) und Rs. C 289/01 (Jean-Marie Perchicot) zu be​achten. Nach diesen beiden Urteilen hat der Mieter das Fahr​zeug in seinem Sitzstaat anzumelden.


4.2.2.4.2.
Güterkraftverkehrsrechtlich


Genehmigungen (z.B. Drittstaaten, CEMT-Genehmigungen) sind Inhaberge​nehmi​gungen, die weder übertragbar, zu vermie​ten noch zu verschenken sind. Die Inhabergenehmigungen sind an ein Unter​nehmen gebunden.


Werden fremde LKW (EU + Drittstaa​ten) mit Fremd-Genehmigungen vom Inland (von einem Dritten) aus disponiert, wird ungenehmigter Güterkraftver​kehr durchgeführt (vgl. hierzu §19 GüKG).

4.2.2.4.3
Aufenthaltsrechtlich


Wurden für ausländische Arbeitnehmer im grenzüberschreitenden Stra​ßenver​kehr Aufenthaltstitel beantragt, sind in diesem Zusammenhang An​gaben in den Einladungen (vgl. §§ 79 ff. AufenthG; alt: §§ 82, 84 AuslG) zu prüfen und festzustel​len, ob ggf. bei der Visa Beantragung un​richtige Angaben im Sinne von § 95 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG (alt: § 92 Abs. 2 Nr. 2 AuslG) gemacht wurden.


4.2.2.4.4
KFZ–steuerrechtlich


Werden Fahrzeuge auf öffentlichen Stra​ßen im Inland ohne die verkehrsrechtlich vorgeschriebene Zulassung benutzt, liegt eine widerrechtliche Benutzung vor (§ 2 Abs. 5 KraftStG). 


Ausländische Fahrzeuge für die ein in​ländischer regelmäßiger Standort begrün​det wird, und die ohne nach § 1 StVG in Verbindung mit §§ 3, 20 FZV zugelassen zu sein genutzt werden, werden demnach – sofern keine Ausnahme​tatbestände grei​fen – widerrechtlich genutzt. 


Es fällt für widerrechtlich genutzte Fahr​zeuge für mindestens ein Monat die KFZ-Steuer an (vgl. §§ 1, 2 KraftStG).


Hinsichtlich der EU-Fahrzeuge wird auf das EUGH-Urteil vom 02.07.2002 Rs C 115/00 (Hoves-Urteil) verwiesen (gilt nicht bei angemieteten Fahrzeugen).


4.2.2.4.5
Sozialversicherungsrechtlich


Bei der unter Tz. 4.2.2.3 dargestellten Dispo​sition von betriebsfremden Fahrzeu​gen wird beim Einsatz von Fahrzeugen ausländischer Niederlassungen im Einzel​fall 
– ggf. unter Berücksichtigung des Ar​beit​nehmerüberlassungsgesetzes (AÜG)  – zu prüfen sein, in welchen Fällen in Deutsch​land die speditionelle oder fracht​rechtli​che Dispositionsbefugnis überschrit​ten und so ein Beschäftigungs​verhältnis zum ausländischen Arbeitneh​mer begründet wird, und in welchen Fäl​len der deutsche Arbeitgeber verpflichtet wäre, den auslän​dischen Arbeitnehmer zur Sozialversiche​rung anzumelden (§ 28 a SGB IV) sowie die entsprechenden Sozial​versicherungsbei​träge an die Kranken​kasse (Einzugsstelle) und den Unfallversi​cherungsträger abzu​führen (§§ 28e und 28h SGB IV, 168 SGB VII).


Je nach Einzelfall kann der in Deutsch​land ansässige Arbeitgeber auch verpflich​tet sein, die nach dem innerstaatlichen Recht eines anderen Mitgliedstaates beste​henden Melde- und Beitragspflichten zu erfüllen, wenn für den Arbeitnehmer die Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit dieses Staates gelten.


4.2.2.4.6
Zollrechtlich


In den unter Tz. 4.2.2.4.1.1 dargestellten Fällen ist nicht ausgeschlossen, dass ein Drittstaatenfahrzeug u. U. einen regelmä​ßigen inländischen Standort erhält (vgl. Tz. 4.2.2.4) und damit einer deutschen Zulas​sung bedarf. 


Neben der güterkraftverkehrsrechtli​chen Würdigung wäre in diesen Fällen im Einzelfall vorab zu prüfen, ob die Fahr​zeuge in den zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr zu überführen respektive zollschuldrechtliche Tatbestände verwirk​licht.





















� Belgien, Dänemark, Deutschland, England, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien seit 01.05.2004 Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, Zypern seit 01.01.2007 Bulgarien und Rumänien



� EU-Staaten, Norwegen, Island, Liechtenstein



� Andorra, Argentinien, Australien, Bolivien, Brasilien, Brunei, Bulgarien, Chile, Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, Israel, Japan, Kanada, Kroatien, Malaysia, Mexiko, Monaco, Neuseeland, Nicaragua, Panama, Paraguay, Rumänien, San Marino, Singapur, Süd-Korea, Uruguay, USA, Vatikanstaat, Venezuela



� Zuständige Sozialversicherungsträger sind die Krankenkassen (§§ 21, 21a, 21b SGB I), die Unfallversicherungsträger (§ 22 SGB I), die Rentenversicherungsträger (§ 23 SGB I) und die Bundesagentur für Arbeit (§§ 19, 19a, 19b SGB I).



� Vgl. Nr. 10 des Beschlusses Nr. 181 vom 13.Dezember 2000 der Verwaltungskommission der europäischen Gemeinschaften für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer; Fundstelle Leitfaden: www.europa.eu.int → de → Institutionen → Europäische Kommission → Beschäftigung und Soziales → Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit → Schlüsseltexte → Leitfaden „Entsendung“ (de).



� (Quelle Bundesamt für Güterverkehr – BAG; Stand 2005)







� vgl. hierzu: Katalog der DRV zur Einordnung Katalog bestimmter Berufsgruppen zur Abgrenzung zwischen abhängiger Beschäftigung und selbständiger Tätigkeit; Stand 08.09.2006



� siehe Tz. 3.7.5.2



� siehe Tz. 3.7.5.3



� Art. 4 Buchst. a) und p) VO (EG) 561/06
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